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Kurzum
von Stefan Stache und Max Reinhardt� 

Vielen Medienkommentaren aus der ver-
meintlichen politischen Mitte war die Enttäu-
schung über das Mitgliedervotum für die SPD-
Vorsitzenden Esken/Walter-Borjans und manche 
Parteitagsbeschlüsse deutlich anzumerken. In den 
medial tonangebenden Logiken eines Politikma-
nagements der „Mitte“ war der demokratische 
Eigensinn der Mitglieder ebenso ein linksradika-
ler Affront wie eine SPD, die wieder mehr linke 
Politik wagen könnte. Tatsächlich sind die poli-
tischen Öffnungen des Parteitages eine Chance, 
den linken Parteiflügel und damit auch jene Lager 
wieder stärker zu repräsentieren, die eine sozial-
integrative Politik erwarten. So stellte der Partei-
tag gegen den Widerstand aus dem Finanzminis-
terium sowohl die Politik der schwarzen Null als 
auch die Schuldenbremse zur Disposition, um be-
darfsgerecht in die öffentliche Infrastruktur und 
den Klimaschutz zu investieren. Damit beginnt 
die SPD, einen fundamentalen ökonomischen 
Fehler – der Verankerung der Schuldenbremse 
im Grundgesetz – zu revidieren. Sie löst sich von 
dem marktliberalen Diskurs der schwarzen Null 
und der ausgeglichenen Haushalte zugunsten ei-
ner keynesianisch orientierten Vorstellung eines 
wohlfahrtsstaatlich investierenden Staates. Durch 
die Forderung von bedarfsgerechten Investitionen 
in die gesellschaftlichen Infrastrukturen, Pflege, 
Erziehung, öffentliche Mobilität, bezahlbaren 
Wohnraum usw. könnte die SPD auch Vertrauen 
ihrer Wählermilieus langfristig zurückgewinnen 
und sich von den Unionsparteien abgrenzen. Zu-
dem stellt die Partei u.a. durch ein Konzept für die 
Wiedereinführung der Vermögensteuer deutlich 
die Verteilungsfrage. An die Stelle des Förderns 
und Forderns und der Arbeit um jeden Preis tritt 
ein noch in der Zeit von Andrea Nahles erarbei-
tetes Sozialstaatskonzept, das u.a. die Zahlung des 
Arbeitslosengeldes I im Falle von Weiterbildung 
bis zu drei Jahren vorsieht und längere Beitrags-
zeiten besser anerkennt. Einem Kompromiss 
des Parteitages zufolge sollen die Sanktionen 

�	 Stefan Stache ist Chefredakteur der spw und lebt in Hannover.

	 Max Reinhardt ist Autor der spw und zahlreicher Publikationen zu SPD-Strö-
mungen z. B. von „Aufstieg und Krise der SPD. Flügel und Repräsentanten 
einer pluralistischen Volkspartei“ (Nomos Verlag 2011). 

gegenüber Arbeitslosen orientiert am Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts nur noch eine Kür-
zung von maximal 30 Prozent vorsehen dürfen. 
Sowohl die Erwerbstätigenversicherung und die 
Überführung der Pflege- in eine Bürgerversiche-
rung (wie bei der Krankenversicherung) als auch 
die Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeit 
von Tarifverträgen wären progressive Strukturre-
formen der sozialen Sicherung und der Arbeits-
beziehungen.�

Gleichzeitig stehen die neue SPD-Vorsitzenden 
vor der Aufgabe, beide Parteiflügel zu integrieren. 
Darüber hinaus könnte die SPD durch eine Partei-
reform mehr Möglichkeiten der politischen Par-
tizipation eröffnen. Auf diese Weise könnten auf 
Dauer auch solidarisch-ökologische Bewegungen, 
Initiativen und Gewerkschaften wieder oder mehr 
Gehör finden. Vor allem mit ihnen sollte die SPD-
Linke weitergehende Reformvorstellungen wie 
z.B. demokratischeres Wirtschaften durch eine 
gemeinwohlorientierte Infrastrukturökonomie 
diskutieren (s. Heftschwerpunkt).� 

Allerdings muss die Parteilinke auch hart 
daran arbeiten, dass die von ihr erkämpften Öff-
nungen programmatisch wie auch in der Regie-
rungspraxis Bestand haben, insbesondere in den 
Nachverhandlungen mit der Union und deren 
Bewertung. Hier stehen noch entscheidende 
Auseinandersetzungen um den Kurs der Partei 
bevor. Es besteht die Gefahr, dass die große Ko-
alition und die dort noch immer tonangebenden 
Logiken die linken Öffnungen blockieren und 
Hoffnungen wieder enttäuscht werden.� 

Kurzum: Ob die solidarischen Öffnungen 
von Dauer sind, entscheidet sich langfristig in 
den noch zu führenden politischen Auseinan-
dersetzungen.	 ó

�	 Zur Bewertung der Öffnung der SPD durch den Berliner Parteitag 2019 vor 
dem Hintergrund der Geschichte der Flügelrepräsentation in der SPD vgl. 
Max Reinhardt i.E.: SPD-Flügelrepräsentation der Wohlfahrtsstaatspfade, 
Gewerkschaften und sozialen Milieus, In: Wolf von Matzenau/Stefan Stache 
(Hg.): Struktur- und Repräsentationsprobleme des deutschen Pfads und soli-
darisch-ökologische Reformperspektiven, spw-Verlag/VSA.

�	 Zur Aufgabe von SPD-Parteivorsitzenden und der Integration von Flügeln 
nach 1945 vgl. Max Reinhardt 2014: Gesellschaftspolitische Ordnungsvor-
stellungen der SPD-Flügel nach 1945. Zwischen sozialistischer Transforma-
tion, linkem Reformismus und Marktideologie, spw-Verlag/Nomos-Verlag.

�	 Zum Kräftefeld der SPD vgl. Max Reinhardt 2019: SPD-Führung: Ablö-
sung des Schröder-Netzwerks?, In: Freitag Community 15.12.2019, online: 
https://www.freitag.de/autoren/mreinhardt/spd-fuehrung-abloesung-des-
schroeder-netzwerks.
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von Daniela Dahn

Von einem Paradigmenwechsel war die 
Rede. Dass es in den großen Medien und auf 
Podien und Bühnen etwas mehr Bereitschaft 
gab, Ostdeutsche zu Wort kommen zu lassen 
und ihnen auch zuzuhören, lag vor allem an 
dem beunruhigenden Rechtsruck, der Europa, 
Deutschland und noch eklatanter Ostdeutsch-
land befallen hat. Musste erst die AfD kommen 
um zu begreifen, dass der Frust an der Basis 
etwas mit den falschen Weichenstellungen der 
deutschen (und später nach gleichem Muster 
laufenden europäischen) Einigung zu tun hat? 

Östliche Kritiker von links sind lange als 
Nostalgiker oder Altlast ausgegrenzt und lä-
cherlich gemacht worden. Aber auch westli-
chen Warnern ist von Anfang an nicht zuge-
hört worden. Im Dezember 1989 hatten drei 
Dutzend Autoritäten, darunter Heinrich Al-
berts, Inge Aicher-Scholl, Ossip K. Flechtheim 
oder Dorothee Sölle gemahnt: „Nicht nur Euer 
Land, Ost und West stecken in einer tiefen 
Krise.“   Kohls Plan der Wiedervereinigung 
zu westdeutschen Bedingungen würde den 
Demokratisierungsdruck auf beiden Seiten 
verschütten. Im selben Monat veröffentlich-
te die Frankfurter Rundschau die „Erklärung 
der Hundert“:  Diese Großmannspolitik werde 
„die Wiedervereinigung in einem Scherben-
haufen enden lassen und den Aufbau des Eu-
ropäischen Hauses gefährden“. 

Der österreichische Futurologe Robert Jungk 
flehte geradezu: „Lassen Sie sich um Gottes Wil-

Anhaltender Erfolgsgesang
Von der Debatte zum Mauerfall zu der um 30 Jahre Einheit

û  Die Schriftstellerin Daniela Dahn 
war 1989 Gründungsmitglied des 
„Demokratischen Aufbruchs“ und ist 
stellvertretende Vorsitzende des Wil-
ly-Brandt-Kreis e.V. Sie hat in mehre-
ren kritischen Büchern den Weg der 
Einheit begleitet oder die westliche 
Demokratie, wie in: „Wir sind der 
Staat. Warum Volk sein nicht genügt“.

Foto:  © Hermann Willers

len nicht von den Konzepten kapitalistischer 
Staaten verführen. Wenn bei uns weiter in der 
bisherigen Art regiert und produziert wird, 
stehen unvermeidlich schwere, nicht wieder 
gut zu machende Krisen ins Haus.“ Diese Kri-
sen sind inzwischen unser ständiger Begleiter. .
Einen „Nationalismus der Deklassierten“ in 
Ostdeutschland hat Oskar Negt schon 1994 
vorausgesagt. Es sei auf die Dauer unmöglich, 
dass große Teile einer Bevölkerung in Ent-
wertungszuständen und dem Gefühl der De-
mütigung ruhig bleiben. Irgendwann werde 
eine „explosive Rebellion“ kommen. Wo war 
dafür Platz? Rechtsaußen.

Nach Berechnungen von Wirtschafts-
experten habe die Vereinigung zwei Billionen 
Euro gekostet, so die FAZ am 30.09.2015. 
Aber es habe dazu keine Alternative gegeben 
und sich überdies durch das zweiten Deutsche 
Wirtschaftswunder im Osten gelohnt. Dabei 
kann Ostdeutschland den eigenen Verbrauch 
bis heute bei weitem nicht selbst erwirtschaf-
ten, muss also noch auf unabsehbare Zeit 
alimentiert werden. Auch weil hier nur ver-
längerte Werkbänke für die großen Konzerne 
im Westen übrig geblieben sind. Das passt 
genauso wenig zu einem Wunder wie der 
Umstand, dass die Bundesrepublik einer der 
größten Niedriglohnsektoren Westeuropas 
ist – Ostdeutschland mit Abstand der größ-
te. Solche wunderbaren Beschönigungen sind 
zwischenzeitlich seltener geworden, zumal 
die Transfers weitgehend über Kredite bezahlt 
wurden, die längst nicht abgezahlt sind. Sie 
gingen in die Staatsschuld ein, die künftigen 
Generationen am Hals hängen. Aber auch uns 
Heutigen, in Form der schwarzen Null. 

Verfestigt hat sich dennoch ein wohlbeab-
sichtigtes Bild, wonach gleich nach dem so-
genannten Mauerfall die Massen zu schneller 
Einheit drängten, verbunden mit dem Wunsch 
nach bedingungsloser Übernahme der westli-
chen Ordnung. Doch obwohl Ende November 
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1989 die meisten DDR-Bürger die Erfahrung 
hinter sich hatten, wie es ist, mit Begrü-
ßungsgeld durch westliche Konsumtempel zu 
schreiten, entschieden sich damals 86 Prozent 
für „den Weg eines besseren, reformierten 
Sozialismus“, nur fünf Prozent wollten einen 
„kapitalistischen Weg“, neun Prozent einen 
„anderen Weg“ gehen.1� Die Rolle von Fake 
News, Medien und überzogenen Versprechen 
westlicher Politiker als Stimmungsmacher in 
den Wochen bis zu den Wahlen im März 1990 
ist noch nicht untersucht.

Ja, es gab einen Paradigmenwechsel in 
der Debatte, aber vorsichtig und halbher-
zig. Besonders zum Jahrestag selbst hatten 
sich dann wieder die Erfolgsgesänge durch-
gesetzt, wie man es von Jubiläen kennt. Das 
ging oft an der Stimmung an der Basis vor-
bei. Allzu grundsätzliche Fragen, wie die, ob 
es nicht doch Alternativen gab, wurden eher 
nicht gestellt. Das ist nun auch Schnee von 
gestern. Dennoch wäre es wünschenswert, 
wenn sich die 2020 ins Haus stehende Debatte 
einiger der unerfüllten Forderungen der als 
„friedliche Revolution“ beginnenden und als 
Restauration des Neoliberalismus endenden 
Wende erinnern würde. Schon weil wir wei-
terhin ständig an Scheidewegen stehen, sollte 
aus Gründen des nachholenden Dazulernens 
daran erinnert werden, welche Weichen da-
mals falsch gestellt wurden. 

Was im Osten überdrüssig und übermütig 
mit revolutionären Ansätzen begonnen hatte, 
wurde im Westen gekontert mit dem Wech-
sel auf eine Zukunft, die den über die Freiheit 
des Konsums hinausgehenden Erwartungen 
oft nicht standhielt. Sieht man sich heute die 
programmatischen Gründungsdokumente 
der damaligen Bürgerbewegungen, opposi-
tionellen Gruppen, Runden Tische, neuen 
Parteien und die kirchlichen Stellungnahmen 
an, so erhebt das Unerfüllte immer noch An-
spruch. Den dringlichen Forderungen nach 
Reise- und Meinungsfreiheit, nach einem 
Ende von Bevormundung und Privilegien der 
Funktionäre kann man, soweit das für Habe-

�	 DDR zwischen Wende und Wahl. Meinungsforscher analysieren den Um-
bruch, hrsg. von Peter Förster und Günter Roski, Berlin 1990, S. 54.

nichtse möglich ist, mit der Einheit den Sta-
tus: erfüllt zubilligen. 

Das ist keinesfalls gering zu schätzen. Es 
war aber, angesichts der fehlenden Chancen-
gleichheit und des Beharrens auf herkömm-
lichen Demokratieformen im beizutretenden 
Gebiet, nicht eben revolutionär.

Als oberstes Ziel aller Entwürfe wurde im-
mer wieder ein „solidarisches Gemeinwesen“ 
gewünscht. Das hat zweifellos den Status: 
nicht erfüllt. Auch die damaligen Vorstellun-
gen über den Charakter von Freiheit lassen 
sich heute kaum als erfüllt betrachten. Die 
von der Schriftstellerin Christa Wolf formu-
lierte Präambel des Verfassungsentwurfs des 
Runden Tisches drückte die Überzeugung 
aus, „dass die Möglichkeit zu selbstbestimm-
tem verantwortlichen Handeln höchste Frei-
heit ist“. 

Selbstbestimmung wird ohne eine an-
gemessene Arbeit und Vergütung schwie-
rig. Und die Mittel für verantwortungsvolle 
Teilhabe am politischen Geschehen werden 
bekanntlich mehrheitlich als so mangelhaft 
empfunden, dass von Fassadendemokratie 
und notwendiger Selbstermächtigung die 
Rede ist. Von „höchster Freiheit“ wird also 
kaum jemand reden wollen. Reduziert man 
die Forderung auf die dennoch wichtige Ver-
größerung der bisherigen Spielräume persön-
licher Freiheit, so lässt sich mit Genugtuung 
mehrheitlich bilanzieren – Status: erfüllt.

Revolutionär wurden die damaligen For-
derungen auch dadurch, dass etwa vom Neu-
en Forum neben Verbesserungen im eigenen 
Leben auch die Belange des ganzen Landes 
und der Menschheit bedacht wurden. Zwar 
wünschte man sich ein vielfältigeres Waren-
angebot, man sah aber auch die ökologischen 
Kosten und plädierte für eine „Abkehr von 
ungehemmtem Wachstum“. Demokratie Jetzt 
forderte, der Sozialismus dürfe „nicht verlo-
ren gehen, weil die bedrohte Menschheit auf 
der Suche nach überlebensfähigen Formen 
menschlichen Zusammenlebens Alternativen 
zur westlichen Konsumgesellschaft braucht“. 
Doch alle systemrelevanten Veränderungen 
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   R A D I K A L E 
   S E L B S T-
 D E N K E R I N . »

Der Tagesspiegel

«Es ist wichtig, wie hier Geschichte 
gegen den Strich gebürstet wird. 

Das bietet Stoff für lebhafte 
Diskussionen.»  Berliner Zeitung

AZ_Dahn_135x94_13.12.19.indd   2 13.12.19   10:37

bekamen.geradezu.automatisch.den.Status: 
abgelehnt.

Im.Demokratischen Aufb ruch.verlangten.
wir,.dass.Sozialismus.und.Demokratie.mit-
einander.versöhnt.werden.sollten.. .Die.De-
mokratisierung.dürfe.auch.vor.der.Wirtschaft..
nicht.Halt.machen..Die.neu.gegründete.DDR-
SPD.verlangte,.die.Marktwirtschaft..mit.einem.
„strikten.Monopolverbot.zur.Verhinderung.
undemokratischer. Konzentration. ökono-
mischer.Macht“.zu.belegen..Status: abgelehnt.

Entschädigte. Enteignungen. zugunsten.
des. Allgemeinwohls. sollten. möglich. sein,.
die. Privatisierung. von. Gemeineigentum.
aber.streng.reglementiert.werden..Der.über-
ragenden. Bedeutung. einer. sicheren. Woh-
nung.für.ein.menschenwürdiges.Leben.war.
besonderes.Gewicht.beizumessen..Status: In 
der Diskussion..

Artikel. 32. des. Verfassungsentwurfs. sah.
vor:. „Das. Eigentum. und. die. Nutzung. von.
land-.und.fortwirtschaft.lichen.Flächen,.die.

einhundert.Hektar.übersteigen,.ist.genossen-
schaft.lichen.und.öff.entlichen.Einrichtungen.
und.den.Kirchen.vorbehalten.“.Über.das.Pri-
vateigentum.hinaus.ging.es.um.die.„Plurali-
sierung. der. Eigentumsformen“.. Wobei. das.
gesellschaft.liche.Eigentum.an.Produktions-
mitteln.vorherrschend.sein.sollte.(Böhlener 
Plattform).. „Wir. wenden. uns. entschieden.
dagegen,.dass.politbürokratische.Unterdrü-
ckung.durch.kapitalistische.Ausbeutung.er-
setzt.wird.“.Status: Abgelehnt. 

Wertsteigerungen.von.Boden.durch.Um-
wandlung.in.Bauland.stehen.den.Kommunen.
zu..Status: Ansätze von Diskussion.

Gefordert.wurden.politische.Verhältnisse,.
die.die.Bürger.kontrollieren,.durchschauen.
und.verändern.können..Direkte.Demokratie.
sollte. gefördert,. der. Einfl.uss. von. Betriebs-.
und.Bürgerräten.erhöht,.Volksentscheide,.bei.
Zugang.aller.zur.Öff.entlichkeit,.ermöglicht.
werden..Die.Akten.der.Geheimdienste.sollten.
auf.beiden.Seiten.geöff.net.werden..Status: un-
erfüllt und abgelehnt.
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Alle Bürgerrechtsgruppen bestanden auf 
drastischer Senkung der Militärausgaben, auf 
friedlicher Konfliktlösung, auf dem Konzept 
der strukturellen Angriffsunfähigkeit und 
dem Wachstum der Konversionsindustrie. 
Losung: Raketenschlepper zu Straßenkränen. 
Status: bedrohlich verschlimmert. 

Die weltweiten Militärausgaben haben sich 
seit Wegfall des einstigen Hauptfeindes War-
schauer Pakt um 80 Prozent erhöht. 

Immer wieder ging es darum, „Bewährtes 
zu erhalten“ (Bund der Evangelischen Kir-
chen) und neue Wege zu einer partizipato-
rischen Gesellschaft zu suchen. Auch die 
Kirche stehe vor dem Gegensatz zwischen 
Anspruch und Wirklichkeit. Das Leben erfül-
le sich nicht im Besitz, „sondern in dem, was 
ich für andere bin“. Niemand habe gegenwär-
tig die Lösung. Status: unverändert.

Was anfangs den Euphemismus „Revolu-
tion“ verdiente, war der ansatzweise Wandel 
zu einer Demokratie, die auch den zentralen 
Machtbereich öffentlicher Kontrolle unter-
worfen hatte, die den Bürgern mehr Möglich-
keiten des Mitdenkens und Mitentwerfens bot 
als die meisten der bisher praktizierten Regie-
rungsformen. „Das könnte ein Modell für die 
Welt werden“, schwärmte Jungk. Dreißig Jah-
re nach dem Niedergang des Realsozialismus 
steht die Welt ohne jedes durchsetzungsfähige 
Modell da. 

Den krassesten Befund zum Jahrestag bot 
wohl die jüngste Umfrage unter Ostdeut-
schen, mit der Die Zeit am 2. Oktober ihr 
Titelblatt schmückte: „Die staatliche Willkür 
in der DDR war auch nicht schlimmer als 
heute.“ Dieses Lebensgefühl bestätigte auch 
ein noch verstörenderes Urteil: Drei Viertel 
der befragten Ostdeutschen fühlen sich heute 
nicht wohler als zu DDR-Zeiten. 

Für zwei Billionen so viel Unbehagen? 
Wenn das kein Scherbenhaufen ist. Vor allem 
für all die Geschichtsbilder, die seither gezim-
mert wurden. Wie viele waren wir wirklich, 
die immer in einer Demokratie leben wollten, 
aber nie im Kapitalismus? Die Frage ist nach 
wie vor offen. 	 ó

Analyse der Wahlen in Großbritannien (online-Artikel)

Mary Kaldor analysiert das Ergebnis  
der Unterhauswahlen in Großbri-
tannien und die Niederlage der La-
bour Party. Ihr Artikel konnte erst 
nach der Drucklegung dieser Aus-
gabe verfasst werden und ist daher 
unter www.spw.de abrufbar.

û  Mary Kaldor ist emeritierte Pro-
fessorin für Global Governance und 
Leiterin der Abteilung für Konflikt-
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Die Grundrente – der Zankapfel der großen Koalition 
von Judith Kerschbaumer

û  Dr. Judith Kerschbaumer ist .
Leiterin des Bereichs Sozialpolitik in 
der ver.di-Bundesverwaltung, Rechts-
anwältin, Dozentin und Autorin.
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des Durchschnittsverdienstes), die mit einer 
56-prozentigen Ersatzquote rechnen können, 
verglichen mit 68 Prozent in der OECD (52 
Prozent vs. 59 Prozent bei Durchschnittsver-
dienern). Ohne Grund- und Mindestrente 
wird das Armutsrisiko für einkommens-
schwache Rentner groß sein.“�

Sinkt dazu auch noch das Rentenniveau, be-
deutet das für viele Menschen Armut im Alter. 
In dieser Situation bedürftig zu sein und zum 
Sozialamt gehen zu müssen – trotz eines lan-
gen Berufslebens, empfinden die Betroffenen 
zu Recht als würdelos. 

Die Grundrente – Zankapfel von Beginn an

Als Bundesarbeits- und Sozialminister 
Hubertus Heil am 03.02.2019 der Öffent-
lichkeit sein Konzept für eine Grundrente 
vorgestellt hat, war das ein mutiger, gar ver-
wegener Schritt. Er hat damit nicht nur eine 
breite Diskussion ausgelöst, sondern auch die 
Verabredung des Koalitionsvertrages außer 
Acht gelassen, eine Bedürftigkeitsprüfung als 
Voraussetzung der Grundrente einzuführen�. 
Dadurch sollten knapp drei Millionen Berech-
tigte eine Grundrente in Anspruch nehmen 
können. Im Gegensatz dazu sah das Modell 
von CDU/CSU mit Bedürftigkeitsprüfung 
maximal 150.000 Berechtigte und wesentlich 
geringere Kosten vor.

Es geht dabei um nicht mehr als die Ent-
scheidung, ob die Aufwertung kleiner Renten 
im System der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und damit als geschützte Ansprüche und 
Anwartschaften unabhängig von Einkommen 

�	 OECD Studie „Renten auf einen Blick 2019“, „Pensions at a glance 2019“ vom 
27.11.2019, https://www.oecd.org/berlin/presse/alterssicherung-fuer-selbsts-
taendige-in-deutschland-lueckenhaft-27112019.htm; abgerufen am 2.12.19.

�	 Ein neuer Aufbruch für Europa Eine neue Dynamik für Deutschland Ein 
neuer Zusammenhalt für unser Land Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD, 19. Legislaturperiode, 2018, S. 92, Zeile 4256: „Die Lebensleistung 
von Menschen, die jahrzehntelang gearbeitet, Kinder erzogen und Angehö-
rige gepflegt haben, soll honoriert und ihnen ein regelmäßiges Altersein-
kommen zehn Prozent oberhalb des Grundsicherungsbedarfs zugesichert 
werden. […] Voraussetzung für den Bezug der Grundrente ist eine Bedürf-
tigkeitsprüfung entsprechend der Grundsicherung“.

Wer lange Jahre in Vollzeit oder vollzeit-
nah im Niedriglohnbereich gearbeitet hat, 
muss befürchten, eine Rente zu erhalten, die 
an oder unter der Grundsicherung liegt und 
vielfach nicht zum Leben reicht. Grund ist, 
dass sich die gesetzliche Rente an den einge-
zahlten Beiträgen orientiert; sie ist Spiegelbild 
des Erwerbslebens. Der sich immer weiter aus-
dehnende Niedriglohnsektor, Befristungen, 
unfreiwillige Teilzeit und prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse verursachen im strengen 
Äquivalenzprinzip notwendigerweise kleine 
Renten. 

Wer beispielsweise 35 Jahre mit einem 
durchschnittlichen (aktuellen) Bruttoverdienst 
von rund 1.300 Euro gearbeitet hat, würde 
heute eine Bruttorente von rund 460 Euro, wer 
35 Jahre lang durchschnittlich knapp 2.000 
Euro erhalten hat, eine Bruttorente von knapp 
700 Euro beziehen. Das deutsche gesetzliche 
Rentenversicherungssystem kennt kaum Ab-
federungen von unten und liegt auch deshalb 
im internationalen Vergleich auf den hinters-
ten Plätzen.

Deutschland ist bei den Schlusslichtern im 
internationalen Vergleich

Das wird durch die aktuelle OECD-Studie 
„Renten auf einen Blick 2019“ bestätigt: „Die 
Netto-Ersatzraten für zukünftige Rentner [in 
Deutschland, J.K.] werden aufgrund des Nach-
haltigkeitsfaktors sinken und voraussichtlich 
unter dem OECD-Durchschnitt liegen. Dies 
gilt insbesondere für Geringverdiener (Hälfte 
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oder Vermögen oder im nachrangigen Sozi-
alhilfesystem mit Bedürftigkeitsprüfung, die 
die Offenlegung aller Vermögensverhältnisse 
und eine weitgehende Anrechnung vorsieht, 
erfolgen soll. Richtig ist es, die Aufwertung 
im gesetzlichen Rentensystem zu verorten, 
denn es geht bei der Grundrente nicht um eine 
Sozial(hilfe)leistung, sondern um die Gegen-
leistung für Lebensleistung und eigentums-
rechtlich geschützte Anwartschaften.

Die Auseinandersetzung um die Grundren-
te hat sich seit Februar zum grundsätzlichen 
Zankapfel in der großen Koalition entwickelt. 
Am 10.11.2019 wurden unter erheblichem 
Druck im Koalitionsausschuss der Bundes-
regierung endlich die Eckpunkte für die Ein-
führung einer Grundrente beschlossen: In der 
Rentenversicherung soll zum 01.01.2021 eine 
Grundrente eingeführt werden, um die Le-
bensleistung von Menschen anzuerkennen, die 
jahrzehntelang gearbeitet, Kinder erzogen und 
Angehörige gepflegt haben. Die Grundrente 
soll, so die SPD, einen Beitrag zum Schutz vor 
Altersarmut leisten und ist konzipiert als Fort-
setzung der „Rente nach Mindestentgeltpunk-
ten“, die Zeiten mit niedrigen Anwartschaften 
bis 1992 – übrigens ohne jegliche Art von 
Einkommens- oder Bedürftigkeitsprüfungen 
– besser bewertete. Von der Grundrente pro-
fitieren alle Versicherten mit niedrigen Ein-
kommen, insbesondere Frauen.

Die Union legte jedoch Wert darauf zu 
betonen, dass „Zugang in das neue System 
bekommt, wer einen Bedarf hat, was durch 
umfassende Einkommensprüfung unter Hin-
zuziehung des steuerfrei gestellten Anteils der 
Rente und aller Kapitalerträge und Einkom-
mensfeststellung sichergestellt wird.“� 

Einkommens- und nicht Bedürftigkeitsprü-
fung? Wer versteht den Unterschied? 

Die „umfassende Einkommensprüfung“ 
der Union sorgt zuerst einmal dafür, dass nur 
zwischen 1,2 und 1,5 Millionen Berechtigte 
eine Grundrente bekommen – und damit 

�	 Homepage CDU vom 10.11.19, heruntergeladen am 02.12.19 unter https://
www.cdu.de/artikel/koalition-einigt-sich-bei-grundrente.

knapp die Hälfte der nach dem Vorschlag von 
Hubertus Heil Erfassten. Die Kombination aus 
veränderter Grundrentensystematik und um-
fassender Einkommensprüfung führt zu dieser 
deutlich geringeren Zahl. Ganz nebenbei: Als 
die CSU in zwei Landtagswahlkämpfen mit der 
„Mütterrente“ auf Stimmenfang ging, wurde 
mit keiner Silbe irgendeine Art von Prüfung 
gefordert. Ganz selbstverständlich sollte jede 
und jeder Erziehende für eben diese Leistung 
eine bessere rentenrechtliche Bewertung aus 
der Rentenkasse erhalten. 

Dass die Erwartungen in der Bevölkerung 
hoch sind, kann niemanden verwundern. Al-
lein der Name „Grundrente“ suggeriert, dass 
es um etwas Grundsätzliches, etwas für alle, 
eine Art Mindestrente, die auch noch 10 Pro-
zent oberhalb der Grundsicherung liegen soll, 
geht. Hier beginnt die Enttäuschung. 

Wer bekommt die Grundrente? Wer nicht?

In einem ersten Schritt sollen zu den erfor-
derlichen 35 Jahren „Grundrentenzeiten“ u.a. 
Pflichtbeitragszeiten für eine sozialversicherte 
Beschäftigung, aufgrund von Kindererziehung 
und Pflege sowie rentenrechtliche Zeiten we-
gen des Bezugs von Leistungen bei Krankheit 
und Rehabilitation zählen. Es wird gemunkelt, 
dass Zeiten der Arbeitslosigkeit nicht zu den 
vermutlich 35 Jahren „Grundrentenzeiten“ 
zählen sollen. Und das, obwohl für Zeiten der 
Arbeitslosigkeit Pflichtbeiträge von der Bun-
desagentur für Arbeit an die Rentenversiche-
rung gezahlt werden. Das würde aber gerade 
die Menschen, die eine kleine Rente aufgrund 
von Arbeitslosigkeit haben, von der Grund-
rente ausschließen. Zur Vermeidung harter 
Abbruchkanten (35 Jahre) soll „eine kurze, 
wirksame Gleitzone“ eingeführt werden. 

Wie hoch ist die Grundrente?

Bezugnehmend auf obiges Beispiel wür-
de jemand nach 35 Jahren mit einem durch-
schnittlichen (aktuellen) Bruttoverdienst von 
rund 1.300 Euro und einer Bruttorente von 
rund 460 Euro zusätzlich eine Grundrente von 
brutto 405 Euro, gesamt also 865 Euro brutto 
erhalten. Wer 35 Jahre lang durchschnittlich 
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knapp 2.000 Euro und daraus eine Bruttoren-
te von knapp 700 Euro bezieht, würde eine 
Grundrente von rund 200 Euro beziehen, ins-
gesamt also rund 900 Euro brutto erhalten. 
Das ist nicht wirklich grundsicherungsfest. 

Die umfassende Einkommensprüfung 
– nur ein riesiges Bürokratiemonster?

Sind die Voraussetzungen erfüllt, soll das 
Finanzamt über einen automatischen Daten-
abgleich das zu versteuernde Einkommen an 
die Rentenversicherung übermitteln, denn 
niemand soll einen Antrag auf Grundrente 
stellen müssen. Problematisch ist, dass der-
zeit knapp zwei Drittel der rund 21 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner keine Steuererklä-
rung abgeben. 

Viele Fragen sind offen – wohl auch für die-
jenigen, die den Gesetzentwurf derzeit verfas-
sen. So soll wohl in der Einkommensprüfung 
auf den Steuerbescheid des vorvergangenen 
Kalenderjahres abgestellt werden. Das bedeu-
tet, dass Versicherte, die davon ausgehen, dass 
Rente und Grundrente zeitgleich beginnen, 
möglicherweise bis zu 2 Jahren auf ihre Grund-
rente warten und ersatzweise doch Grundsiche-
rung beantragen müssen und sich damit doch 
einer Bedürftigkeitsprüfung unterziehen müs-
sen. Genau das, was verhindert werden sollte. .
Dass eine Einkommensprüfung durch das Fi-
nanzamt nur bei Verheirateten vorgenommen 
werden kann und nicht bei einfach nur zusam-
menlebenden Menschen, liegt in der Natur der 
Sache. Dass die Union mit ihrer Konstruktion 
der Einkommensprüfung die Ehe schlechter 
stellt, verwundert sehr, steht die Institution 
Ehe doch sonst bei der Union ganz oben. Es 
führt schon heute zu Unmut und verfassungs-
rechtlichen Bedenken. 

Schluss mit der Parteitaktik – wir brauchen 
eine Grundrente, die den Namen auch ver-
dient

Wenn es der Union um die hart arbeitenden 
Menschen und ihre Absicherung im Alter 
geht, sollte Parteitaktik keine Rolle spielen. 
Es gilt jetzt im beginnenden Gesetzgebungs-
verfahren so viel Druck aufzubauen, damit die 

Einkommensprüfung wieder gestrichen wird 
und eine Grundrente auf den Weg gebracht 
wird, die ihren Namen auch verdient. Das ist 
die Mindestforderung. 

Da die Rente immer der Spiegel des Er-
werbslebens ist, müssen arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahmen zudem für gute Verdienste 
im Erwerbsleben und damit auch für höhere 
Renten sorgen. Dazu gehören insbesondere 
ein deutlich höherer Mindestlohn, das Zu-
rückdrängen von prekärer Beschäftigung, 
mehr Vollzeit statt Teilzeit und eine bessere 
Tarifbindung. Parallel brauchen wir mehr 
Mindestsicherungselemente in der Rente. Der 
erste Schritt ist eine ordentliche Grundrente. 
Die gilt es jetzt zu erstreiten.	 ó
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Bonapartismus von links – die Bedeutung der  
Thüringenwahl für progressive Politik 
von Klaus Dörre

is Bonaparte III. zu vergleichen. Der Thüringer 
Miniatur-Bonapartismus offenbart jedoch Me-
chanismen, die weit über das Land hinaus be-
deutsam sind.

Ein politisches Patt

In Thüringen haben neben Anhänger*innen 
von Grünen und SPD selbst Teile des liberal-
konservativen Bürgertums taktisch gewählt. 
Sie haben ihre Interessen an einen Minister-
präsidenten delegiert, der, auch wenn es Wahl-
plakate verschweigen, Mitglied der Linkspar-
tei ist. Wer einen Durchmarsch der völkischen 
Höcke-AfD verhindern wollte, stimmte für 
Bodo Ramelow, der sich als Garant von Ord-
nung, Stabilität und Verlässlichkeit präsentiert. 
Wegen des Ministerpräsidenten-Bonus kann 
die Linkspartei triumphieren, während die 
Partner in der rot-rot-grünen Landesregierung 
(r2g) schwächeln. Mit deutlich unter zehn Pro-
zent der Stimmen ist die SPD auf ein Rekordtief 
abgerutscht (8,2 Prozent); die Grünen mussten 
gar um ihren Wiedereinzug in den Landtag 
zittern (5,2 Prozent). Trotz des Wahlsiegs der 
Linkspartei (31 Prozent) hat das Regierungs-
bündnis seine Mehrheit verloren. Auch die 
bürgerliche Opposition ist jedoch nicht in 
der Lage, eine mehrheitsfähige Regierung zu 
bilden. Neben dem Aufstieg der AfD, die ihr 
Ergebnis mehr als verdoppelte (23,4 Prozent), 
liegt das vor allem an der Schwäche der CDU. 
Jahrzehntelang die Thüringer Regierungspar-
tei und kommunal noch immer dominant, ist 
die Partei nun hinter die AfD zurückgefallen 
(21,7 Prozent). Der äußerst knappe Wiederein-
zug der Liberalen in das Landesparlament (5,0 
Prozent) kann die Schwäche der Christdemo-
kraten nicht kompensieren. 

Im Ergebnis können starke regierungsfähige 
Mehrheiten unter Ausschluss der AfD nur ge-
bildet werden, wenn CDU und Linke koalieren. 
Trotz entsprechender Voten aus der Zivilgesell-
schaft schließen beide Parteien das gegenwärtig 

Bonapartismus bezeichnet ein politisches 
Interregnum. Die Kräfte des Neuen sind noch 
zu schwach, um sich durchzusetzen, die der Be-
harrung nicht mehr stark genug, um das Rad 
der Geschichte vollständig zurückzudrehen. 
Beherrschte Klassen ohne Fähigkeit zur Selbst-
organisation neigen in solchen Konstellationen 
zur Delegation ihrer Interessen an starke Per-
sönlichkeiten und Parteien, die neben sozialen 
Verbesserungen vor allem Ordnung, Stabilität 
und Verlässlichkeit versprechen. In einer bril-
lanten Analyse hatte zuerst Karl Marx begrün-
det, weshalb sich Napoleon Bonaparte III., 
gestützt auf die Mehrheit der französischen Par-
zellbauern, in demokratischen Wahlen durch-
setzen konnte, um sodann die Monarchie zu 
restaurieren.� Jahrzehnte später versuchten Au-
gust Thalheimer und Otto Bauer mit Hilfe einer 
auf die neue historische Situation zugeschnitte-
nen Bonapartismusthese, den Faschismus ih-
rer Zeit zu erklären.� Gegenwärtig gelangt die 
Bonapartismusanalyse bei der Erklärung des 
Rechtspopulismus zu neuen Ehren.� Seit der 
Thüringer Landtagswahl wissen wir: Bonapar-
tismus funktioniert auch von links. Sicher wäre 
es vermessen, den Ministerpräsidenten eines 
kleinen Bundeslandes ernsthaft mit einem Lou-

�	 K. Marx (1982 [1852]): Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, in: 
MEW, Bd. 8, S. 111–207.

�	 A. Thalheimer (1976): Über den Faschismus, in: W. Abendroth/O. K. Flecht-
heim/I. Fetscher (Hrsg.): Faschismus und Kapitalismus. Theorien über die 
sozialen Ursprünge und die Funktionen des Faschismus, Frankfurt/Main 
und Wien, S. 19-38; O. Bauer, Werkausgabe, Band 4, Wien, S. 147.

�	 M. Beck/I. Stützle (Hrsg.) (2018): Die neuen Bonapartisten. Mit Marx den 
Aufstieg von Trump und Co verstehen, Berlin: Dietz Verlag.

û  Dr. Klaus Dörre ist Professor für 
Arbeits-, Industrie- und Wirtschafts-
soziologie an der Friedrich-Schiller-
Universität Jena und Mitherausgeber 
der spw. 

Foto: © Angelika Osthues
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aus. Zu Recht fürchten sie, eine solche Koalition 
könne Wasser auf die Mühlen der Rechtsradi-
kalen sein. Letzteren geht es darum, die „CDU 
in absurde Lagen“ zu zwingen, „die erweisen, 
wo diese ́ Chucks` (gerupfte Hühner, KD) wirk-
lich stehen“.� Eine Koalition mit AfD und FDP, 
für die u. a. CDU-Fraktionsvize Heym warb, ist 
in der tief gespaltenen Christdemokratie vorerst 
nicht mehrheitsfähig. Gleiches gilt für die Wahl 
eines CDU-Ministerpräsidenten mit den Stim-
men der AfD. Wichtige Kommunalpolitiker 
der CDU, allen voran der altgediente Landrat 
aus dem erzkonservativen Eichsfeld, sehen den 
Regierungsauftrag zu Recht bei Bodo Ramelow 
und der Linkspartei. Pragmatische Konserva-
tive wollen stabile Verhältnisse und betrach-
ten ein r2g-Minderheitenkabinett wohl als das 
kleinere Übel. Unter dem Strich bleibt ein po-
litisches Patt. Die AfD verfügt über eine Sperr-
minorität, die linke Mehrheiten ausschließt. 
Das zwingt die demokratischen Parteien zu 
politischen Innovationen. Derzeit ist eine rot-
rot-grüne Minderheitenregierung, die jedoch 
zwecks Nutzung plebiszitärerer Elemente wohl 
auf Verfassungsänderungen angewiesen wäre, 
die Wunschvorstellung der Linkspartei. Der 
Ministerpräsident hat eine „technische Regie-
rung“ mit parteilosen Experten als zusätzliche 
Option ins Spiel gebracht.

Regierungskunst ohne Hegemonie 

Doch gleich ob sich eine dieser Varianten 
durchsetzt oder am Ende doch Neuwahlen 
anstehen, stellt sich die Frage nach der Be-
deutung der Thüringen-Wahl für linke Poli-
tik. Meine Antwort lautet: r2g steht vielleicht 
für hohe Regierungskunst, aber keinesfalls für 
eine erfolgreiche Ausübung linker Hegemonie. 
Dafür sprechen schon die Fakten: 2009 – r2g 
war noch nicht durchsetzbar – verfügten Linke 
(27,4 Prozent), SPD (18,5 Prozent) und Grüne 
(6,2 Prozent) über eine klare parlamentarische 
Mehrheit. Davon sind sie inzwischen ein gutes 
Stück entfernt. Das ist aber nur die wahlarith-
metische Dimension des Problems. Hegemonie 
entsteht, wenn organisierte Kräfte Definitions-
macht über die Zukunftsprobleme einer Ge-
sellschaft erlangen und darauf basierend ihre 

�	 G. Kubitschek, in: Sezession vom 28. Oktober 2019.

politischen Ideen mehrheitsfähig machen. Das 
ist derzeit nirgendwo der Fall. Die Dramatik 
einer sozial-ökologischen Nachhaltigkeitsre-
volution� findet im politischen System keine 
angemessene Repräsentation. Thüringen bietet 
nur eine Variation dieser allgemeinen Proble-
matik. Der Regierung Ramelow kam zugute, 
dass das kleine Bundesland eine erstaunliche 
Entwicklung hinter sich hat. Mit der Optoe-
lektronik oder der Auto- und Zulieferindustrie 
haben sich ökonomische Wachstumsbranchen 
herausgebildet, die gemeinsam mit sozialen 
Dienstleistungen zu Beschäftigungsaufbau und 
dem Verschwinden der Massenarbeitslosigkeit 
beigetragen haben. Wie im gesamten Osten be-
ruhte der wirtschaftliche Erfolg in Thüringen 
über viele Jahre auf einem Modell, das Wettbe-
werb mit niedrigen Löhnen und „überzähligen“ 
Fachkräften erlaubte. Selbst bei vergleichbaren 
Qualifikationen und Tätigkeiten liegen die Löh-
ne im gesamten Osten noch immer um mehr 
als 16 Prozent unter Westniveau. In der Thürin-
ger Zulieferindustrie beträgt der Abstand gar 
33 Prozent. Man mag dies mit nachgelagerten 
Positionen in Wertschöpfungsketten, fehlen-
den Forschungs- und Entwicklungsabteilungen 
und vornehmlich kleinbetrieblichen Struktu-
ren begründen. Für qualifizierte junge Leute 
ist das aber kein Grund, im Land zu bleiben. 
Der Arbeitsmarkt hat sich von einem Käufer- 
zu einem Anbietermarkt gemausert. Deshalb 
wachsen die Ansprüche an Entlohnung und 
Arbeitsbedingungen. Doch Gewerkschaften, 
betriebliche Mitbestimmung und Tarifbindung 
sind zu schwach, um diese Ansprüche durch-
zusetzen. So musste die IG Metall jüngst die 
Tarifverhandlungen zur Einführung der 35-
Stunden-Woche ergebnislos abbrechen. Die ge-
werkschaftlichen Kräfte reichen nicht aus, um 
im Osten flächendeckend durchzusetzen, was 
im Westen längst Standard ist.

Der permanenten Veränderungen müde, 
sehen sich die materiell benachteiligten und in 
ihrer Selbstwahrnehmung kulturell abgewer-
teten Teile der Thüringer Bevölkerung nun mit 
den Herausforderungen der nächsten großen 

�	 Vgl.: K. Dörre (2019): Die Gewerkschaften – progressive Akteure einer 
Nachhaltigkeitsrevolution? In: spw. Zeitschrift für sozialistische Politik und 
Wirtschaft. Heft 233, S. 38-46.



spw 6 | 201914 Meinung

Transformation konfrontiert. In der Auto- 
und Zulieferindustrie des Landes mit ihren ca. 
67.000 Arbeitsplätzen ist das Jobwachstum seit 
2017 vorbei. Westthüringen hat in der Branche 
bereits mehr als 2.400 Arbeitsplätze verloren. 
In naher Zukunft werden die Herausforde-
rungen für die Unternehmen nicht nur dieses 
Wirtschaftszweigs weiter zunehmen. In der 
kleinteiligen Zulieferbranche ist das Gros der 
Betriebe weder auf die Digitalisierung noch auf 
die Umsetzung von Dekarbonisierungszielen 
vorbereitet. Während der Automobilcluster in 
Sachsen darauf hoffen kann, bei VW, BMW 
und Porsche durch die Umstellung auf Elektro-
mobilität zu gewinnen, sieht das in Thüringen 
deutlich anders aus. Viele Betriebe haben sich 
von vollen Auftragsbüchern blenden lassen. 
Weil sich die Abkehr vom Niedriglohnmodell 
nur schleppend vollzieht, fehlt es an Fach- und 
Arbeitskräften. Strategische Kompetenzen, wel-
che erlauben würden, die im Gange befindliche 
Transformation als Chance zu betrachten, sind 
kaum vorhanden. Dies vor Augen, tendieren 
erhebliche Teile der Beschäftigten zur Konser-
vierung des Bestehenden. Je näher man dem 
Wertschöpfungssystem Automobil rückt, desto 
lauter werden Stimmen, die vor Klimahyste-
rie und überstürzten Veränderungen warnen.� 
Hegemoniefähigkeit hieße, über Lösungen zu 
diskutieren, die es erlaubten, strukturelle Ver-
werfungen im Sinne sozialer und ökologischer 
Nachhaltigkeit anzugehen. Davon ist r2g in 
Thüringen noch sehr weit entfernt.

Erfolgreiche Machttechnik 

Von Gewerkschaften, Betriebsräten und 
Wirtschaftsvertretern seit Jahren mit ab-
sehbaren Krisenphänomenen konfrontiert, 
herrschte lange Problemverdrängung. Nur 
gute Nachrichten passten zur Regierungspo-
litik. Diese Art der politischen Kommuni-
kation beruhte offenbar auf einem sorgfältig 
durchdachten Konzept. Dass die knappste al-
ler möglichen Mehrheiten für r2g fünf Jahre 
überstanden hat, zeugt tatsächlich von hoher 
Regierungskunst. SPD und Grüne wurden von 

�	 M. Holzschuh et al. (2019): „Wir reiten das Pferd bis es tot ist!“ Arbeitneh-
merperspektiven auf die Konversionschancen der Thüringer Automobilin-
dustrie (KonvAT), Jena: Ms.

der Staatskanzlei auf Augenhöhe an der Poli-
tikentwicklung beteiligt. Das Bündnis pflegte 
einen Stil, dessen Hauptziel darin bestand, bis 
ins bürgerliche Lager hinein zu integrieren. Für 
Kritik von links oder von unten bot die Koaliti-
on keinen Raum. Nur wer sich positiv verhielt, 
konnte mit Belohnung rechnen. Politische 
Entscheidungen fielen im engen Kreis der po-
litisch Eingeweihten. Ein pragmatischer Mi-
nisterpräsident sorgte mit außergewöhnlicher 
Landeskenntnis, einem fabelhaften Gespür für 
Details und einer authentischen Jedermanns-
Sprache für die nötige Popularität. 

Den Ministerpräsidenten-Bonus auszu-
bauen und einen mehrheitlich konservativen 
Staatsapparat nicht mit strategischer Politik zu 
überfordern, entsprach einer Machttechnik, 
die höchst erfolgreich implementiert wurde. 
Bodo Ramelow, den der damalige Vorstands-
vorsitzende der Jenoptik AG anfangs nicht ein-
mal zum Neujahrsempfang des Unternehmens 
einladen wollte, präsentierte sich erfolgreich 
als Ministerpräsident aller Thüringer*innen. 
Seine Partei, die ihm nahezu bedingungslos 
folgte, besetzte die politische Mitte. Punktuelle 
Verbesserungen in einzelnen Politikfeldern 
mussten genügen, um der Koalition die gesell-
schaftliche Basis zu sichern.� Tatsächlich hat 
diese Politik der kleinsten Schritte – darin der 
Merkel-Regierung im Bund und der schwarz-
grünen Koalition in Baden-Württemberg ähn-
lich – den Konkurrenten im politischen Zen-
trum Themen und Angriffsfläche genommen. 
Mit ihrem Werben für ein Bündnis der Mitte 
attackierte die CDU im Wahlkampf daher ei-
nen Gegner, der längst selbst definierte, wer 
und was zum politischen Zentrum gehört. We-
gen des gemäßigten Kurses hatte r2g im Land 
längst allen Schrecken verloren. Die „Lebens-
lüge“�, linker und rechter Extremismus seien 
gleich gefährlich, verstellte den CDU-Strategen 
offenbar den Blick für die Realität. Attacken 

�	 Vgl.: Gewerkschafter*innen für Rot-Rot-Grün. https://sandrowitt.wordpress.
com/2019/10/16/gewerkschafterinnen-fur-rot-rot-grun/ Aufgezählt werden: 
verbesserte Mitbestimmung der Beschäftigten von Land und Kommunen, 
zusätzliches Personal für Schulen und Polizei, ein weiteres beitragsfreies 
Kita-Jahr, 1.000 zusätzliche Stellen im Rahmen eines Förderprogramms für 
Langzeitarbeitslos sowie – sehr allgemein – eine Weichenstellung „in Rich-
tung Arbeit, höhere Löhne und handlungsfähiger Sozialstaat“.

�	 A. von Lucke (2019): Thüringen als Menetekel. Wie man aus Rechtsradi-
kalen Bürgerliche macht. In: Blätter für deutsche und internationale Politik 
12/18, S. 5-8. 
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der konservativen Opposition verfehlten eine 
Landesregierung, die keineswegs sozialdemo-
kratisch, sondern, etwa in der Sozial- und Mig-
rationspolitik, eher linksliberal agierte.

Der politische Preis – Aufstieg der AfD

Das Besetzen der politischen Mitte verlangt 
jedoch einen Preis. Wie der „Merkelismus“� im 
Bund sorgt auch der Thüringen-Bonapartis-
mus für eine Stillstellung politischer Gegensät-
ze. Mit Blick auf Strukturprobleme wie die der 
Auto- und Zulieferindustrie hätten die demo-
kratischen Parteien tatsächlich einen Grund-
konflikt austragen können. Digitalisierung 
und sozialökologischer Umbau verlangen nach 
einer langfristig angelegten wirtschafts- und 
industriepolitischen Strategie. Selbst Vorden-
ker schwarz-grüner Bündnisse räumen inzwi-
schen ein, dass der sozial-ökologische Umbau 
ohne einen Staat als Innovator und Garanten 
sozialer Sicherheit kaum gelingen kann.10 Diese 
Botschaften sind in der Thüringer CDU offen-
bar noch nicht angekommen. Ihr Wirtschafts-
flügel operiert mit einem Marktverständnis, 
das selbst seriöse Ordoliberale verschrecken 
muss. Noch schlimmer ist es um die FDP be-
stellt. Ihr Votum für Sonderwirtschaftszonen 
Ost, würde, sollte es Wirklichkeit werden, auch 
noch die letzte qualifizierte Arbeitskraft aus 
dem Lande treiben. 

Eine inhaltliche Auseinandersetzung mit 
solchen Fehlkonzepten hätte sich für den Wahl-
kampf geradezu aufgedrängt. „Bodo Rame-
low!“, lautete stattdessen die wichtigste Losung 
der Linkspartei. Weniger Inhalt ist kaum mög-
lich. Im Windschatten der großen Vereinnah-
mung, die den Streit um politische Richtungen 
nicht mehr kennen will, gedeiht – das eben ist 
der Preis – eine radikale Rechte, die als populis-
tisch zu bezeichnen inzwischen einer Verharm-
losung gleichkommt. Zwar hat sich die AfD 
im Wahlkampf gut bürgerlich präsentiert, wer 
wollte, konnte den Geist eines neuen Faschis-
mus dennoch deutlich spüren. So warb der Lan-

�	 St. Hebel (2019): Merkel. Bilanz und Erbe einer Kanzlerschaft. Frankfurt a. 
M.: Westend Verlag.

10	R. Fücks & Th. Köhler (Hrsg.) (2019): Soziale Marktwirtschaft ökologisch 
erneuern. Berlin: Konrad-Adenauer- Stiftung.

deschef Björn Höcke mit Goebbels-Attitüde für 
ein großangelegtes Re-Migrationsprojekt, bei 
dessen Durchsetzung „wohltemperierte Grau-
samkeit“ kein Tabu sein soll. Mit ihrer Polemik 
gegen „Volkstod“ und „großen Austausch“ pro-
pagiert die AfD selbst in der gemäßigten Rheto-
rik ihres Wahlprogramms eine Ideologie, die in 
ihrer brutalsten Konsequenz nach ethnischen 
Säuberungen drängt. Dass eine offenkundig 
faschistoide AfD 23,4 Prozent der Stimmen für 
sich verbuchen konnte, hat gewiss viele Gründe. 
Das Fehlen eines wirklichen Ringens um poli-
tische Alternativen im demokratischen Spek-
trum ist einer der wichtigsten

Wohin soll die Reise gehen?

Umso schwerer wiegt, dass eine ernsthafte 
Aufarbeitung des AfD-Erfolgs im r2g-Spek-
trum bisher ausgeblieben ist. Man belässt es 
bei Selbstberuhigung. 20 Prozent der Bevölke-
rung seien für die Demokratie verloren, lauten 
fatale Fehleinschätzungen, die bei wichtigen 
Repräsentant*innen der Regierungsparteien 
Anklang finden. Hinweise, dass sich hinter den 
Wahlentscheidungen zugunsten der AfD auch 
sozialer Protest verbergen könnte, möchte die 
etablierte Heuristik des Verdachts nicht wahr-
haben11. Die Frage, weshalb die AfD ausgerech-
net bei erwerbstätigen Arbeitern stärkste Partei 
werden konnte (39 Prozent), wird erst gar nicht 
gestellt.12 Entsprechende Haltungen münden in 
einen hilflosen Antirassismus, der systematisch 
verkennt, dass die radikale Rechte nur zu besie-
gen ist, wenn man ihr den Problemrohstoff ent-

11	Exemplarisch: Ch. Richter et al. (2019): Rechtsradikale Landnahme. Analyse 
der AfD-Wahlerfolge zur Landtagswahl 2019 in den Thüringer Gemeinden. 
Jena: Ms. Das Problem dieser Studien ist, dass keiner der gewählten raumbe-
zogenen Indikatoren (ebd., S. 5 f., 17 ff.) wirklich messen kann, was als Er-
gebnis behauptet wird – die geringe Relevanz soziodemographischer und so-
zialer Merkmale für Wahlentscheidungen zugunsten der AfD. Entscheidend 
sei das „Raumklima“; die AfD werde stark, wo zuvor die NPD Wahlerfolge 
eingefahren habe, lautet die zentrale Botschaft (ebd. S. 13). Benannt wird 
ein statistischer Zusammenhang, inhaltlich aber eine Tautologie. Auch die 
Wahlerfolge der NPD, die stets weit unter den AfD-Ergebnissen lagen, wären 
ja ursächlich zu erklären. Mit ähnlicher Methodik lässt sich indes auch die 
– ebenfalls eindimensionale – Modernisierungsverlierer-These begründen. 
Vgl.: R. Melcher (2019): Wer sind die AfD-Wähler*innen? In: W. Schroeder/
B. Weßels (Hrsg.): Smarte Spalter. Bonn: J.H. W. Dietz. Beide Ansätze un-
terschätzen die Komplexität und Widersprüchlichkeit rechtspopulistischer 
Orientierungen, wie sich in qualitativen Untersuchungen etwa am Beispiel 
rechtsaffiner Arbeiter*innen nachweisen lässt. Vgl.: K. Dörre et al. (2018): 
Arbeiterbewegung von rechts? Motive und Grenzen einer imaginären Re-
volte. In: Berliner Journal für Soziologie, Vol. 28(1-2), S. 55-89; https://doi.
org/10.1007/s11609-018-0352-z.

12	H. Kahrs (2019): Die Wahl zum Thüringer Landtag am 27. Oktober 2019. 
Wahlnachtbericht und erster Kommentar. Berlin (RLS), S. 17.
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zieht, mit dessen Hilfe sie gegenwärtig wächst 
und gedeiht. Problemrohstoff zu beseitigen 
heißt, die Gesellschaft in progressiver Weise zu 
verändern. 

Über das dazu nötige Programm muss man 
nicht lange nachdenken. Auch Thüringen 
braucht einen Green New Deal. Das heißt bei-
spielsweise: Soziale und ökologische Nachhal-
tigkeitsziele gehören, wie der BUND es fordert, 
in die Landesverfassung. Die Dekarbonisierung 
der Wirtschaft muss rasch und entschlossen 
durchgesetzt werden. Wer in der Zulieferin-
dustrie oder anderen Karbonbranchen seinen 
Arbeitsplatz verliert, soll mit staatlichen Job-
Garantien rechnen dürfen. Erziehende, bilden-
de und pflegende Berufstätigkeiten gehören 
– auch als Beschäftigungsalternative – materiell 
wie ideell aufgewertet. Alternativ sollte es mög-
lich sein, eine Bildungskarenzzeit (mindestens 
60 Prozent des Lohns für das erste Studienjahr) 
in Anspruch zu nehmen. Um dergleichen zu 
ermöglichen, haben sich die Universitäten für 
Menschen aus der beruflichen Praxis zu öffnen. 
Der Klimawandel gehört in die Curricula von 
Schulen und Hochschulen. In der Landwirt-
schaft, dem Verkehr, dem Energie- und Gebäu-
desektor muss das Umsteuern hin zu Produkten 
aus ökologisch nachhaltiger Produktion geför-
dert werden. Das verlangt nach großvolumigen 
Investitionen und erfordert eine Abkehr von 
„schwarzer Null“ und restriktiver Haushaltspo-
litik. Alle genannten Maßnahmen ließen sich 
beispielsweise in einer Modellregion „nachhal-
tige Mobilität“ verzahnen. Ein solches Projekt 
könnte weit über die Landesgrenzen hinaus 
Räume integrieren, die vom Strukturwandel 
besonders hart gebeutelt sind.

Über entsprechende Richtungsentschei-
dungen ließe sich eine Auseinandersetzung 
um die Zukunft der Gesellschaft auch im Osten 
führen. Rasch würde deutlich, was die AfD an 
zukunftstauglichen Konzepten beizutragen hat 
– in der Regel gar nichts. Offen ist, ob die Par-
teien des demokratischen Spektrums die Kraft 
zum Streit über die dringend nötige Nachhal-
tigkeitsrevolution finden. Nur wenn sie entspre-
chende Auseinandersetzungen ermöglicht, ist 
eine rot-rot-grüne Minderheitsregierung eine 
zukunftstaugliche Option. Bleibt es indes beim 

Miniatur-Bonapartismus, ist das Ende von r2g 
absehbar. Spätestens mit dem Abtreten jener 
Persönlichkeit, auf deren Ausstrahlung die er-
folgreiche Machttechnik basiert, müsste die 
Koalition einer rechten Hegemonie weichen. 
Allerdings würde die Gesellschaft dann wohl 
noch stärker von jenem Geist beherrscht, den 
als faschistisch zu bezeichnen selbst für Thürin-
ger Richter kein Tabu mehr ist.	 ó
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Gesellschaftliche Infrastrukturen –  
Von der Kapitallogik zur gemeinwohlorientierten  
Infrastrukturökonomie
Einleitung zum Heftschwerpunkt

Zwar steigen die Investitionen des Bundes 
wieder an, ihr Niveau reicht jedoch bei wei-
tem nicht aus, um die über ein Jahrzehnt hin-
weg entstandenen Bedarfe zu decken. Darüber 
hinaus verfügen viele Kommunen nicht mehr 
über die notwendigen Planungskapazitäten, 
um die mittlerweile wieder steigenden Mittel 
für Investitionen abzurufen. In der SPD haben 
Positionen einer nachfrageorientierten Fiskal-
politik, die Investitionslücken zu schließen und 
hierfür sowohl die Politik der ausgeglichenen 
Haushalte als auch die im Grundgesetz veran-
kerte Schuldenbremse aufzugeben, an Einfluss 
gewonnen. Inzwischen verweisen auch Akteure 
aus neoliberalen Diskurswelten wie das Institut 
der deutschen Wirtschaft (IW) auf die Investi-
tionsschwäche und stellen die Schuldenbremse 
in Teilen zur Disposition. Jüngst forderte das 
IW gemeinsam mit dem Institut für Makroö-

von Ole Erdmann und Stefan Stache�

Die Krise der öffentlichen Infrastruktur ist 
im Alltag deutlich präsent und erfahrbar und 
zeichnet sich seit vielen Jahren ab. Neu sind we-
der die Personalknappheit, Versorgungslücken 
oder die Auswirkungen der Privatisierung oder 
Renditeorientierung öffentlicher Daseinsvor-
sorge noch die Debatten um deren soziale, öko-
nomische und ökologische Folgen. Vielmehr 
hat eine Krisenkonstellation aus Alltagserfah-
rung und ihrer medialen Aufmerksamkeit, 
Konjunkturschwäche, dem nahenden Verbot 
der Neuverschuldung für die Bundesländer ab 
dem Jahr 2020 und anwachsenden sozialen und 
ökologischen Protesten den politischen Druck 
erhöht. 

�	 Ole Erdmann, Dipl. Volkswirt, ist Mitglied der spw-Redaktion.

	 Stefan Stache ist Chefredakteur der spw und lebt in Hannover.
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konomie und Konjunkturforschung (IMK) ein 
Investitionsprogramm von 450 Milliarden Euro 
über zehn Jahre�. Dem schlossen sich der DGB 
und der BDI an. Jene Diskursverschiebung ver-
weist, allerdings mit deutlichen Abstufungen, 
auf zunehmende Zweifel an der Austeritäts-
politik selbst im Lager bisheriger Verfechter. 
Angesichts der Konjunkturschwäche und kli-
mapolitischer Vorgaben drängen auch Wirt-
schaftsverbände auf mehr öffentliche Investiti-
onen. Eine leistungsfähige Infrastruktur als eine 
Voraussetzung des Wirtschaftens bzw. wirt-
schaftlichen Wachstums ist in den Mittelpunkt 
korporatistischer Aushandlung gerückt. Die 
RepräsentantInnen der (industriellen) Arbeit-
geber und Lobbyorganisationen wie die „Initi-
ative neue soziale Marktwirtschaft“ haben die 
neoliberale Verschiebung des ökonomischen 
und wohlfahrtsstaatlichen Pfades� in den 
2000er Jahren im Bündnis mit Liberalen und 
Konservativen sowie den damals dominanten 
AkteurInnen des rechten SPD-Flügels� durch-
gesetzt. Die Entstaatlichungspolitik� wurde teils 
durch Steuererleichterungen� für Kapitalgesell-
schaften und hohe Einkommen und Vermögen 
befeuert und teils auch legitimiert. In welchem 
Maße die Infrastrukturen geschwächt wurden, 
zeigen z.B. die unzureichende Leistungsfähig-
keit der Deutschen Bahn, der viel zu langsame 
Ausbau der Kommunikationsnetze und der 
Zustand der sozialen Infrastruktur (Stichworte: 
Pflegenotstand, fehlender bezahlbarer Wohn-
raum, ErzieherInnen- und LehrerInenmangel). 
Diese Entwicklung ging besonders zu Lasten 
der Beschäftigten im Sektor der soziokultu-
rellen interpersonellen Dienstleistungen (z.B. 
Pflege, Erziehung und Therapieberufe) und Be-

�	 Hans Böckler Stiftung: 450 Milliarden Euro Extra-Investitionen über 10 
Jahre bringen große Fortschritte für zukunftsfähige Wirtschaft – Studie 
von IMK und IW, Pressemitteilung vom 18.11.2019, https://www.boeckler.
de/117819_122742.htm, siehe hierzu auch den Artikel von Arno Brandt und 
Torsten Windels in diesem Heftschwerpunkt.

�	 Vester, Michael (2015): Der deutsche Pfad: Schieflagen eines Erfolgsmodells. In: 
Graf, Angela/ Möller, Christina (Hrsg.): Bildung – Macht – Eliten. Zur Repro-
duktion sozialer Ungleichheit, Frankfurt / M. / New York: Campus, S. 231-265. 

�	 Zur Marktliberalen Wirtschaftspolitik der Regierung Schröder siehe: Rein-
hardt, Max (2014): Gesellschaftspolitische Ordnungsvorstellungen der SPD-
Flügel seit 1945, Dortmund/Baden-Baden: spw/Nomos.

�	 Bofinger, Peter: Das Jahrzehnt der Entstaatlichung, in: WSI-Mitteilungen 
7/2008.

�	 Truger, Achim (2014): Aufgeschoben ist nicht aufgehoben: Die steuerpoli-
tische Trendwende als zentrales strategisches Projekt der Sozialdemokratie, 
in: Max Reinhardt/Stefan Stache/Stephan Meise (Hg.): Progressive Mehr-
heiten mit der SPD? Für eine linke Politik jenseits der Neuen Mitte, Münster: 
LIT Verlag, S. 313-348. 

völkerungsteilen, die auf jene Dienstleistungen 
oder bezahlbaren Wohnraum etc. angewiesen 
sind. Durch die Privatisierung von öffentlichen 
Unternehmen wie z.B. der Post, Energienetzen 
und Energieversorgern oder von Wohnungsbe-
ständen wurde der demokratische Einfluss auf 
das ökonomische Feld zurückgedrängt. 

In dem vorliegenden Heftschwerpunkt, der 
an die Diskussionen in spw 231 „moderner 
und solidarischer Wohlfahrtsstaat“� anknüpft, 
sollen zunächst die Bereiche der öffentlichen 
Infrastruktur definiert werden, die zentral für 
die nachhaltige Funktionsweise eines gemein-
wohlorientierten Wirtschaftsmodells sind und 
gleichzeitig Perspektiven für Ansätze sozialisti-
scher Wirtschaftsgestaltung und Demokratisie-
rung eröffnen. Hier schließt sich die Frage an, 
wie eine solche öffentliche Infrastruktur über-
haupt unter den restriktiven Bedingungen der 
Schuldenbremse finanziert werden kann. An-
hand der Bereiche Gesundheits- und Sozialwe-
sen, der Wohnraumversorgung, der Deutschen 
Bahn bzw. der Eisenbahninfrastruktur sowie der 
Stromnetze analysieren die AutorInnnen struk-
turelle Problemlagen und diskutieren, auf welche 
Weise die Infrastrukturen wieder in die Richtung 
eines stärker gemeinwohlorientierten Wirt-
schaftsmodells verschoben werden können.

Die Beiträge dieses Heftschwerpunktes:

Während die Forderung nach einer bedarfs-
gerechten Finanzierung der Infrastruktur bis 
hin zur Infragestellung der Schuldenbremse 
teils quer zu den Lagern Auftrieb erhalte, so 
konstatieren Arno Brandt und Uwe Kremer�, sei 
die Art ihrer Finanzierung, deren Organisation, 
Planung und inhaltliche Zielsetzung deutlich 
umstrittener. So kreisten politische Debatten 
z.B. um die Rolle von privaten Akteuren, staat-
liche oder kommunale Kompetenzen oder die 
Bedeutung des Autos im Verkehrswesen oder 
von Eigentumsbildung und Mietwohnungen. 
Es liege nicht allein eine Investitionskrise der 
öffentlichen Infrastrukturen, sondern eine 

�	 Zur Einführung in den vorliegenden Heftschwerpunkt siehe auch: Einlei-
tung in spw 231.

�	 Der Beitrag bezieht sich auf den Artikel „Demokratische Vergesellschaftung 
– Revisionen und Hypothesen für einen modernen Sozialismus“ der beiden 
Autoren in spw 233.
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Krise ihrer Funktion und Verfasstheit vor, die 
es mit progressiven Strukturreformen zu über-
winden gelte. Die Autoren heben die Ökonomie 
der Infrastrukturen als Kampffeld sozialer Res-
sourcen und als eigenständigen Sektor mit so-
zialistischen Potentialen hervor. Eine Rolle, die 
nicht allein dem industriellen Sektor zukom-
me. Digitalisierungsstrategien von Konzernen 
eröffneten durch das Internet der Dinge Mög-
lichkeiten für die Weiterentwicklung der öf-
fentlichen Infrastruktur, verfügten jedoch nicht 
über die Fähigkeit, sie privat zu übernehmen. 
Brandt und Kremer skizzieren Pfade struktu-
reller Reformen der Infrastrukturen, u.a. unter 
den Aspekten kommunaler Daseinsvorsorge, 
sozial-ökologische Steuerung unter Nutzung 
digitaler Technologien, Demokratisierung der 
Infrastruktur, Finanzierung und Innovation. 
Ihre Vorschläge umfassen z.B. die Revitalisie-
rung der kommunalen Ökonomie und deren 
Finanzierung durch staatliche Fonds, die netz-
werkbasierte Demokratisierung unter Einbezie-
hung von Beschäftigten und NutzerInnen sowie 
die Nutzung staatlicher Infrastrukturökonomie 
als Nachfragerin und Anbieterin nachhaltiger 
Dienstleistungen und Produkte. In ihrem Fazit 
sehen Brandt und Kremer in den Sektoren der 
gesellschaftlichen Infrastruktur „die Perspekti-
ve sozialistischen Wirtschaftens, von Vergesell-
schaftung und demokratischer Planung“. Denn 
sie verstehen diese Sektoren in umfassender 
Weise als „Orte gemeinschaftlicher Wert-
schöpfung und Ökonomie, als Bezugspunkte 
der großen volkswirtschaftlichen Investitions-
ströme, (...) als Gegenstand gesellschaftlicher 
Willensbildung und Planung, als Motoren sozi-
alökologischer Innovationen und Transforma-
tionen, als Feld sozialer Auseinandersetzungen 
und Partnerschaften“.

Die Festschreibung der Schuldenbremse für 
den Bund und des Verbots der Neuverschul-
dung für die Bundesländer im Grundgesetz 
war ein fundamentaler politischen Fehler, an 
dem die SPD beteiligt war und der jüngst durch 
einen Beschluss auf dem Bundesparteitag in 
weiten Teilen programmatisch revidiert wur-
de. Arno Brandt und Torsten Windels gehen der 
Frage nach, wie bedarfsgerechte Investitionen 
in die öffentliche Infrastruktur auch unter den 
Restriktionen der deutschen Schuldenbremse, 

des verschärften europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes sowie des EU-Fiskalpaktes 
ermöglicht werden können. Hierfür bewer-
ten sie unterschiedliche Finanzierungsmög-
lichkeiten u.a. durch Fonds etwa im Hinblick 
darauf, ob sie auf die staatlichen Schulden an-
gerechnet werden können. Sie weisen darauf 
hin, dass kommunale Kreditaufnahme nach 
wie vor möglich sei und kommunale Unterneh-
men durch bestimmte Fonds finanziert werden 
könnten. Bis zu einer anzustrebenden Abschaf-
fung der Schuldenbremse gelte es, die Spielräu-
me von Fonds zu nutzen. Über die Umgehung 
der Schuldenregeln hinaus stellten Fonds ein 
Experimentierfeld für eine Fondsökonomie 
dar, um die Infrastruktur zu finanzieren und 
progressiv zu gestalten. Die Spielräume zu ent-
wickeln und zu nutzen, erfordere allerdings 
eine Bereitschaft zur politischen Auseinander-
setzung auf allen Ebenen.

Im Zusammenhang mit der Finanzierung 
öffentlicher infrastruktur weist Matthias Kol-
latz auf die zentrale Bedeutung einer effektiven 
Steuererhebung von Unternehmen im Zuge 
der Digitalisierung hin. Er stellt die staatlichen 
Möglichkeiten und Fortschritte, u.a. bei der 
Erfassung digital agierender Unternehmen im 
Land Berlin dar.

In welcher Weise Logiken profitorientierter 
privater Leistungserbringer im Gesundheits- 
und Sozialwesen wirksam wurden, arbeiten 
Bernard Braun und Felix Welti heraus und fas-
sen zum Teil auch im internationalen Vergleich 
deren Folgen zusammen. Entscheidend sei vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen in Deutsch-
land nicht allein die rechtliche Steuerungsform, 
sondern eine am Gemeinwohl, Qualität und an 
demokratischer Mitentscheidung von Beschäf-
tigten und NutzerInnen ausgerichtete Logik. 
Hierbei gehe es jedoch nicht um die Abwesen-
heit jeglicher ökonomischer Logik, sondern 
um die Zurückdrängung von Kommerzialisie-
rung. Die Probleme bei der Weiterentwicklung 
der sozialen Infrastruktur würden zwar, so die 
Autoren, eine stärkere Rolle der Kommunen 
nahelegen. Reformen für mehr kommunale 
Kompetenzen, etwa vermehrter Kommunali-
sierung der Gesundheitsversorgung, seien je-
doch äußerst vorrausetzungsvoll: Zum einen 
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zeigten die Länder wenig Reformambitionen, 
zum anderen erfordere sie eine massive Umver-
teilung von Steuern und Abgaben auf kommu-
nale Haushalte.

Iris Behr gibt einen Überblick der zentralen 
Dynamiken und marktliberalen politischen 
Entscheidungen, die zu den sozialen Schiefla-
gen am Wohnungsmarkt geführt haben. 

Sie fasst die regulatorischen Handlungsmög-
lichkeiten der Kommunen, des Bundes und der 
Länder zusammen, wie z.B. der Erbpacht, der 
Konzeptvergabe und eines festgelegten Anteils 
an sozialem Wohnungsbau. Letzterer erfor-
dere bedarfsgerechte finanzielle Ressourcen. 
In einer gemeinwohlorientierten Boden- und 
Wohnungspolitik, so die Autorin, komme der 
Eigentumsfrage sowie kommunalen und genos-
senschaftlichen Wohnungsmarktakteuren eine 
zentrale Funktion zu. 

Darüber hinaus erläutert sie Zusammen-
hänge zwischen nachhaltigen Kriterien für den 
Wohnungsbau wie der Energieeffizienz und 
der Miethöhe und erinnert somit daran, dass 
Lebensqualität in der Stadt auch ökologische 
Standards einschließt.

Der Kern für die mangelnde Pünktlichkeit 
der Bahn sind laut Cosima Ingenschay „Kapa-
zitäts- und Strukturprobleme, verbunden mit 
falschen Rahmenbedingungen für die Eisen-
bahn in Deutschland“. So gebe es etwa zu wenig 
Infrastruktur für die Schiene, zudem sei diese 
alt. Es fehle an Fahrzeugen und außerdem Per-
sonal. Ingenschay kritisiert den Rückbau von 
fast 9.000 Gleisanschlüssen und die geringen 
Ersatzinvestitionen durch die die Infrastruk-
tur altere und an Leistungsfähigkeit verliere. 
Die Tatsache, dass die Bundesländer von 1996 
für den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) 
zuständig sind, beurteilt Ingenschay einerseits 
positiv, weil sich der SPNV-Markt in Deutsch-
land seitdem zu einem der attraktivsten in 
ganz Europa entwickelt habe. So hätten das 
Zugangebot um 40 und die Reisendenzahlen 
um etwa 80 Prozent zugelegt. Auf der anderen 
Seite kritisiert sie die Vergabestrategie für den 
SPNV, bei dem Kosten das Hauptkriterium dar-
stellten, was dazu führte, dass „Unternehmen, 

neue unseriöse Geschäftsmodelle zu Lasten 
der Beschäftigten“ entwickelten. Ingenschay 
spricht sich gegen die Trennung von Netz und 
Betrieb aus. Denn entscheidend für den Erfolg 
der Schiene seien nicht Organisationsformen 
der Eisenbahnunternehmen, sondern die poli-
tischen Rahmenbedingungen. Hier fordert sie, 
dass die Politik ihrer Daseinsfürsorgeverant-
wortung für die Schiene endlich nachkommen 
müsse. 

Ralf Marquardt stellt in seinem Beitrag 
über die Energienetze fest, dass beim Netz-
ausbau dringender Handlungsbedarf bestehe. 
Er diskutiert kritisch die Vor- und Nachteile 
einer Überführung der Übertragungsnetze im 
Strombereich. Bestehende Defizite im System 
seien „bereits durch eine Nachregulierung ab-
gebaut worden“, verbliebene Lücken könnten 
auch durch Regulierungsverschärfung verrin-
gert werden. Die Vergesellschaftung von Net-
zen sei EU-weit andererseits durchaus üblich 
und zudem nicht dramatisch: Weil ein privat-
wirtschaftlicher Wettbewerbsmarkt im Strom-
netz nicht herstellbar sei, würde dieser durch 
eine Vergesellschaftung auch nicht verhindert. 
Bereits jetzt befinde sich ein Großteil der Über-
tragungsnetzbetreiber in der Hand staatlicher, 
jedoch nicht nationaler Akteure. Der Autor 
weist darauf hin, dass eine Vergesellschaftung, 
die nicht über eine Enteignung, sondern über 
den Aufkauf der Netze abgewickelt würde, sehr 
lange Zeiträume in Anspruch nähme. Der di-
rekteren gesellschaftlichen Kontrolle über In-
vestitionen und letztlich auch über kritische 
Infrastruktur stünden Umstellungskosten und 
fortgesetzte Regulierungsbedarfe gegenüber. 
Mit Blick auf die gesellschaftlichen Zielset-
zungen eines bedarfsgerechten, zügigen Aus-
baus der Netze im Zuge der Energiewende 
müssen etwaige Eingriffe in die Eigentumsver-
hältnisse wohl überlegt sein.	 ó
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Infrastrukturökonomie und Vergesellschaftung – 
Schlüssel für einen modernen Sozialismus
von Arno Brandt und Uwe Kremer�

Vorbemerkung

Die nachfolgenden Ausführungen knüpfen 
an unseren in der vorherigen spw� veröffentli-
chten Text „Demokratische Vergesellschaftung 
– Revisionen und Hypothesen für einen moder-
nen Sozialismus“ an. Inhaltlich verstehen sie sich 
als Fortführung und methodisch geht es erneut 
um grundsätzlich angelegte Dispositionen. Im 
Abschnitt „Progressive Strukturreformen und 
Sozialisierung“ schrieben wir: 

„Die Wiederaufnahme des Themas der Demo-
kratisierung von Wirtschaft und Gesellschaft unter 
Einschluss der Sozialisierung, des Gemeineigen-
tums und der gesellschaftlichen Verfügungsgewalt 
sollte in Verbindung mit progressiven Struktur-
reformen „mittlerer Reichweite“ erfolgen. Derar-
tige Reformen dienen nicht der Modifikation im 
Grundsatz vorhandener Strukturen und Mecha-
nismen, sondern sind auf einen grundlegenden 
Umbau von Strukturen und Mechanismen in den 
großen gesellschaftlichen Bedarfsfeldern ausgerich-
tet. In jedem dieser Felder wäre durchzubuchstabie-
ren, in welcher Weise Vergesellschaftung im Sinne 
einer alternativen Logik wie auch im Sinne öffent-
licher und gesellschaftlicher Verfügungsgewalt und 
Eigentumsformen wirksam werden könnte.“

Für eine in dieser Perspektive weiterführende 
Agenda disponierten wir sodann drei übergrei-
fende Stoßrichtungen, namentlich eine öffentliche 
Infrastrukturökonomie, eine gesellschaftlich be-
herrschte Fondsökonomie und eine demokra-
tische Mitwirkung und Beteiligung. 

„In erster Linie geht es darum, das übergreifen-
de Verständnis einer öffentlichen Infrastruktur-
ökonomie zu entwickeln, die in allen relevanten 
gesellschaftlichen Bedarfsfeldern für die wirtschaft-
liche Um- und Durchsetzung öffentlicher Zielset-

�	 Dr. Arno Brandt ist Regionalökonom und lebt in Lüneburg.

	 Dr. Uwe Kremer ist Sozialwissenschaftler und Mitherausgeber der spw.

�	 spw Heft 233, Ausgabe 4/2019, S. 75.

zungen und demokratischer Mitwirkung sorgt – 
von „klassischen“ Feldern wie der Wohnungs- und 
Siedlungswirtschaft oder der Energiewirtschaft 
über die „Care Economy“ bis hin zur Internet- und 
Datenwirtschaft. Dies setzt eine Klärung der Fra-
ge voraus, was wir unter gesellschaftlich relevanten 
Infrastrukturen verstehen und nach welchen über-
greifenden Grundsätzen öffentliche Funktionen in 
Bezug auf die Ausstattung, die Regulierung und 
den Betrieb der Infrastrukturen zu bestimmen 
sind und in welchem Verhältnis sie zu marktwirt-
schaftlichen Mechanismen und Sektoren stehen.“

Im Mittelpunkt steht damit der Brücken-
schlag zwischen der aktuellen Infrastrukturkrise 
und der öffentlichen Infrastruktur als Dreh- und 
Angelpunkt einer Strategie progressiver Struk-
turreformen. Zeitgleich hat dieses Anliegen 
einen erheblichen Anschub durch das nun in 
Deutschland unter dem Titel „Die Ökonomie des 
Alltagslebens. Für eine neue Infrastrukturpolitik“ 
veröffentlichte Werk eines internationalen Auto-
renkollektivs (und das darin enthaltene Vorwort 
von Wolfgang Streeck) erfahren. Bei aller erfor-
derlichen Kritik verschiebt das Buch laut Oliver 
Nachtwey „die Perspektiven einer auf Verteilung 
ausgerichteten Politik zu einer Politik der Infra-
strukturen, der vergesellschafteten Ökonomie. 
Mit solch einer Strategie könnte die Linke am 
Alltag der Menschen ansetzen – und zugleich 
das Bild einer großen Transformation entwer-
fen.“ Besser lässt es sich nicht formulieren. 

1.	 Definitionen gesellschaftlicher  
Infrastruktur

Bei öffentlicher Infrastruktur handelt es 
sich immer um gesellschaftliche Infrastruktur, 
die zumeist mit dem Begriff des Kollektivgutes 
assoziiert wird. Kollektivgüter dienen im Ge-
gensatz zu Individualgütern den vorzugsweise 
gemeinschaftlich zu gewährleistenden Voraus-
setzungen für soziales Leben und wirtschaft-
liche Aktivität. Was als Kollektivgut gesell-
schaftlich anerkannt wird, hängt sowohl von 
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objektiven Umständen, Notlagen und Her-
ausforderungen wie auch interessensgeleiteten 
Definitionen und Wertvorstellungen ab und ist 
insofern selbst Gegenstand politischer Ausein-
andersetzung. Es gibt vor diesem Hintergrund 
verschiedene Dimensionen in der Klassifizie-
rung gesellschaftlicher Infrastrukturen, die 
sich nach unserem Verständnis wie folgt skiz-
zieren lassen:

a)	nach Sektoren, insbes.

•	 Bereitstellung natürlicher bzw. materieller 
Ressourcen (Energie, Wasser, Abfall; Ver-
kehr, Logistik; Umweltschutz; Wohnungs- 
und Siedlungswesen usw.)

•	 sozialkulturelle personenbezogene Dienst-
leistungen und die dafür erforderliche phy-
sische Infrastruktur (Gesundheit, Bildung, 
Erziehung, Pflege usw.)

•	 Bereitstellung von Informations- und Kom-
munikationswegen bzw. Medien, zunehmend 
in Verbindung mit Dateninfrastrukturen 

•	 Finanzwesen (Banken, Versicherungen usw.)

b)	nach Formen

•	 baulich-technische Fazilitäten und Systeme

•	 humane Fazilitäten und Kompetenzen

•	 institutionelle und regulatorische Gefüge  

c)	 nach Ebenen

•	 Bereitstellung von Basisinfrastrukturen 
(Netze, Knotenpunkte und Plattformen)

•	 Betrieb von Infrastrukturen (bzw. nutzerbe-
zogene Zurverfügungstellung infrastruktu-
reller Leistungen)  

2.	 Politische Dimensionen der  
Infrastrukturthematik

Die Infrastrukturthematik ist außerordent-
lich komplex. In ihrer Behandlung – jedenfalls in 
einer progressiven bzw. sozialistischen Perspek-

tive – sollten folgende Ebenen auseinandergehal-
ten und im Zusammenhang gesehen werden:

a)	 Die Bewältigung von infrastrukturellen Be-
darfen hängt wesentlich mit der Realisierung 
von Infrastrukturinvestitionen zusammen. 
Dabei besteht mit Blick auf den Zustand 
der Infrastrukturen und den riesigen Inves-
titionsstau mittlerweile ein über politische 
Lager, ökonomische Interessen und wissen-
schaftliche Lehrmeinungen hinweg breit ge-
fächerter Konsens, der zunehmend auch die 
„Schuldenbremse“ zur Disposition stellt. 

b)	 Wesentlich umstrittener ist die Art und 
Weise ihrer Finanzierung, Regulierung, Pla-
nung und Programmierung: Hierin einge-
schlossen sind Fragestellungen wie die nach 
Demokratisierung und zivilgesellschaft-
licher Beteiligung, nach der Rolle privater 
Wirtschaftsakteure (s. public private part-
nerships), nach zentralstaatlichen und kom-
munalen Kompetenzen, nach dem Umgang 
mit bürokratischen und korporatistischen 
Mechanismen u.a.m.

c)	 Von zentraler Bedeutung sind natürlich die in-
haltlichen Ziele und damit verbundenen Funk-
tionslogiken von Infrastrukturen (also z.B. die 
Frage der Autozentriertheit im Verkehrswe-
sen, der Arztzentriertheit im Gesundheitswe-
sen, des Vorrangs der Eigentumsbildung oder 
des Mietwohnungsbaus im Wohnungswesen, 
der raumplanerischen Zielsetzungen im Ver-
hältnis von Stadt und Land u. ä.).

Alles zusammen genommen führt uns dies 
auf die Ebene progressiver Strukturreformen, 
die sich mit der Verfassung der gesellschaft-
lichen Infrastrukturen beschäftigen: Wir haben 
es eben nicht nur mit einem gewaltigen Inves-
titionsstau, sondern in weiten Bereichen mit 
einer tiefgreifenden Funktionskrise zu tun, die 
grundlegende Systemfragen aufwirft.

3.	 Infrastruktur, Alltagsleben und  
soziale Bewegung

Es ist von zentraler Bedeutung, die gesell-
schaftliche Infrastruktur in ihrer umfassenden 
Bedeutung für das Alltagsleben der Menschen, 
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ihren sozialen Zusammenhalt wie auch in ihrem 
Umgang mit humanen und natürlichen Ressour-
cen zu verstehen. Sie steht für das Gemeinwesen, 
und zwar – je nach Zustand und Verfassung – für 
den Wunsch der Menschen nach sozialer Zuge-
hörigkeit und gemeinsamer Bewältigung von 
Herausforderungen wie auch für die Erfahrung 
von Abgehängtsein und Handlungsunfähigkeit, 
wie wir es insbesondere in regionalen Kontexten 
erleben und mit allen Konsequenzen, die es ins-
besondere für den Aufstieg rechtspopulistischer 
Strömungen mit sich bringt. 

In diesem Sinne ist die gesellschaftliche In-
frastruktur auch im umfassenden Sinne als ein 
Kampffeld und insbesondere als ein Feld sozialer 
Initiativen und Bewegungen zu verstehen. Die 
Auseinandersetzungen um „Stuttgart 21“ gehö-
ren hier ebenso hinein wie die Initiativen für die 
Stärkung des sozialen Wohnungsbaus, die ge-
werkschaftlichen Kämpfe von ver.di für gute und 
wertgeschätzte Arbeit im Bereich der sozialen 
Dienstleistungen ebenso wie Initiativen zur Si-
cherung von Infrastrukturen in ländlichen Räu-
men und benachteiligten Stadtteilen. Vermutlich 
ist die gesellschaftliche Infrastruktur das Terrain, 
auf dem die für den modernen Kapitalismus 
entscheidenden sozialen Auseinandersetzungen 
geführt und die dafür relevanten sozialen Bünd-
nisse formiert werden. 

4.	 Infrastrukturökonomie und Sozialismus:  
Eine neue Sichtweise

Die herausragende Bedeutung der gesell-
schaftlichen – öffentlich organisierten oder re-
gulierten – Infrastruktur ist natürlich in keiner 
Weise eine neue Erkenntnis. Und zweifelsohne 
kommt der gesellschaftlichen Infrastruktur für 
die kapitalistische Produktionsweise mit den sie 
wiederum bestimmenden Sektoren der industri-
ellen Mehrwertproduktion eine hohe funktionelle 
Bedeutung zu. Aber vielfach führte dies in eini-
gen Teilen der Linken dazu, sie in ökonomischer 
Hinsicht auf diese Funktionalität zu reduzieren, 
während andere Teile sie umso mehr gegen eine 
„Ökonomisierung“ schützen wollten. Es geht 
uns hier und heute aber darum, die gesellschaft-
liche Infrastruktur selbst als einen ökonomischen 
und mehr noch als einen eigenständigen ökono-
mischen Sektor zu verstehen, der gegenüber den 

Sektoren der industriell bestimmten Mehrwert-
produktion eine eigene sozialökonomische bzw. 
bedarfswirtschaftlich orientierte Logik und ein 
hohes sozialistisches Potenzial aufweist. 

Um eine formationsgeschichtliche Analogie zu 
bemühen: So wie das kommerzielle Handels- und 
Bankenwesen (der Fuggers oder der italienischen 
Seerepubliken) einen ökonomischen Sektor dar-
stellte, der in seiner Eigenständigkeit funktional 
für die feudal dominierte Gesellschaftsformation 
war, könnte ähnliches für die Infrastrukturöko-
nomie in ihrem Verhältnis zur kapitalistischen 
Produktionsweise gelten. Und so wie kommer-
zielle Sektoren zugleich die Vorstufe und den 
Ausgangspunkt der kapitalistischen Ökonomie 
darstellten, so könnte der Infrastruktursektor als 
Vorstufe und Kern einer nach-kapitalistischen 
Ökonomie verstanden werden (während die so-
zialistische Linke früherer Zeiten diesen Kern 
ganz überwiegend in der industriellen Produkti-
on vermutete).

5.	 Gesellschaftliche Infrastruktur und  
kapitalistische Landnahme

Diese veränderte Sichtweise auf den Infra-
struktursektor wie auch auf die sozialistischen 
Potenziale der kapitalistisch bestimmten Gesell-
schaftsformation erklärt sich nicht zuletzt dar-
aus, dass sich das anlage- und renditesuchende 
Kapital seit den 80er Jahren – flankiert von ver-
schiedensten Versionen der neoliberalen Agenda 
(darunter der sozialtechnokratischen von „New 
Labour“) – immer weniger mit einer Funktiona-
lisierung der in öffentlicher Regie betriebenen 
oder regulierten gesellschaftlichen Infrastruktu-
ren begnügte, sondern es versuchte, sich selbige 
zum unmittelbaren Zweck der Kapitalverwer-
tung einzuverleiben. Dieser Versuch war und ist 
allerdings eine zweischneidige Angelegenheit, 
insofern die kapitalistische Bewirtschaftung der 
gesellschaftlichen Infrastrukturen sich – anders 
als in den industriellen Stammsektoren des Ka-
pitalismus (als Hochburgen der relativen Mehr-
wertproduktion) – gesamtökonomisch als außer-
ordentlich impulsarm und in weiten Teilen sogar 
als dysfunktional darstellt. 

Es wird sich zeigen, inwieweit dieser Versuch 
durch das Vordringen der großen IT- und In-
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ternet-Konzerne und der von ihnen verfolgten 
Strategien eine neue Dynamik und Perspekti-
ve bekommen kann. Denn die Digitalisierung 
transformiert mit Hilfe des „Internets der Din-
ge“ und darauf basierender Industrie 4.0-Kon-
zepte zwar die bislang dominierenden industri-
ell-kapitalistischen Kernsektoren. Vor allem aber 
verfügt sie über ein riesiges Potenzial in Bezug 
auf die Weiterentwicklung der gesellschaftlichen 
Infrastrukturen – mit der vermeintlichen Fähig-
keit der genannten und weiterer „weltverbes-
sernder“ Konzerne, die Infrastrukturen an Stelle 
des Staates in einer quasi-öffentlichen Funktion 
betreiben zu können. Auch dies zeigt, dass die 
Infrastruktur sich zum zentralen Kampfplatz 
gesellschaftlicher – aber auch globaler – Trans-
formationen entwickelt hat. 

Exkurs: 
Wenn wir selbst immer wieder davon sprechen, 
dass es grundsätzlich einen Antagonismus von 
rendite- und bedarfsorientierten Logiken des 
Wirtschaftens gibt, so darf nicht übersehen 
werden, dass in der Vergangenheit in weiten 
Teilen der öffentlich bestimmten Infrastruktu-
ren auch Logiken vorherrschten, die sich nicht 
in diesen Antagonismus einfügen und man als 
„bürokratisch“ (etwa in Teilen der Kommu-
nalwirtschaft) oder „ständisch“ (etwa in Teilen 
des Gesundheitswesens) oder „klientelistisch“ 
(in verschiedensten Teilbereichen) bezeichnen 
kann und die sich nicht in diesen Antagonis-
mus einfügen bzw. darauf reduzieren lassen. 
In einer progressiven demokratischen bzw. 
sozialistischen Perspektive der Infrastruktur-
ökonomie gehören auch derartige Strukturen 
und Mechanismen auf den Prüfstand.  

6.	 Infrastruktur, Sozialdemokratie  
und Staat

Das Infrastrukturthema hat in der Sozialde-
mokratie schon immer eine zentrale Rolle ge-
spielt – insbesondere auch in Verbindung mit 
ihrem Sozialstaatsverständnis. Insofern hat es in 
den vergangenen 25 Jahren für die Sozialdemo-
kratie aber auch gleich zwei politische Katastro-
phen historischen Ausmaßes gegeben: nicht nur 
die mit „Hartz IV“, „Riesterrente“ usw. verbun-
dene Zersetzung sozialer Transfersysteme, son-

dern auch den vielfachen Rückzug des Staates 
aus der vorausschauenden Bewirtschaftung und 
Gestaltung gesellschaftlicher Infrastrukturen. 

Zwar gingen die diversen Privatisierungen 
nicht mit einem grundsätzlichen Verzicht auf 
die letztendliche infrastrukturelle Gesamtver-
antwortung des Staates einher, dafür aber mit 
einem immer komplexer werdenden Gefüge 
von Pseudo-Märkten, Rahmenregulierungen, 
Anreizsystemen und Vertragswerken und einem 
Rattenschwanz an rechtlichen Auseinanderset-
zungen und finanziellen Folgekosten bei subs-
tanziell geschwächter Durchsetzungskraft der 
öffentlichen Interessen (und vielfach auch bei 
nachlassendem Durchsetzungswillen). Im End-
ergebnis haben wir es mit Blick auf die vergan-
genen beiden Jahrzehnte mit einer verheerenden 
infrastrukturpolitischen Bilanz zu tun, einem 
Vertrödeln langfristig absehbarer Problemlagen 
und Herausforderungen von der Energieversor-
gung über das Verkehrssystem und das Woh-
nungswesen bis zum Pflegesektor, und einem 
Staatsversagen, von dem sich eine Partei, die seit 
1998 siebzehn Jahre an der Bundesregierung be-
teiligt war, nicht frei sprechen kann.

7.	 Durchsetzungskraft des Staates und  
öffentlicher Sektor 

Vor diesem Hintergrund ist es von zentraler 
Bedeutung, dass der Staat (inkl. der Kommunen) 
die Möglichkeit hat bzw. in vielen Fällen wieder-
erlangen muss, seine demokratisch legitimierten 
Vorgaben ohne komplizierte, intransparente, 
rechtsstreitanfällige und häufig extrem teure 
Regelwerke und ohne weitgehend dysfunkti-
onale Pseudo-Märkte (wie wir sie z.B. aus der 
Ökonomie der „public private partnerships“, aus 
dem Energiesektor, aber auch aus dem Gesund-
heits- und Sozialwesen kennen) durchzusetzen. 
Bei aller Unterschiedlichkeit der verschiedenen 
Infrastruktursektoren gehören hierfür folgende 
Elemente zum Mindestbestand einer öffentlich 
bestimmten Infrastrukturökonomie: 

•	 die Verstaatlichung der infrastrukturellen 
Netze, Knotenpunkte und Plattformen (s. 
beispielhaft den Beschluss der NRW-SPD 
für die Energienetze oder Labours Pläne zur 
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flächendeckenden Bereitstellung des Inter-
netanschlusses);

•	 in jedem Sektor ein starkes öffentliches 
Kernunternehmen oder eine entsprechende 
Unternehmensgruppe (insbes. kommunaler 
Unternehmen), die auch im Betrieb bzw. in 
der Erbringung infrastrukturell relevanter 
und kollektiv zu erbringender Leistungen am 
Kunden tätig sind;

•	 in Bezug auf nicht-öffentliche Anbieter pri-
vat- und andere gemeinwirtschaftliche Leis-
tungsanbieter ein übergreifendes Regelwerk 
der öffentlichen Steuerung und Lizensierung 
unter Beteiligung der Nutzer (ggfs. Weiter-
entwicklung der in einigen Sektoren beste-
henden Regulierungsräte). 

In jedem Sektor wäre das Verhältnis staat-
licher Infrastrukturnetzwerken und der Rolle 
des Staates in der Erbringung infrastruktureller 
Leistungen tabufrei durchzudeklinieren (dies-
mal aber „tabufrei von links“, was z.B. bedeutet, 
dass auch die von der Linkspartei geforderte 
Verstaatlichung der Fluggesellschaften, um öf-
fentliche Zielsetzungen im Klimaschutz und in 
der Verkehrsinfrastruktur durchsetzen zu kön-
nen, ebenso ernsthaft zu prüfen wäre wie die 
Etablierung öffentlicher Dateninfrastrukturen 
und Kommunikationsplattformen). 

8.	 Die zentrale Rolle der Kommunen 
in der Infrastrukturökonomie

Bei der Entwicklung einer öffentlichen In-
frastrukturökonomie wird der kommunalen 
Ebene eine zentrale Rolle zukommen, entschei-
den doch die kommunalen Infrastrukturen 
und Institutionen der Daseinsvorsorge maß-
geblich über die Lebensqualität der Menschen 
und die Standortbedingungen wirtschaftlicher 
Aktivität. Eine Revitalisierung der kommu-
nalen und regionalen Infrastrukturpolitik muss 
dazu beitragen, die Kommunen aus der Logik 
der Mangelverwaltung herauszuführen und 
zu einem lebendigen Ort demokratischer Zu-
kunftsgestaltung werden zu lassen. Elementare 
Voraussetzung dafür ist eine Reform der kom-
munalen Finanzen, die zu einer grundlegenden 
Verbesserung der Einnahmenseite und zu einer 
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konsequenten Anwendung des Konnexitäts-
prinzips führen muss.

Es geht aber auch um die Revitalisierung der 
kommunalen Ökonomie unter Führung des öf-
fentlichen Wirtschaftssektors – eine Revitalisie-
rung, die in Verbindung mit der Fondsökonomie 
zu sehen ist, von der Nutzung der EU-Struktur-
förderung für revolvierende regionale Fonds bis 
hin zu einem nationalen Zukunftsfonds, der als 
öffentliche Beteiligungsgesellschaft für kommu-
nale Unternehmen in zentralen Infrastruktur-
feldern fungiert (siehe z.B. den Vorschlag von 
Tom Krebs zu einem „staatlichen Zukunftsfonds 
für eine erfolgreiche sozial-ökologische Trans-
formation der Gesellschaft“ im ZBW-Wirt-
schaftsdienst 8/2019). Die Rekommunalisierung 
von infrastrukturellen Leistungen wie auch die 
Erschließung neuer infrastruktureller Aufga-
bengebiete (z.B. im öffentlichen Gesundheitswe-
sen und in den digitalen Infrastrukturen) sollte 
unter Nutzung des öffentlichen Beschaffungswe-
sens auch zu gänzlich alternativen Modellen von 
„public private partnerships“ führen – zu Netz-
werken der gemeinschaftlichen Daseinsbewälti-
gung, in denen zivilgesellschaftliche Initiativen 
und  gemeinwirtschaftliche Einrichtungen eine 
ebenso wichtige Rolle spielen wie die Unterneh-
men des lokalen Mittelstands.

9.	 Gesellschaftliche Infrastruktur und 
gesamtwirtschaftliche Innovation 

Die Infrastrukturökonomie wirkt in zwei-
erlei Hinsicht auf Transformationen und Inno-
vationen in anderen ökonomischen Sektoren 
und in der gesamten Volkswirtschaft und damit 
auch auf die Herausforderungen eines solida-
risch-ökologischen Umbaus. 

•	 Zum einen steht sie für infrastrukturelle 
Voraussetzungen und Problemlösungen für 
grundlegende Transformationsprozesse, die 
sich insbesondere auf den Feldern der De-
karbonisierung, der Digitalisierung, der Mo-
bilität und der Ernährungswirtschaft stellen. 

•	 Zum anderen beeinflusst sie die Nachfrage 
nach Gütern und Leistungen aus anderen 
Sektoren – entweder als unmittelbarer Nach-
frager zuliefernder Branchen (z.B. Fahrzeuge 

für den ÖPNV) oder indem sie mit ihren 
infrastrukturellen Vorgaben die Nachfrage 
nach komplementären Gütern und Leistun-
gen (z.B. PKW) beeinflusst.

Es ist daher vor allem die Infrastrukturökono-
mie, über die der Staat eine aktive und gestaltende 
Rolle wahrnehmen kann und – um den Preis des 
Staatsversagens – wahrnehmen muss. Der Infra-
strukturstaat ist verantwortlich für infrastruktu-
relle Systeminnovationen und am ehesten in der 
Lage, sich auf damit verbundene Unsicherheiten 
und Risiken einzulassen und frühzeitig wie auch 
langfristig zu investieren. Er kann damit auch 
die Entwicklung neuer Produkte und Problem-
lösungen sowie die Entstehung neuer Märkte 
begünstigen. Ihm kommt eine ebenso unterneh-
merische wie planerische Rolle zu, indem er stra-
tegische Ziele für die innovationsrelevanten Ak-
teure und Institutionen vorgibt und Leitprojekte 
definiert, die aus einem breiten gesellschaftlichen 
Verständigungsprozess hervorgehen.

10.	Infrastrukturökonomie und  
Fondsökonomie

In der Perspektive progressiver Strukturre-
formen und eines modernen Sozialismus besteht 
eine enge Beziehung zwischen einer öffentlichen 
Infrastrukturökonomie und einer gesellschaftlich 
beherrschten Fondsökonomie, die in Bezug auf 
die großen Investitionsströme für die Um- und 
Durchsetzung gesellschaftlicher Zielsetzungen 
und eine öffentliche bzw. gesellschaftliche Be-
teiligung am Produktivkapital sorgt (siehe dazu 
in unserem vorgängigen Papier zur „Demokra-
tischen Vergesellschaftung“ die These 21). 

Derartige Investitions- und Beteiligungs-
fonds stehen für eine institutionelle Sammlung 
von Finanzmitteln für bestimmte Zwecke im öf-
fentlichen und privaten Sektor und finden in der 
aktuellen Debatte auch als Mechanismen zur Er-
weiterung des finanzpolitischen Handlungsspiel-
raums der öffentlichen Haushalte immer grö-
ßeren Anklang. Investitionsfonds können sich 
aber auch darüber hinaus zu einem integralen 
Bestandteil einer diversifizierten, pluralen und 
demokratisch verfassten Ökonomie entwickeln 
und die Basis für die künftige Infrastrukturöko-
nomie systematisch erweitern. Dies gilt in Bezug 
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auf die Realisierung und Programmierung von 
Investitionen in den Zukunftsfeldern der ge-
sellschaftlichen Infrastruktur wie auch zwecks 
Stärkung der Kapitalbasis von öffentlichen und 
gemeinwirtschaftlichen Unternehmen (ggfs. 
auch privaten Unternehmen im Rahmen neuer 
Kooperationsformen in der kommunalen Öko-
nomie). Sie werden damit – zusammen mit dem 
öffentlich-rechtlichen und gemeinwirtschaft-
lichen Finanzsektor (darunter insbesondere die 
Sparkassen) – selbst zu einem integralen Teil der 
gesellschaftlichen Infrastruktur.

11.	 Programmierung, Digitalisierung, 
Demokratisierung 

Die gesellschaftlichen Dimensionen der 
Digitalisierung erschließen sich zuvörderst in 
Verbindung mit der Infrastrukturökonomie. 
Damit ist nicht nur die digitale Transformati-
on des infrastrukturellen Teilsektors „Medien, 
Kommunikation, Internet“ gemeint, die damit 
schon zu einem Leitsektor moderner Infra-
strukturökonomie geworden ist (ohne dass 
die öffentliche Beeinflussung geschweige denn 
Bewirtschaftung damit Schritt gehalten hätte). 
Vielmehr kommt der auf Künstlicher Intelli-
genz basierenden Digitalisierung eine über-
ragende Bedeutung für die gesamte moderne 
Infrastrukturökonomie zu, erst recht, wenn sie 
einem ökologisch-sozialen Umbau von Wirt-
schaft und Gesellschaft verpflichtet sein sollte. 

•	 Zum einen geht es um die Programmierung 
komplexer und nachhaltiger Infrastruktur-
entwicklungen und der mit ihnen verbunde-
nen Investitionen, also z.B. darum, wie man 
den vorsorgenden Sozialstaat und das Ge-
sundheitswesen mit Hilfe vorausschauender 
Datenanalytik organisiert, die energetisch-
stofflichen Ver- und Entsorgungssysteme 
mit Hilfe datenbasierter Simulationen in 
ökologische Kreisläufe transformiert, oder 
wie man Verkehrs- und Siedlungssysteme 
mit Hilfe digitaler Planungsmechanismen 
nachhaltig umbaut.

•	 Zum anderen geht es um die netzwerkba-
sierte Demokratisierung unter Einbeziehung 
von Beschäftigten und der Nutzer als Ko-
Akteure der „Produktion“ infrastruktureller 

Dienstleistungen: Die Möglichkeiten zur Ge-
nerierung und Simulation von Planungsal-
ternativen wie auch für ein kontinuierliches 
Nutzerfeedback in sozialen Netzwerken (die 
ihren Namen wirklich verdienen) nehmen 
sprunghaft zu und eröffnen neue Perspek-
tiven einer qualifizierten demokratischen 
zivilgesellschaftlichen Beteiligung. 

Eine stärkere öffentliche Präsenz in Medien-, 
Daten- und Internet-Infrastruktur zusammen 
mit der systematischen Aufbereitung der im öf-
fentlichen Sektor lagernden Datenbestände und 
einer Vergesellschaftung von Datenpools und Re-
gelwerken hätte somit erhebliche Auswirkungen 
auf die gesamte Infrastrukturökonomie.

Ein kurzes Fazit

So essenziell die sozialen Transfersysteme 
als Mechanismus der Umverteilung und so be-
deutsam die Demokratisierung in den Sektoren 
der Produktions- und Konsumgüterproduktion 
sind und bleiben, so sehr sind wir der Überzeu-
gung, dass sich die Perspektive sozialistischen 
Wirtschaftens, von Vergesellschaftung und de-
mokratischer Planung nur auf dem Terrain der 
gesellschaftlichen Infrastrukturen erschließen 
lässt – verstanden 

•	 als Orte gemeinschaftlicher Wertschöpfung 
und Ökonomie,

•	 als Bezugspunkte der großen volkswirt-
schaftlichen Investitionsströme,

•	 als Faktoren gesamtwirtschaftlich wirk-
samer Nachfrage,

•	 als Gegenstand gesellschaftlicher Willens-
bildung und Planung,

•	 als Motoren sozialökologischer Innovati-
onen und Transformationen,

•	 als Feld sozialer Auseinandersetzungen und 
Partnerschaften 

in der Perspektive dessen, was wir in dieser 
Zeitschrift früher einmal als Bündnis von Arbeit, 
Wissenschaft und Kultur bezeichnet haben.	 ó
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Öffentliche Investitionen und Schuldenbremse  
– Gestaltungsspielräume durch Fondslösungen
von Torsten Windels und Arno Brandt�

1.	 Einleitung

Der Verfall öffentlicher Infrastruktur und 
Daseinsvorsorge führte bis heute zu einer deut-
lichen Verschlechterung der Lebensqualität und 
der Standortvoraussetzungen für wirtschaft-
liche Aktivität. Dieser Niedergang hat eine hohe 
Raumwirksamkeit. In ländlich peripheren Regi-
onen kommt es daher zu Abwanderungen und 
damit auch zu Schrumpfungsprozessen. Das 
Süd-Nord-Gefälle und das West-Ost-Gefälle 
verstärken sich. Die Gegensätze zwischen Stadt 
und Land nehmen zu, aber auch innerhalb der 
Großstädte kommt es zu Polarisierungsprozes-
sen. Die Spaltung der Gesellschaft vertieft sich 
auch in räumlicher Hinsicht. Der Rechtspo-
pulismus findet auf diesem Wege zusätzlichen 
Nährboden.

Bei den folgenden Überlegungen zur Infra-
struktur geht es um Finanzierungs- und Ge-
staltungsaspekte öffentlicher Investitionen und 
Aufgaben unter dem Finanzregime der Schul-
denbremse. Dabei geht es einerseits um die Zu-
kunftsfähigkeit des öffentlichen Kapitalstocks, 
andererseits um die Lösung eines Kapital-Ab-
sorptionsproblems bzw. um die Überwindung 
einer strukturellen Überakkumulation.

2.	 Globale Wachstumskrise und Infrastruk-
turkrise in Deutschland

Der gegenwärtige Kapitalismus ist in einer 
ernsten Sinn- und Funktionskrise. Die an sich 
seit der globalen Finanzkrise von 2007/2008 des-
avouierte neoliberale Ideologie kommt damit, 
wenn auch verzögert, in eine zunehmende Legi-

�	 Torsten Windels (Hannover) war von 2007-2018 Chefvolkswirt der NORD/
LB und koordiniert die im Januar 2019 gegründete Regionalgruppe Nord 
der Keynes Gesellschaft.

	 Arno Brandt (Lüneburg) war von 1990 – 2012 als Bankdirektor in der 
NORD/LB tätig und arbeitet zurzeit als Regionalökonom u.a. für das Institut 
für Innovation und Technik (Berlin).

	 Der Aufsatz basiert auf einem Impulsvortrag auf der DL21/spw-Herbstta-
gung „Marode Bahn und Wohnungsnot? Öffentliche Infrastruktur in Zeiten 
der Schuldenbremse“ (09.11.2019 in Bremen).

timationskrise. Zu offensichtlich und zwingend 
sind die nicht-marktlichen Hilfsinstrumente zur 
Rettung und Stabilisierung des Verwertungs-
prozesses (Verstaatlichung von Banken, „au-
ßerordentliche Maßnahmen“ der Geldpolitik, 
Mobilisierung riesiger staatlicher Nachfrageim-
pulse durch schuldenbasierte Staatsausgaben 
oder Steuersenkungen). Gleichwohl gelingt bis 
heute keine Rückkehr zu einem sich selbst tra-
genden Wachstum. Die inneren Widersprüche 
nehmen dabei weiter zu (Kapitalbildung ohne 
Verwertungsaussicht, Profitkonzentration in 
Superstar-Unternehmen, Rückwirkung der Kli-
maveränderungen auf die Verwertungsbedin-
gungen, steigende Verteilungskonflikte (natio-
nal und international) etc.).

Das Kapital findet schon rein quantitativ 
keine hinreichend rentierlichen Verwertungs-
felder. Bis zur Krise 2007/2008 versuchte der 
zunehmend global vernetzte Kapitalismus der 
OECD-Welt dieses Problem in einem Deregu-
lierungswettlauf zu lösen, der zunehmend auf 
Erzeugung von Profiten in der Finanzwirtschaft 
setzte und damit die Bedeutung der Realwirt-
schaft zurückdrängte (Finanzialisierung�).

In der Krise drohte die Weltwirtschaft durch 
sich verstärkende Krisendynamiken zu kollabie-
ren. Die Analogie zur Weltwirtschaftskrise von 
1929/1931 ist naheliegend. Die Antikrisenpoli-
tik von 2008/2009 war vor diesem Hintergrund 
eine gelernte Lektion aus der Weltwirtschafts-
krise von 1929. Die Geldpolitik senkte weltweit 
die Zinsen und stellte den Banken unbegrenzt 
Liquidität zur Verfügung. Nach kurzem Zögern 
gab es auch eine gewisse multilaterale Reakti-
on (G7, G20, IWF, Basel Committee on Ban-
king Supervision, Financial Stability Board), 
die aber nicht nachhaltig war. Die Fiskalpolitik 
der nationalen Regierungen steuerte massiv 

�	 Zur Definition vgl. Krippner, Greta R.; The Financialisation of the Ameri-
can Economy, Socio Economic Review, 3/2005, S. 174. Hierzu auch Streeck, 
Wolfgang; Gekaufte Zeit – Die vertagte Krise des demokratischen Kapitalis-
mus, Suhrkamp 2012.
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gegen die Krise, so dass der drohende Kollaps 
schlussendlich verhindert werden konnte und 
bereits in 2009 in vielen Ländern eine Erholung 
einsetzte. Dennoch waren die Ursachen, die mit 
dem Überhang an „beschäftigungslosem“ Kapi-
tal zusammenhängen, nicht beseitigt. Hierfür 
stehen die niedrigen bzw. negativen Realzinsen 
und die enormen Ungleichgewichte der Zen-
tralbankbilanzen in den meisten entwickelten 
Volkswirtschaften. Hierfür sprechen aber auch 
die rekordhohe Ausschüttungspolitik bzw. 
Aktienrückkäufe von Unternehmen, die als 
Probleme unzureichender, profitabler Investi-
tionsmöglichkeiten interpretiert werden kön-
nen. Trotz moderaten Wachstums verharren 
die Profiterwartungen für Neuinvestitionen im 
zweistelligen Bereich mit der Folge, dass einer-
seits die zu hohen Profiterwartungen die Inves-
titionsmöglichkeiten reduzieren und anderer-
seits der damit verbundene Kapitalüberhang 
wiederum auf die Profitraten drückt.�

In der EU kam ab 2011 die Euro-Krise hinzu. 
Die EU war nicht vorbereitet auf derartige Kri-
sen. Auf der Währungsseite gab es zwar mit der 
EZB eine handlungsfähige Institution. Doch 
fehlte diese in der Fiskalpolitik, der Bankenauf-
sicht und der sozialpolitischen Flankierung. Zur 
Bankenrettung und zur Stabilisierung der Kon-
junktur fielen die Euro-Teilnehmerländer auf 
die nationale Ebene zurück und ermöglichten 
es den Kapitalmarkt-Akteuren die sehr unter-
schiedlichen Krisenfestigkeiten der Euro-Staa-
ten, in prozyklisch wirkende Zinsdifferenzen 
umzumünzen und brachten damit Euroland 
und die EU an den Rand ihrer Existenz. Lang-
jährige Kohäsionsfortschritte – bei aller Kri-
tik im Einzelnen – wurden dadurch in kurzer 
Zeit zunichte gemacht. Auf EU-Ebene hält die 
expansive Geldpolitik der EZB das Spiel zwar 
am Laufen (Vermeidung der Rezession, aber 
auch eines Kapitalabbaus), sie kann die Krise-
nursachen dadurch aber nicht auflösen. Eine 
nachhaltige konsumtive oder investive Nach-
fragestabilisierung fehlt bislang in Europa und 
müsste unter Führung Deutschlands erfolgen, 
als dem Land mit den derzeit höchsten Kapi-
talüberhängen und auch als Euro-Benchmark-

�	 Vgl. hierzu KPMG-Kapitalkostenstudie https://home.kpmg/de/de/home/
themen/2019/10/kapitalkostenstudie-2019.html vom 29.10.2019). 

Emittent. Hier ist aber weder eine Einsicht in 
derartige Zusammenhänge noch der Wille zu 
einer EU-Führungsrolle erkennbar.�

Eine reine Adjustierung der Makrovariablen 
(Zins, Lohn, Wechselkurs und Staatsnachfrage) 
greift hingegen zu kurz. Qualitativ fehlt bis heu-
te ein selbsttragendes Wachstum. Für Deutsch-
land stellen wir insbesondere Schwächen in den 
Infrastrukturen (Verkehr, Bildung, Forschung) 
fest. Der zudem bestehende Fachkräftemangel 
beschränkt den Verwertungsprozess. Mit Blick 
auf die Zukunftsherausforderungen durch neue 
Technologien (KI, Automatisierung), Wettbe-
werber (China) und auch neue Marktformen 
(digitale Plattformen, Big Data, Netzwerköko-
nomie) fehlt es in Deutschland zudem an In-
vestitionen in die Zukunftsfähigkeit (Breitband, 
Energie, Forschung, Qualifikationen, Markt-
größe, Weiterentwicklung des institutionellen 
Rahmens). Ganz abgesehen von den Heraus-
forderungen einer globalen Klimapolitik sowie 
nationaler und internationaler Verteilungskon-
flikte. Die Lösung dieser Herausforderungen 
vom Markt zu erhoffen, erscheint heute immer 
mehr Menschen und Gruppen mehr als naiv.�

Einer der offensichtlichsten Widersprüche 
ist aktuell der Bedarf an öffentlichen Investiti-
onen zur Lösung vieler gesellschaftlicher Pro-
bleme (Wohnen, Verkehrs- und Energiepolitik, 
Bildung, Forschung, Breitband etc.) auf der 
einen Seite und der nicht zu übersehende Ka-
pitalüberhang auf der anderen Seite. Dies wird 
in Deutschland durch die Schuldenbremse 
noch auf die Spitze getrieben. Öffentliche In-
vestitionen erscheinen heute somit als quan-
titative und qualitative Voraussetzung für die 
Einleitung einer neuen Prosperitätskonstella-

�	 „‘Deutschland hat keine andere Wahl, als eine führende Rolle zu spielen. Es 
ist zu groß, es ist zu klug, und es ist zu reich.‘ Das zu erkennen, falle aber of-
fenbar schwer.” Melissa Eddy, Korrespondentin der New York Times in Ber-
lin (zitiert nach Hannoversche Allgemeine Zeitung, 19.11.2019, S. 20) oder 
skeptischer „Die Ereignisse der vergangenen fünf Jahre (u.a. Euro-Staats-
schuldenkrise, TW/AB) – und insbesondere die Flüchtlingskrise – lassen 
vermuten, dass Deutschland nicht nur nicht willens, sondern auch nicht in 
der Lage ist, ein europäischer Hegemon zu sein.“ Kundnani, Hans; German 
Power – Das Paradox der deutschen Stärke, C.H. Beck 2016, S. 181.

�	 78 Prozent der befragten Deutschen sind der Meinung, „Die Privatisierung 
öffentlicher Leistungen der vergangenen Jahrzehnte in Deutschland ist zu 
weit gegangen“. Vgl. Umfrage des Anfang November 2019 in Berlin gegrün-
deten internationalen Forum for a New Economy vom 02.11.2019, https://
newforum.org/new-paradigm/ein-neues-paradigma-was-die-deutschen-
wirklich-wolle9/ Vgl. auch „Klimaschutz ist Arbeit“, Die Zeit, 02.12.2019, S. 
24 (Infas-Umfrage)
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tion.� Sie schaffen Nachfrage und verbessern 
die Wachstumsaussichten. Sie brauchen aber 
Zugriff auf Kapital. Hierzu können steuerliche 
Abschöpfungen herangezogen werden, die we-
der verzinslich noch rückzahlbar sind.� Oder 
das Kapital wird per Kredit nur zeitweilig (und 
verzinslich) für die öffentlichen Investitionen 
mobilisiert. Bei diesen Alternativen erklärt sich 
auch die aktuell breite Kritik an der Schulden-
bremse bis tief in das liberale Lager hinein. Statt 
einer steuerlichen „Enteignung“ ist ihnen die 
zeitweilige Überlassung auch bei Nullzins die 
angenehmere Variante.

3.	Z ukunftsinvestitionsprogramme

2009 wurde die Schuldenbremse im Rahmen 
des Solidarpakts II eingeführt. Dies geschah 
genau in dem Moment, als die globale Finanz-
krise weltweit die Bedeutung einer schlag-
kräftigen Fiskalpolitik wieder ins Bewusstsein 
rückte (und deren Inkrafttreten deshalb auf 
Bundesebene auch sogleich von 2011 auf 2016 
verschoben wurde). Und im Jahr 2019, in dem 
die letzten Bundesländer die Schuldenbrem-
se in Länderrecht überführen, beginnt eine 
heftige lagerübergreifende Diskussion unter 
Ökonomen, diese Schuldenbremse wieder ab-
zuschaffen oder deutlich zu modifizieren, um 
auch verschuldungsbasierte Zukunftsinvestiti-
onen zu ermöglichen.�

Neben der materiellen Infrastruktur wird 
durch den Investitionsstau in Deutschland 
insbesondere auch die Entwicklung der Wis-
sensbasis in Mitleidenschaft gezogen, in einer 
Volkswirtschaft also, die ansonsten kaum über 
nennenswerte materielle Ressourcen (außer 
Kiessand) verfügt. Deutschland droht bei Bil-
dungsinvestitionen im internationalen Ver-
gleich den Anschluss zu verlieren. Auch im 
Bereich von Wissenschaft und Forschung muss 
mehr getan werden, um sich im Spitzenfeld zu 
behaupten.

�	 Vgl. Lutz, Burkart (1984), Der kurze Traum immerwährender Prosperität, 
Frankfurt a.M., 1984; Schulmeister, Stephan (2018); Der Weg zur Prosperi-
tät, Salzburg, 2018

�	 Hier lohnt sich die Lektüre des immer noch bestehenden Stabilitätsgesetzes 
von 1967 (insbes. § 15).

�	 Vgl. exemplarisch hierzu Schuldenbremse – Investitionshemmnis oder Vor-
bild für Europa?, Zeitgespräch, Wirtschaftsdienst 05/2019, S. 307-329

Für eine „umfassende Modernisierung der 
deutschen Wirtschaft bis 2030“ sieht das Institut 
für Makroökonomie und Konjunkturforschung 
(IMK) einen öffentlichen Investitionsbedarf 
von 831 Milliarden Euro (Juni 2019). In einer 
durchaus bemerkenswerten „konzertierten Ak-
tion“ haben sich am 18.11.2019 DGB und BDI 
mit Ausarbeitungen von IMK und IW gemein-
sam für ein staatliches Investitionsprogramm in 
Höhe von immerhin 450 Milliarden Euro aus-
gesprochen.�

Pro Jahr ergibt sich damit ein zusätzlicher In-
vestitionsbedarf in Höhe von knapp 25 Prozent 
bzw. 13 Prozent des Bundeshaushaltes oder 2,5 
Prozent bzw. 1,3 Prozent des nominalen deut-
schen BIPs. Weitere Bedarfe durch eine Beglei-
tung der Transformation der Automobilindus-
trie, Ernährungswirtschaft etc. sind dabei noch 
nicht eingerechnet.

�	 https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_152_2019.pdf, . Zu weiteren 
Programmen vgl. Wirtschaftsdienst, Zeitgespräch „Ein Zukunftsfonds für 
Deutschland?“, 08/2019, S. 527-545.

Tabelle 1: Zukunftsinvestitionsprogramme  
(in Milliarden Euro)

IMK 

(Juni 2019)

DGB 
/BDI

(Nov. 2019)

Abbau kommunaler 
Investitionsstau 159 138

Ausbau des .
vor-/schulischen.
Bildungsangebots

94 84

Ausbau Hochschulen 
und Forschung 183 25

Wohnungsbau (staatli-
cher Anteil) 105 15

Breitbandausbau/5G 60 20
Bahn und ÖPNV 58 80
Fernstraßenausbau - 20
Dekarbonisierung 
(staatlicher Anteil) 172 75

SUMME 831 457
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Die teilweise erheblichen Abweichungen 
der Bedarfsrechnung von IMK einerseits und 
dem Investitionsprogramm von BDI und DGB 
andererseits dürften zum einen Kompromis-
sen geschuldet sein.10 Zum anderen könnten 
die Betragsdifferenzen mit Blick auf den Spiel-
raum des EU-Stabilitäts- und Wachstums-
paktes erklärt werden. Der gemeinsame Vor-
schlag steht mit 1,3 Prozent des BIP recht nah 
am erweiterten Spielraum des EU-Fiskalpakts 
(1,0 Prozent). Der Vorschlag sieht zudem eini-
ge der Investitionsmaßnahmen bereits in den 
Haushaltsplanungen des Bundes enthalten (S. 
10) und nähert sich damit dem EU-Spielraum 
weiter an.

4.	F inanzierung von Infrastruktur unter 
dem Regime der Schuldenbremse

Zur praktischen Umsetzung eines Investiti-
onsprogramms stellt sich immer die Frage nach 
dessen Finanzierung. Dabei stehen natürlich 
zunächst die Kernhaushalte zur Verfügung. 
Nach guten fiskalischen Jahren sind Steuerein-
nahmen und auch Reserven deutlich gestie-
gen11, reichen für die investiven Herausforde-
rungen aber nicht aus. Eine Unterfinanzierung 
der öffentlichen Haushalte zur Erledigung ihrer 
Aufgaben sollte grundsätzlich über eine Erhö-
hung der regulären Einnahmen (Abbau von 
Steuermissbrauch (Steuergerechtigkeit), Steu-
ererhöhungen) behoben werden.12

Zudem ist auf die Verwaltungseffizienz zu 
verweisen: Will der Staatssektor sich in der 
Produktivität nicht völlig von den anderen Sek-
toren der Volkswirtschaft abkoppeln, muss auch 
er sich stetig modernisieren, z.B. durch Verwal-
tungsvereinfachung, Standardisierung, inner-
organisationalem Lernen, Weiterbildung, neu-
en Organisationsformen der Verwaltungsarbeit 
und Nutzung digitaler Technologien. Es gibt 

10	So schätzt die Landeshochschulkonferenz Niedersachsen allein den bau-
lichen Sanierungsstau der niedersächsischen Hochschulen auf zwei Milliar-
den Euro. (Neue Hannoversche Presse, 12.07.2019) Der Neubau der Hoch-
schulkliniken in Hannover und Göttingen wird derzeit mit ca. fünf Milli-
arden Euro geschätzt (Nds. LRH, Jahresbericht 2019, S. 105/107). Hier sind 
noch keinerlei Ausbaumaßnahmen oder Weiterentwicklungen enthalten.

11	Die Schuldenbremse wird hier auch nicht unberechtigt als Steuersenkungs-
bremse gesehen.

12	auch Art. 106 Abs. 3 GG: „Im Rahmen der laufenden Einnahmen haben der 
Bund und die Länder gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer notwen-
digen Ausgaben“.

hier gerade im EU-Vergleich vielerlei Mangel-
felder in Deutschland, deren Abarbeitung nicht 
wenig Haushaltsmittel für wichtigere Aufgaben 
freigeben würden.13 Auch dies ist, in Verbin-
dung mit einer intelligenten Beschaffungspoli-
tik ein wichtiger Bereich öffentlicher Investiti-
onen, der in die Privatwirtschaft ausstrahlt (z.B. 
hätte eine ausschließliche öffentliche Beschaf-
fung von Null-Emissions-Kfz Impulse für die 
Elektromobilität gesetzt).

Angesichts der Dimension von Moderni-
sierungsdefiziten im öffentlichen Kapitalstock 
Deutschlands und unseres makroökono-
mischen „Nebenproblems“ der Absorption von 
brachliegendem Kapital legen wir hier unser 
Augenmerk zur Finanzierung der oben zitierten 
Initiativen auf Kreditfinanzierung.

Angesichts eines breiten Meinungswandels 
zur „schwarzen Null“ und auch zur Schulden-
bremse unter Ökonomen (s. Fußnote 9 und das 
jüngste Jahresgutachten des Sachverständigen-
rats) und Politikern mit einer Reihe von Re-
formvorschlägen zur Schuldenbremse sollten 
mögliche Änderungsmehrheiten in Zukunft 
geprüft werden. Gleichwohl beziehen wir uns 
an dieser Stelle auf kurzfristige Gestaltungs-
möglichkeiten und erörtern die vorhandenen 
Spielräume der Schuldenbremse. 

Bei der Verschuldung gibt es zwei pro-
blemlose Bereiche. Auf Ebene der deutschen 
Schuldenbremse besteht der von vielen (z.B. 
EU-Kommission) eingeforderte strukturelle 
Verschuldungsspielraum des Bundes von 0,35 
Prozent des BIP (unbereinigt, immerhin knapp 
12 Milliarden Euro). Der Europäische Stabili-
täts- und Wachstumspakt lässt strukturell der-
zeit 1,0 Prozent zu, zyklisch bis zu 3 Prozent. Die 
2013 mit dem Fiskalpakt hinzugetretene Ver-
schärfung ermöglicht nur noch 0,5 Prozent.14 

13	Ansatzpunkte können sich aus EU-Benchmarkings oder den verschiedenen 
Anmerkungen zu Organisations- und IT-Fragen der Rechnungshöfe ergeben.

14	Die EU-Kommission hat für Deutschland für 2020-2022 den strukturellen 
Spielraum von 0,5 Prozent auf 1,0 Prozent erhöht (vgl. SVR Wirtschaft, Jah-
resgutachten 2019/2020, S. 247 und EU Kommission, Vade mecum on the 
Stability & Growth Pact – 2019 Edition, Institutional Paper 101, GD EcFin, 
Brüssel, April 2019, S. 92). Insbesondere gilt dies mit Blick auf öffentliche 
Investitionen. („According to Regulation (EC) 1466/97, the MTOs (= me-
dium term budgetary objectives, AB/TW) should be set so as to (…) allow 
room for budgetary manoeuvre, in particular taking into account the needs 
for public investment.” (ebd. S. 7))
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Für Länder, deren Schuldenstand erheblich15 
unter 60 Prozent liegt, erhöht sich diese Grenze 
auf 1,0 Prozent des BIP. Dies entspricht derzeit 
jährlich gut 33 Milliarden Euro. Die schärfere 

15	„erheblich“ ist unbestimmt. Der SVR Wirtschaft interpretiert dies als <50 
Prozent (vgl. SVR Wirtschaft, Jahresgutachten 20198/2020, S. 247). In der 
Prognose der EU-Kommission vom Herbst 2019 sinkt der deutsche Schul-
denstand bis 2022 auf 55 Prozent.

Restriktion geht hier also von der deutschen 
Schuldenbremse aus.16 Umgekehrt lässt die 
deutsche Schuldenbremse mehr Ausnahmen 
zu als die EU-Regelung.

16	Zwischen Bund und Ländern verteilt sich der EU-Spielraum zu 65 Prozent 
auf den Bund (» 22 Milliarden Euro) und zu 35 Prozent auf die Länder (» 11 
Milliarden Euro); vgl. §2 Sanktionszahlungs-Aufteilungsgesetz (SZAG). Auf 
die Länder wird dieser Betrag nach Einwohnerzahl verteilt (z.B. Nds (2018): 
9,6 Prozent » 1,05 Milliarden Euro).

Tabelle 2: Formen staatlicher Verschuldung unter dem Regime der Schuldenbremsen

Deutsche  
Schuldenbremse

EU-Stabilitäts- u. 
Wachstumspakt

EU-Fiskalpakt

Öffentlicher Haus-
halt (unmittelbar)

Bund: .
0,35 Prozent des BIP,
Länder: .
0,0 Prozent des BIP
Kommunen: .
nicht erfasst1

Sozialversicherungen: 
nicht erfasst

D (Gebietskörper-
schaften u. Sozialver-
sicherungen: struk-
turell 1,0 Prozent 
des BIP (Bund 65 
Prozent/Länder 35 
Prozent))

0,5 Prozent des BIP
(1,0 Prozent wenn 
Schuldenstand erheb-
lich <60 Prozent)

Sondervermögen Ohne Anrechnung 
zulässig, wenn vor 
2011 aufgelegt und mit 
Kreditermächtigung 
ausgestattet, ab 2011 
auf öffentliche Haus-
halte anzurechnen

auf öffentliche Haus-
halte anzurechnen

wie EU-SWP

Extrahaushalte2 Ohne Anrechnung zu-
lässig, wenn rechtlich 
und dispositiv selb-
ständig und Zweckbe-
stimmung gegeben ist 
(keine Finanzierungs-
gesellschaft)

auf öffentliche Haus-
halte anzurechnen

wie EU-SWP

Sonstige FEU 2,3 wie Extra-HH Ohne Anrechnung 
zulässig

wie EU-SWP

Finanzielle  
Transaktionen

Als Vermögenserwerb 
oder -veräußerung 
ausgenommen

auf öffentliche Haus-
halte anzurechnen

wie EU-SWP

1 BMF (2018): „Kommunen (…) Kredite können aber zur Finanzierung von Investitionen aufgenommen werden, wenn die Schuldenbedienung in 
späteren Jahren erwirtschaftet werden kann.“, https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_
Finanzen/Fiskalregeln/nationale-europaeische-fiskalregeln.html.
2 Liste unter: https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Oeffentliche-Finanzen/Fonds-Einrichtungen-Unternehmen/_inhalt.html;jsessionid=A6E11
697342B6BC36438CE54EF3390A9.internet731.
3 Sonstige FEU = sonstige Fonds, Einrichtungen, Unternehmen (FEU) = Marktproduzent gem. Europäischem System der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung (ESVG 2010), d.h. Kostendeckung durch Umsatzerlöse >50 Prozent und Umsätze mit Staat <80 Prozent.
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5.	F onds

Die Erweiterung der Finanzierungsspielräu-
me des Staates unter dem Regime der Schul-
denbremsen wird neben dem Was und Wieviel 
vor allem eine Frage des Wie, d.h. welche Or-
ganisationsformen sind kreditfähig und welche 
staatlichen (Investitions-)Aufgaben lassen sich 
in verschuldungsfähigen Formen organisieren. 
Dies macht den Staatsapparat komplexer und 
nur bei intelligenten Lösungen werden sich mit 
geeigneten Organisationsformen auch Steu-
erungs- und Umsetzungsvorteile z.B. durch 
Aufgabenfokussierung, Kompetenzgewinne 
durch Skaleneffekte und f lexiblere Anreize 
erzielen lassen (Aufgabenorientierung, Perso-
nalauswahl, Entlohnungsfragen).17 Umgekehrt 
gibt es durch weniger intelligente Lösungen 
Risiken durch Ineffizienzen, Korruption und 
Verschwendung. Parlamentarische und zivil-
gesellschaftliche Kontrolle und staatliche Steu-
erung sind wichtige „Nebenbedingungen“ für 
die Umwegfinanzierung mittels Fonds.

Die Finanzierung und Organisation von öf-
fentlichen Aufgaben findet neben der Finanzie-
rung aus den Kernhaushalten immer stärker in 
Fonds, Einrichtungen und Unternehmen (sog. 
FEU) statt. Hierzu dürfte auch die europäische 
Vereinheitlichung der Abbildung staatlicher 
Aktivitäten zur Erfassung der Staatsverschul-
dung unter dem Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt (1997, verschärft 2011) und 
dessen Verschärfung durch den Fiskalpakt 
(2013) mit beigetragen haben.

Zur Erweiterung des finanzpolitischen 
Handlungsspielraums der öffentlichen Haus-
halte in Deutschland durch die Mobilisierung, 
über die Grenzen der Schuldenbremsen hin-
aus, kommt der Gestaltung dieser Fonds eine 
zentrale Bedeutung zu. Dabei gibt es sehr un-
terschiedliche Ausgestaltungen bei Trägern, 

17	Vgl. 10-Punkte-Plan der Fratzscher-Kommission vom 13.04.2015. Punkt 
3 (Infrastrukturgesellschaft für Kommunen) und Punkt 5 (Schaffung einer 
öffentlichen Verkehrsinfrastrukturgesellschaft für Bundesfernstraßen) set-
zen auf die Stärkung der organisatorisch-planerischen Kompetenzen (htt-
ps://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.500745.de). Punkt 5 wurde 
2017 als Autobahn GmbH des Bundes teilweise umgesetzt (https://www.
autobahn.de/#). Punkt 3 wurde in einem weiteren Gutachten konkretisiert 
(https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/Studien/pwc-gutachten-
lang.pdf?__blob=publicationFile&v=6). Eine kurze Einschätzung zu diesem 
Gutachten in: Der Neue Kämmerer, 10.11.2016

Aufgaben, Finanzierung und Haftung. Je nach 
Aufgabe ergeben sich unterschiedliche Lö-
sungsansätze.

Zunächst steht der Begriff Fonds im finanz-
wirtschaftlichen Sinn für eine institutionelle 
Sammlung von Finanzmitteln für bestimmte 
Zwecke. Diese können öffentlich oder privat 
verfasst sein, z.B. Investmentfonds, Vorsorge-
fonds, Förderfonds, Ökofonds. Dabei sind die 
hier betrachteten Fonds auf die Finanzierung 
öffentlicher Investitionen ausgerichtet. Unter 
einem Fonds lassen sich ganz unterschiedliche 
Strukturen versammeln oder für weitere Ak-
tivitäten zur Umsetzung öffentlicher Investiti-
onen nutzen. So kann ein Fonds öffentlichen 
Einrichtungen und/oder Unternehmen Gelder 
bereitstellen, die diese nutzen um öffentliche 
Investitionen zu tätigen, verstärkt mit eigenen 
Mitteln oder mit ihrerseits verantworteten 
Krediten. Auch kann der Fonds durch die 
EU-Regionalfonds unterstützt werden oder er 
leistet die notwendige Kofinanzierung für den 
Einsatz der EU-Regionalfonds für öffentliche 
Investitionen.

Fonds als staatliches Sondervermögen

Die direkt aus den staatlichen Kernhaushal-
ten finanzierten Fonds sind Sondervermögen. 
Hier ergeben sich gegenüber den Kernhaus-
halten Vorteile durch Zweckbestimmung, 
Überjährigkeit und eine zeitliche Streckung 
der Finanzierung öffentlicher Aufgaben. Auch 
kann das Sondervermögen von verschiedenen 
öffentlichen Einheiten getragen und mit eige-
nen Kreditermächtigungen ausgestattet wer-
den. Als Beispiel kann hier der Fonds Deutsche 
Einheit (1990-1994, Volumen 162 Milliarden 
DM) herangezogen werden, der von Bund, 
Ländern und Kommunen getragen wurde. 
Neben Zuschüssen von Bund und Ländern 
beschaffte sich der staatsgarantierte Fonds 
sein Kapital ganz überwiegend langfristig am 
Kapitalmarkt. 2005 wurde der Fonds aufgelöst 
und die Restschulden (38,3 Milliarden Euro) in 
den Bundeshaushalt überführt. Ein aktuelles 
Beispiel liefert Berlin. Zur Verstetigung der 
öffentlichen Investitionen auch im Konsolidie-
rungsprozess der Berliner Landesfinanzen hat 
der Berliner Senat den Fonds „Sondervermö-
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gen Infrastruktur der Wachsenden Stadt und 
Nachhaltigkeitsfonds“ (SIWANA) aufgelegt. 
Mit diesem Fonds finanziert der Senat v.a. In-
vestitionen in den Bereichen Schulbau, Kita-
bau, Gesundheit, Tiefbau sowie Wissenschaft 
und Forschung.

Die deutsche Schuldenbremse rechnet die 
Verschuldung von Sondervermögen, die nach 
dem 01.01.2011 eingerichtet wurden auf die 
Verschuldung der Kernhaushalte an.

Staatliche Förderprogramme in Form von 
Fonds

KfW, EIB oder andere Förderbanken kön-
nen hier als bankmäßige Dachkonstruktionen 
für verschiedene Förderfonds begriffen wer-
den. Zur Förderung des Wachstums in der 
EU legte z.B. die EU-Kommission 2014 den 
Europäischen Fonds für strategische Investiti-
onen (EFSI) unter dem Dach der EIB auf. Die 
Konstruktion dieser Förderfonds ist gleich. Die 
jeweilig tragenden staatlichen Einheiten ga-
rantieren das Fondsvolumen. Hierfür werden 
entsprechende Haushaltsansätze eingestellt. 
Die Förderbank unterlegt das Fördervolumen 
mit eigenen Mitteln und beschafft sich den 
„Rest“ am Kapitalmarkt. Die Verzinsung hängt 
am (Rest-)Risiko der Finanzierung. Ein voll-
ständig von EU und EIB verantworteter Fonds 
trägt niedrigste Zinskosten, da sowohl die EU, 
wie auch die EIB mit Best-Ratings ausgestattet 
sind. Für den EFSI garantiert der EU-Haus-
halt 26 Milliarden Euro. Die EIB unterlegt den 
Fonds mit 7,5 Milliarden Euro eigenen Mitteln. 
Die damit finanzierten Förderprogramme sol-
len private Investitionen anschieben (bis 2020 
insgesamt 500 Milliarden Euro). Der EFSI he-
belt damit gleich doppelt die Investitionsakti-
vitäten, über Garantien für das EIB-Fondsvo-
lumen und mit den Fondsförderungen private, 
kreditverstärkte private Investitionen. Kredite, 
die EIB oder KfW aufnehmen, sind weder auf 
die deutsche Schuldenbremse, noch auf den 
Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt 
anzurechnen, da beide als Marktproduzenten 
eingestuft sind.

Tom Krebs (Uni Mannheim) entwirft ei-
nen staatlichen Zukunftsfonds als öffentlich-

rechtliche Aktiengesellschaft im Eigentum des 
Bundes, der sein Eigenkapital durch die Aus-
gabe von Bürgeraktien (als stimmrechtslose 
Vorzüge) erweitern kann und über einen Auf-
sichtsrat aus Vertretern gesellschaftlicher Grup-
pen und einen wissenschaftlichen Fachbeirat 
gesteuert werden soll. Dieser soll sich an kom-
munalen Unternehmen beteiligen und damit 
deren Aktivitäten z.B. im Wohnungsbau oder 
im ÖPNV verstärken. Fremdkapitalverzinsung 
und Dividenden werden aus den Unterneh-
menserträgen refinanziert. Er konzipiert diesen 
„Zukunftsfonds“ als öffentlich-öffentliche Part-
nerschaft (ÖÖP).18

Bürgerfonds 

Vorstellbar ist auch eine quasi genossen-
schaftliche Form von Fonds.

Bürgerwindparks sammeln beispielsweise 
Eigenkapital vor Ort ein und finanzieren damit 
das Eigenkapital der Betreibergesellschaft, die 
sich den „Rest“ für die Investition als Darlehen 
besorgt. Die Haftung erfolgt durch das Eigen-
kapital der „Genossen“ (=privat). Eine „gute“ 
Marktregulation ermöglicht und erleichtert 
dieses Modell (EEG mit garantierter Einspei-
severgütung). Das Abschmelzen der EEG-Ver-
gütung und die neuen Rahmenregeln erhöhen 
aktuell das Betreiberrisiko erheblich.

Die Stadtwerke Hannover (enercity) finan-
zierten 2017 ein Bürgerkraftwerk (Photovolta-
ik) mithilfe einer Kundenanleihe (qualifiziertes 
Nachrangdarlehen, Verzinsung 2,15 Prozent 
p.a., Laufzeit acht Jahre, Stückelung 500 Euro, 
maximal 1.500 Euro pro Zeichner).19

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier 
präsentierte im September 2019 Überlegungen 
zur Auflage einer „Bürger-Stiftung Klima-
schutz“. Mit einer Verzinsung von zwei Prozent 
p.a. solle Kapital von Kleinsparern mobilisiert 
werden und in günstige Investitionskredite 
gelenkt werden. 2.500 Euro je Bürger sollen 

18	Krebs, Tom; Staatlicher Zukunftsfonds für eine erfolgreiche sozial-ökolo-
gische Transformation der Gesellschaft, in: Wirtschaftsdienst, 08/2019, S. 
536-539.

19	Vgl. https://www.buergerkraftwerk.enercity.de/projekte 
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gezeichnet werden können. So sollen 50 Mil-
liarden Euro mobilisiert werden, die der Bund 
mit fünf Milliarden Euro unterlegen könnte.20 
Ähnliches schlug auch die sogenannte Fratz-
scher-Kommission 2015 für Infrastrukturin-
vestitionen im Rahmen von ÖPPs vor, vorran-
gig allerdings für institutionelle Investoren, für 
Kleinsparer sollten eigene Fazilitäten geschaffen 
werden können.21

6.	F orm follows function

Mit den oben dargelegten Kriterien für eine 
Kreditfinanzierung und mit Blick auf öffentliche 
Investitionen sollte sich die Finanzierungsform 
von der Struktur der Investition leiten lassen. 
Hier einige Anregungen:

Wohnungsbaufonds

Öffentlicher, sozialer Wohnungsbau lässt 
sich mit einem Wohnungsbaufonds auf unter-
schiedliche Weise erreichen (jeweils verbunden 
mit einer aktiven Bodenpolitik):

•	 Klassisch mit der Förderung privater Inves-
toren durch Zins- und Tilgungsvorteile und 
einer Bindungsfrist für Belegung oder Miete.

•	 Förderung kommunaler Wohnungsunter-
nehmen durch Kredit, Garantie für Kre-
dite oder Beteiligung (als Beteiligung des 
Bundes oder Landes wiederum nicht anre-
chenbar auf die deutsche Schuldenbremse). 
Dies ist grundsätzlich auch vorstellbar mit 
Genossenschaften oder Mietsyndikaten.

•	 Eigene Aktivitäten zum Wiederaufbau eige-
ner Wohnungsbestände (des Bundes oder 
Länder) als sozialpolitische Maßnahme 
(Versorgung) und zur Regulierung der ört-
lichen Wohnungsmärkte.

Die Refinanzierung der Kredite erfolgt aus 
den Mieten.

20	Die Welt, 09.09.2019

21	Punkt 4 des 10-Punkte-Plans, s. Fußnote 18

Klimafonds

Bündnis 90/Die Grünen forderten im Juni 
einen steuer- oder kreditfinanzierten Klima-
fonds von über 100 Milliarden Euro.22 Löw, 
Beer u.a. schlagen die Finanzierung eines „Zu-
kunftsfonds für die Nachhaltigkeitswende“ aus 
50 Prozent der CO2-Steuer und einer 25 Pro-
zent-Besteuerung von Erbschaften oberhalb 
von 500.000 Euro vor. Die Autoren gehen da-
bei von einer Sektor-differenzierten CO2-Steu-
er von 50 Euro pro Tonne und höher aus. Mit 
diesem Fonds soll die Infrastruktur für eine 
„klimaverträgliche Entwicklung“ finanziert 
werden (Ladeinfrastruktur für E-Mobilität, 
Innovationen für die Bauwirtschaft etc.).23

Zur energetischen Gebäudesanierung soll-
te die öffentliche Hand vorangehen und die 
Sanierung ihrer Liegenschaften auch kredit-
finanziert angehen, z.B. mittels Contracting 
(z.B. durch örtliche Stadtwerke oder auch Bau-
handwerker oder Handwerker-AGs). Auch der 
Wohnungsbestand kommunaler Wohnungs-
gesellschaften könnte in diese energetische Sa-
nierung einbezogen werden. Dies würde auch 
Impulse für Private setzen. Die Refinanzierung 
erfolgt beim Contracting ganz oder teilweise 
aus den gesparten Energiekosten (hätte mit 
Handwerkern ohne Finanzgarantie ÖPP-Cha-
rakter).

Infrastrukturfonds – Straßenverkehr 

Deutschland finanziert seine Straßenin-
frastruktur üblicherweise aus den Kernhaus-
halten. Wollte man eine zusätzliche Finan-
zierung durch eine Kreditfinanzierung über 
einen Infrastrukturfonds ermöglichen (ohne 
Mautgebühren einzuführen), sind Formen zu 
entwickeln, die den Kernhaushalt nicht direkt 
für den Schuldendienst in Anspruch neh-
men. Dabei ist zu beachten, dass eine recht-
lich und dispositiv eigenständige Einheit im 
Straßenbau schwerer darstellbar ist als z.B. im 
Wohnungsbau. Andererseits stellt sich aber 

22	FAZ, 17.06.2019

23	Löw Beer, David; Leggewie, Claus; Schlüter, Teresa; Schellnhuber, Hans-Joa-
chim; Ein Zukunftsfonds für Nachhaltigkeitswende; in: Wirtschaftsdienst, 
08/2019, S. 532-535
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auch die Frage, warum nicht mit einer ÖÖP-
Konstruktion eine öffentliche Straßenbauge-
sellschaft möglich sein sollte, wenn ÖPP-Fi-
nanzierungen mit Rückmiete im Straßenbau 
durchaus zulässig sind. 

Schieneninfrastruktur/Digitale Infrastruktur

Schienenwege, Breitband oder 5G ermögli-
chen auch Nutzerentgelte die prinzipiell geeig-
net sind, für eine Kapitalmarktvorfinanzierung 
über Bau- und/oder Betreibergesellschaften 
und eine gestreckte Rückzahlung durch Nut-
zungsentgelte.

Hochschulbau/Klinikbau

Die Finanzierung von Hochschul- oder Kli-
nikbau als Landesinitiative ist oftmals schwie-
rig, da viele Länder restriktiver in der Umset-
zung der Schuldenbremse sind und eine direkte 
Bedienung der Kredite aus dem Kernhaushalt 
untersagt haben (z.B. Niedersachsen). Eine 
kreditfinanzierte Baumaßnahme durch eine öf-
fentliche Einrichtung, die das Eigentum an dem 
Objekt erwirbt und eine Rückmietung (oder 
Mietkauf) durch die (öffentliche) Hochschule 
oder das Land (sog. ÖÖP) sicherstellt, könnte 
aber auch hier gangbar sein.24

7.	F azit

Die Schuldenbremse war und ist ein poli-
tischer Fehler. Ihn zu beheben hat politische 
Priorität auch wenn es dazu eines längeren 
Atems bedarf. Aber immerhin hat der jüngste 
SPD-Bundesparteitag in dieser Hinsicht erste 
Weichen gestellt. Bis dahin gilt es, den Spiel-
raum, den z.B. Fonds bieten, zu nutzen. Damit 

24	vgl. Hermes, Georg; Weiß, Holger (2018); Zur geplanten Einbindung der 
HOWOGE Wohnungsbaugesellschaft mbH in die Umsetzung der „Berli-
ner Schulbauoffensive“, Rechtsgutachterliche Stellungnahme im Auftrag des 
Landes Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung für Finanzen, Septem-
ber 2018 und Beckers, Thorsten; Ryndin, Andrej (2018); Das „HOWOGE-
ÖÖP-Modell“ und der Status quo im Vergleich, Eine Analyse zentraler As-
pekte der Einbindung der HOWOGE in die „Berliner Schulbau-Offensive“ 
unter Rückgriff auf institutionenökonomische Erkenntnisse, Gutachterliche 
Stellungnahme im Auftrag der Senatsverwaltung für Finanzen des Landes 
Berlin, September 2018 (beide unter:https://www.parlament-berlin.de/ados-
service/18/Haupt/vorgang/h18-1479.B-v.pdf). Vgl. auch die Präsentationen 
von Georg Hermes und Michael Rodi von der Tagung „Die deutsche Schul-
denbremse: Rechtlicher Rahmen, Rationalität und Spielräume für kredit-
finanzierte öffentliche Investitionen“ im September 2019 an der TU Berlin 
(beide unter: https://www.wip.tu-berlin.de/menue/veranstaltungen/2019_
09_16_schuldenbremsen_tagung/) 

kann sich aber auch ein Experimentierfeld auf 
breiter Front eröffnen, das über kurzfristige Lö-
sungsstrategien hinausweist und auch dauerhaft 
die Fondsökonomie zu einem Standbein der Fi-
nanzierung öffentlicher Investitionen macht. 

Die aufgezeigten Spielräume sind neu und 
werden sicherlich zum Teil nur gegen politische 
Widerstände genutzt werden können. Es erfor-
dert also Konfliktbereitschaft auf den verschie-
denen Ebenen der Gebietskörperschaften, um 
die Spielräume zu erschließen. Diese finanz-
politische Ausrichtung auf Gestaltung und 
Modernisierung eignet sich aber auch zur Ab-
grenzung von der liberal-konservativen Seite, 
die auf parteipolitischer Ebene dogmatisch an 
der „schwarzen Null“ hängt. Die Zeit ist umso 
günstiger, als zurzeit auch Teile des Kapitals 
die Dysfunktionalität von Schuldenbremsen 
erkannt haben und für die Nutzung und Aus-
weitung von Spielräumen der öffentlichen Fi-
nanzierung plädieren.	 ó
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Einige Anmerkungen zur Finanzierung von Staaten  
im digitalen Zeitalter
von Matthias Kollatz�

Ganze ‚Industriezweige‘ zerfallen, bewegen, 
begründen und entwickeln sich in einer durch 
die digitale Entwicklung geprägten Gesellschaft. 
Was aber mit den Staaten und ihrer Finanzierung 
passiert, ist weniger sichtbar – außer dem weit 
verbreiteten Eindruck, dass die öffentliche Hand 
meist hinterherläuft und ebenso oft den Kürzeren 
in Auseinandersetzungen zieht.

Offensichtlich drehen sich zum einen ‚viele 
Rädchen‘ im digitalen Zeitalter schneller und 
zum anderen wirken überlieferte und vielfach be-
währte strukturgebende Instrumente des Staates 
weniger oder anders.

Ein Beispiel: Bei der Digitalwirtschaft und der 
Steuergerechtigkeit prallen nach allem Anschein 
zwei Welten aufeinander, die nicht viel mitein-
ander zu tun haben. Praktisch allen großen und 
sehr großen Digitalkonzernen wird vorgeworfen, 
wesentliche Teile ihrer Geschäftsmodelle in steu-
erlichen Grauzonen zu positionieren. Es ist aber 
auch klar, dass in sich digitalisierenden Gesell-
schaften kein ‚Staat gemacht werden kann‘, wenn 
immer geringere Anteile der Wirtschaftsakteure 
überhaupt Steuern zahlen bzw. wenn immer hö-
here Anteile der Wertschöpfungsketten in steuer-
reduzierte und steuerlose Zonen verlagert werden. 

Keine Verteilung ohne Erhebung

Es greift also zu kurz, nur Verteilungsfragen zu 
behandeln, es geht auch und besonders um die Er-
hebung, wie es so schön heißt, das Steuersubstrat. 
(Dass digitale Gesellschaften in besonderem Um-
fang auch Zugangsfragen aufwerfen, wer hat Zu-
gang zu welchen Infrastrukturen, Werkzeugen und 

�	 Dr. Matthias Kollatz, geboren 1957, Physik-Ingenieur und Diplom-Volks-
wirt, seit Dezember 2014 Finanzsenator in Berlin. Langjährige Tätigkeit 
in deutschen und internationalen Förderbanken in Leitungspositionen 
(Landestreuhandstelle Hessen, Investitionsbank Hessen, Europäische In-
vestitionsbank). Mehrjährige Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung im 
Hessischen Ministerium für Landesentwicklung, Wohnen, Landwirtschaft, 
Forsten und Naturschutz. Seinerzeitiger Gründungsgeschäftsführer des 
Wissenschaftsforums der Sozialdemokratie. Verschiedene Tätigkeiten in der 
Privatwirtschaft, darunter bei PwC für europäische Fragestellungen. Der Ar-
tikel entstand unter Mitwirkung von Philipp Meng. 

Kenntnissen, muss hier ausgespart werden). Die 
hier interessierenden zentralen Fragen sind also:

•	 Was soll privat und was staatlich gemacht 
werden? Gilt es, auf Infrastrukturen zielende 
wirtschaftliche Aktivitäten privat oder öffent-
lich zu organisieren? Ein neues Argument für 
öffentliche Organisation wäre die Neigung 
des öffentlichen Sektors, ‚ordentlich‘ Steuern 
zu bezahlen.

•	 Welcher Teil der gesellschaftlichen Wert-
schöpfung geht in den Finanzsektor und wie 
kann dieser begrenzt werden? Der überdi-
mensionale Anteil des Finanzsektors vor der 
großen Finanzkrise 2007 stellte eine eigene 
Krisenursache dar.

•	 Wer finanziert in welchem Umfang das Ge-
meinwesen – wer zahlt Steuern: die Realöko-
nomie oder endlich mehr und mehr auch die 
Digitalökonomie?

Öffentlich oder privat?

Grundsätzlich gewinnt in Deutschland die 
Frage nach öffentlicher Infrastruktur wieder an 
Bedeutung. Es gibt gute Gründe auch im digi-
talen Bereich bestimmte öffentliche Aufgaben 
zu sehen, da es sich um das Entwickeln von 
Zugängen handelt. Das digitale Leben und die 
digitale Stadt werden anhand von Zugriffs- und 
damit Teilhaberechten gestaltet. Dabei zeigt die 
bisherige Erfahrung: Zugangsmöglichkeiten 
können in öffentlichen Systemen leichter als in 
privaten oder gemischten Systemen organisiert 
werden. Ungewünschte Überwachung und un-
gewünschte Nutzungen können in öffentlichen 
Systemen wirksamer kontrolliert werden. 

Digitales Leben organisiert sich mehr und 
mehr um Plattformen herum und durch Platt-
formen. Dabei ist es nicht egal, ob wie in Berlin 
die Kombinationsmöglichkeiten für den städ-
tischen Verkehr über eine öffentliche Plattform 
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organisiert werden (yelbi wird in der Regie der 
BVG, der Berliner Verkehrsbetriebe, entwickelt 
und seit einigen Monaten angeboten) oder ob das 
zukünftig durch Private (wie Uber, die entspre-
chende Aktivitäten angekündigt haben) geschieht.

Kurz vor der großen Finanzkrise ist der Anteil 
der Wertschöpfung im Finanzsektor an gesell-
schaftlichen Daten dramatisch angestiegen. Das 
war eines der Krisenphänomene. Die altmodische 
Grundidee, dass der Finanzsektor ein Dienstleis-
ter der Realökonomie ist, wurde in dieser Zeit 
auf den Kopf gestellt. Damals empfand man es 
als richtig, dass der überwiegende Teil der gesell-
schaftlichen Wertschöpfung vom Finanzsektor 
vereinnahmt wird. Das hat sich erstens unter ver-
teilungspolitischen Fragestellungen als falsch er-
wiesen und wirkte zweitens krisenverschärfend.

Gemeinwesen durch Steuern finanzieren

Die Digitalisierung wird weiter voranschrei-
ten. Die nächste gesellschaftliche Phase der Inno-
vation wird stark von der Digitalisierung geprägt 
sein. Eine exportorientierte Wirtschaft wie die 
deutsche kann nur dauerhaft erfolgreich sein, 
wenn Produkte und Dienstleistungen innovativ 
und digital ausgelegt sind.

In einer stärker digitalisierten Wirtschaft muss 
geklärt werden, wer das Gemeinwesen mitfinan-
ziert und wer sich davor zu drücken versucht 
– und manchmal dazu auch noch ermutigt wird. 
Von den Eigentümern heute sehr großer Digital-
firmen wurde das nicht geklärt. Die Situation bes-
sert sich schrittweise durch Druck der staatlichen 
Finanzbehörden – und es wird noch einige Jahre 
dauern, die gewollten oder zumindest in Kauf 
genommenen Geburtsfehler in der Digitalöko-
nomie zu überwinden. Die großen Internetkon-
zerne wie Google, Amazon, Facebook und Apple 
haben versucht, sich im Graubereich und außer-
halb des Steuersystems zu positionieren und dort 
in großem Umfang Geschäfte zu tätigen. Das geht 
vielfach zu Lasten der Realwirtschaft. Ein Bei-
spiel: Als unter den Finanzämtern in vordigitaler 
Zeit die Zuständigkeiten für ausländische Firmen 
aufgeteilt wurden, bedachte man Berlin nicht mit 
den damals wichtigen Handelspartnern, sondern 
mit dem ‚Rest der Welt‘: China, Indien, Brasi-
lien etc., also Länder, die sich im Rahmen der 

Digitalisierung zu wichtigen Handelspartnern 
entwickelt haben. Amazon bot internationalen 
Anbietern auf seiner Plattform in Deutschland 
einen ‚rundum sorglos‘ Service, der von der Ent-
gegennahme der Waren, über das Verpacken, den 
Versand, die Rechnungsstellung, die Vereinnah-
mung der Zahlung und die logistische Lagersteu-
erung reichte. Das Übernehmen der Anmeldung 
einer (Umsatz-Steuer-) Identitätsnummer gehörte 
nach der Darstellung von Firmen nicht dazu. Um 
bei diesem Beispiel zu bleiben: 2017 hatten im-
merhin gut 400 chinesische Händler eine Steuer-
ID auf allen Handelsplattformen in Deutschland. 
Ende 2019 sind es über 28.000 Online-Händler, 
die im zuständigen Finanzamt Neukölln steuer-
lich geführt werden. Diese Verbesserung wurde 
durch zähe Arbeit der Finanzverwaltung erreicht 
und wird seit Anfang 2019 zusätzlich unterstützt 
durch ein neues Gesetz in Deutschland, das 
Plattformen dann Haftung für Umsatzsteuer-
Versäumnisse auferlegt, wenn Anbieter offen-
sichtlich steuerlich nicht registriert sind und sich 
auch nicht registrieren lassen. Jede Woche kom-
men mittlerweile rund 200 Unternehmerinnen 
und Unternehmer aus dem ‚Rest der Welt‘ hinzu.

Etwas erstaunlich erscheint, dass die EU-
Kommission das neue Gesetz und somit auch die 
großen Erfolge der Initiative des Landes Berlins 
als Vertragsverletzung angreift und die Maßnah-
men insbesondere als unverhältnismäßig einstuft. 
Erst einmal bleibt es richtig, dem offensichtlichen 
massenhaften Rechtsbruch nachzugehen. Zwei-
tens zeigen die zusätzlichen Umsatzsteuereinnah-
men im deutlich dreistelligen Millionenbereich 
die Wirksamkeit. Und drittens zeigt die hohe 
Zahl der mittlerweile registrierten Unterneh-
men, dass der Aufwand vertretbar und umsetz-
bar ist. Und viertens ist die Vereinfachung durch 
Digitalisierung auf den Weg gebracht. Fünftens 
bedeutet Abwarten bis 2021 (was die Kommissi-
on will) das Hinnehmen von Steuervermeidung 
von mindestens einer Milliarde Euro.

Ein neuer Anlauf in der Verteilungspolitik 
erfordert bessere Steuererhebung

Wenn wir die Vermögensverteilung in 
Deutschland betrachten, sehen wir eine extreme 
Ungleichheit. Die eine Hälfte der Bevölkerung 
besitzt einen Anteil am Gesamtvermögen von 1,3 
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Prozent. Diese nicht vermögende Hälfte der Be-
völkerung ist besonders darauf angewiesen, dass 
Steuererhebung und Steuerdurchsetzung statt-
findet und die Steuern zugunsten eines aktiven 
investiven Staats genutzt werden. Da sich nur die 
Reichen einen Nachtwächterstaat leisten können, 
geht es um die entsprechenden Investitionen in 
Infrastrukturen, in Wohnungen, in soziale Syste-
me, in den öffentlichen Raum, in weiterführende 
Schulen und Hochschulen und die Zugänge dazu. 
Nur so können gesellschaftliche Ausschlüsse ver-
mieden und umgekehrt im Sinne von Chancen-
gleichheit Zugänge für alle geschaffen werden. 
Das gilt künftig noch stärker für digitale Zugänge, 
denn der weitestgehend privat organisierte digi-
tale Raum braucht stärker werdende öffentliche 
Bereiche als Gegengewicht. 

Im Rahmen des internationalen BEPS-Pro-
zesses (Base Erosion and Profit Shifting) wur-
den einige Maßnahmen und Aktionspunkte 
vereinbart, die zukünftig aggressive Steuerge-
staltungen der internationalen Unternehmen 
möglichst verhindern sollen. Hier wurde ei-
niges erreicht, einige Stichpunkte sind hier

•	 die Verbesserung des Informationsaus-
tauschs über sog. steuerliche Vorabzusa-
gen (Tax Rulings) und die länderbezogene 

Berichterstattung großer Unternehmen 
(Country-by-Country-Reporting), 

•	 die Beschränkung des Betriebsausgabenab-
zugs bei Lizenzzahlungen oder

•	 die Einführung von Haftungsregelungen für 
Marktplatzbetreiber bei der Umsatzsteuer.

Bei der länderbezogenen Berichterstattung 
fehlt noch immer die Verpflichtung, diese auch 
öffentlich zugänglich zu machen. Eine solche 
Maßnahme würde gerade bei den großen der 
Digitalwirtschaft zu interessanten Ergebnissen 
und ‚aha‘-Effekten führen. Natürlich haben die 
nationale Öffentlichkeit, nationale interessier-
te Parteien und Gewerkschaften schon einen 
Eindruck, ob die Zahlen der Wertschöpfung im 
jeweiligen Land erstaunlich hoch oder erstaun-
lich tief ausfallen.

Zur Wahrheit gehört allerdings auch: bei 
der Besteuerung der digitalen Wirtschaft be-
schränken sich die Herausforderungen nicht 
nur auf das nationale Steuersystem. Gerade bei 
global agierenden multinationalen Unterneh-
men bedarf es zudem eines europäischen und 
besser noch international abgestimmten Vor-
gehens.	 ó

Informationskasten:
Nachdem über die Vorschläge der EU-Kommission aus 2018 für eine Digitalsteuer im ECOFIN keine Einigkeit 
erzielen konnten, mussten neue Wege eingeschlagen werden. 
Auch eine exportorientierte Wirtschaft wie Deutschland wird auf Dauer nicht erfolgreich international ein 
Steuersystem einfordern können, das für die (exportorientierte) Realökonomie gut ist, aber zur Digitalökono-
mie nicht passt und faktisch dazu führt, dass weltweit agierende Digitalunternehmen allenfalls Umsatzsteu-
er in Deutschland zahlen, aber keine oder verschwindend geringe Ertrags- oder Gewerbesteuern. Das eige-
ne Exportmodell kann keine hinreichende und durchschlagende Begründung für ein zukünftiges weltweites 
Steuersystem liefern, wenn Digitalisierung faktisch ausgespart wird. Deutschland und Frankreich haben wohl 
auch deshalb gemeinsam Vorschläge für eine Mindestbesteuerung entwickelt und in die OECD-Beratungen 
eingebracht. Dass die Entwicklung eines solchen gemeinsamen Vorschlags alles andere als einfach war, wird 
überzeugend von Teilnehmerinnen und Teilnehmern berichtet. Heute können die OECD-Vorschläge in zwei 
Säulen dargestellt werden. Die erste Säule beinhaltet drei Vorschläge, die jeweils eine Neuverteilung der Besteu-
erungsrechte zwischen dem Ansässigkeitsstaat und dem Marktstaat zum Ziel haben. Unter der zweiten Säule 
wird der deutsch-französische Vorschlag zur effektiven Mindestbesteuerung geführt. 
Auf dem G20-Treffen der Finanzminister und Finanzministerinnen und Notenbanken im japanischen Fukuoka 
im Juni 2019 fand der deutsch-französische Vorschlag einer globalen Mindestbesteuerung einhellige Zustim-
mung. Fest zu stehen scheint aber bereits jetzt, dass die Vorschläge beider Säulen wohl nur gemeinsam zu einer 
langfristigen Lösung ausgearbeitet werden. Eine Entscheidung nur für die zweite Säule wird es nicht geben. Das 
bedeutet, dass die bisherigen Regelungen zur internationalen Verteilung der Besteuerungsrechte geändert wer-
den müssen. Es bleibt hier wichtig, den Druck zwecks Lösung aufrecht zu erhalten.
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Infrastruktur des Bildungs-, Sozial- und Gesundheits-
wesens: Eigentum, Verfügung und Steuerung
von Bernard Braun und Felix Welti�

In der Diskussion über öffentliche Infra-
struktur ist auch über das Bildungs-, Sozi-
al- und Gesundheitswesen zu sprechen. Sie 
sind – jedenfalls in Deutschland – schon jetzt 
bzw. immer noch stark durch öffentliche oder 
nicht-profitorientierte Eigentumsformen und 
Steuerungsverfahren bestimmt. Gesamt-
wirtschaftlich entfallen auf diese öffentliche 
Infrastruktur fast 20 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP): auf die Gesundheit 11,7  
Prozent, das Sozialwesen 2,1  Prozent und die 
Bildung 4,1  Prozent. Selbst bei rein monetärer 
Betrachtung stecken allein in den fast 12  Pro-
zent des BIP im Gesundheitsbereich 2018 rund 
7,6 Millionen Arbeitsplätze (anwachsend�), 
Einkommen und damit auch Kaufkraft, Um-
satz und Gewinne für private Unternehmen 
und ein „ökonomischer Fußabdruck“ der Ge-
sundheitswirtschaft in Höhe von 668 Milliar-
den Euro. Mit jedem produzierten Euro in der 
Gesundheitswirtschaft entstehen so 0,81 Euro 
zusätzliche Wertschöpfung in der Gesamtwirt-
schaft (Bundeswirtschaftsministerium 2019: 
6). Zur Wertschöpfung durch das Bildungswe-
sen zählen z.B. Millionen gut qualifizierte und 
durch ein entsprechend fokussiertes Gesund-
heitssystem gesunderhaltene Arbeitskräfte. 
Ein eher immaterieller Nutzen ist der immer 
noch relativ gute soziale Zusammenhalt.

Ökonomie öffentlicher Dienstleistungen

Kritiker der öffentlichen Organisation von 
Infrastrukturen heben die Art und Höhe der 
Ausgaben oder die Umverteilung in einem so-
lidarischen Versicherungssystem hervor. Sie 
vernachlässigen dabei dreierlei: Die Finanzie-
rung des GKV-Systems erfolgte 2017 zu rund 
94 Prozent (215 Milliarden Euro) aus Beiträgen, 

�	 Dr. rer. pol. Bernard Braun ist affiliiertes Mitglied des SOCIUM der Univer-
sität Bremen und Herausgeber der Seite www.forum-gesundheitspolitik.de.

	 Prof. Dr. iur. Felix Welti arbeitet am FB Humanwissenschaften der Universi-
tät Kassel und ist Mitherausgeber der spw.

�	 Zwischen 2007 und 2018 1,6 Millionen neue Stellen (Bundeswirtschaftsmi-
nisterium 2019).

also aus Abzügen vom Bruttolohn der abhän-
gig Beschäftigten (auch der Arbeitgeberanteil 
ist ökonomisch gesehen ein vorenthaltener Be-
standteil des Entgelts). Zu den restlichen Ein-
nahmen von 14,4 Milliarden Euro zählt haupt-
sächlich der Bundeszuschuss aus Steuermitteln. 
Der Anteil der Geldleistungen an allen öffent-
lichen Sozialleistungen ging zu Gunsten von 
Sach- und Dienstleistungen kontinuierlich von 
66 Prozent im Jahr 1991 auf 58,3 Prozent (2017) 
zurück; der Anteil für Sach-/Dienstleistungen 
stieg von 30,3 Prozent auf 37,5 Prozent. Ohne 
die Sach- und Dienstleistungen gäbe es einen 
Teil der Gesundheitswirtschaft und damit de-
ren Beschäftigungs- und Umsatzeffekte nicht.

Dass die Ausgaben für öffentliche soziale 
Infrastrukturen und insbesondere die Perso-
nalausgaben stärker wachsen als in anderen 
Wirtschaftszweigen, liegt nicht an der Ei-
gentums- und Steuerungsform, sondern an 
einer ökonomischen Eigenart der persona-
len Dienstleistungen: Wenn es um Bildung, 
Gesundheit und Soziales geht, stehen nicht 
Gebäude, Labore, Medizintechnik und Netz-
werke im Vordergrund, sondern die lebendige 
Arbeit. Das erschwert es für mindestens am 
Durchschnittsprofit orientierte Privatunter-
nehmen, sich marktlich und profitorientiert 
zu organisieren. Personale Dienstleistungen 
sind, anders als materielle Güter, „uno actu-
Leistungen“ (d.h. Produktion und Konsum-
tion fallen zusammen): Die Dienstleistung 
entsteht erst in der Begegnung, die Produktion 
fällt mit der Konsumtion zusammen. Daraus 
folgt, dass Dienstleistungen weniger und an-
ders rationalisiert werden können. Macht man 
es doch, indem man zum Beispiel mehr Schü-
ler pro Lehrer oder mehr Patienten pro Pflege-
kraft einsetzt, oder ersetzt die Kontakte über 
ein bestimmtes Maß hinaus durch technische 
Kommunikation, ist das Ergebnis unwirksam 
oder verliert an Wert (Baumol 2012). Weil aber 
das durch Rationalisierung in der Güterpro-
duktion wachsende Lohnniveau zumindest 
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teilweise auch im Infrastrukturbereich bezahlt 
werden muss (zumal Dienstleistungen schlech-
ter in Regionen niedrigeren Lohnniveaus ver-
lagert werden können), steigen die Ausgaben 
für ärztliche, erzieherische oder pflegerische 
Dienstleistungen kontinuierlich, während sie 
für körperliche Waren sinken – die „Baumol-
sche Kostenkrankheit“.

Soziale Dienstleistungen in öffentlicher Hand

Mit nur wenigen Ausnahmen werden unter 
den vergleichbaren europäischen und nord-
amerikanischen entwickelten Gesellschaften 
viele soziale und individuelle Risiken zumin-
dest teilweise durch öffentliche (Sozial-)Versi-
cherungsträger und öffentliche oder öffentlich 
kontrollierte Leistungserbringer geregelt.

Wer die Feststellung „Das komplexe, un-
sere Gesundheit konditionierende Netzwerk 
von Faktoren zeigt mit aller Deutlichkeit, 
dass wir im Grunde gemeinsam gesund oder 
krank sind. Erhebliche Anteile unserer Ge-
sundheit sind gemeinschaftsabhängig.“ (Wils, 
Baumann-Hölzle 2019: 90) ernst nimmt, muss 
Akteure und Institutionen finden, die die ge-
sundheitsfördernden gemeinschaftlichen oder 
sozialen Bedingungen gestalten können, also 
keine im Wettbewerb stehenden und an der 
Maximierung ihrer Umsätze und Gewinne 
interessierten privaten Unternehmen, sondern 
öffentliche und dem Gemeinwohl verpflichtete 
und rückgebundene Akteure.

Nicht die Vertreter einer weiterhin domi-
nanten und zu erweiternden und vertiefenden 
öffentlichen Eigentumsform und Steuerung 
haben sich zu rechtfertigen, sondern wer deut-
lich mehr (Re-)Privatisierung fordert, müsste 
deren überlegenen ökonomischen und sozi-
alen Nutzen begründen. Aber: öffentliches 
Eigentum legitimiert sich anderseits nicht als 
Selbstzweck, sondern durch Partizipation an 
der Steuerung und universelle Teilhabe an Er-
gebnissen.

Eigentum, Verfügungs- und Steuerungs-
rechte der sozialen Infrastruktur sind nach 
ihrer ökonomisch, politisch und rechtlich be-
stimmten Funktion zu ordnen. Sie dienen der 

Reproduktion der Gesellschaft und der in ihr 
benötigten Arbeitskraft. Im Lichte sozialpoli-
tischer Ziele und sozialer Rechte soll die soziale 
Infrastruktur allgemein zur Verfügung stehen. 
„Allgemein“ bedeutet, dass ihre Existenz und 
die Möglichkeiten, sie in Anspruch zu neh-
men, nicht von Renditeerwartungen privater 
Anleger abhängig gemacht werden dürfen, 
die aus ihrer Logik rational mehr oder weni-
ger vielen Personen den Zugang zu Leistungen 
verwehren. Insofern ist eine rein privatnützige 
Verfügung und marktliche Steuerung der sozi-
alen Infrastruktur auch in kapitalistischen Ge-
sellschaften unzureichend�. Es muss mindes-
tens politische und rechtliche Mechanismen 
geben, die den Zugang verallgemeinern. Die 
Schul- und Sozialversicherungspflichten für 
die Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland 
zeigen, dass es auch in kapitalistischen Gesell-
schaftsordnungen soziale Infrastrukturen mit 
Anschluss- und Benutzungszwang gibt.

Bei der Suche nach neuen Feldern der Ka-
pitalverwertung sowie von Diskussionen über 
Reformen des öffentlichen Sektors hat es in 
den letzten Jahrzehnten Ansätze gegeben, pri-
vatnützige Eigentumsformen und marktliche 
Steuerungsformen in der sozialen Infrastruk-
tur zu verankern. Darüber sind erhebliche 
ökonomische und politische Auseinander-
setzungen geführt worden. Manche haben in 
der Privatisierung der sozialen Infrastruktur 
einen Kern des neoliberalen Projekts gesehen. 
Mittlerweile hat sich gezeigt, dass viele der po-
litischen Erwartungen und Versprechungen, 
aber auch der Gewinnerwartungen an die 
meisten privaten und teil-privaten-Unterneh-
men der sozialen Infrastruktur nicht erfüllt 
worden sind.�

�	 Einer der frühen Theoretiker der Sozialpolitik im Kapitalismus, Eduard 
Heimann, hat Sozialpolitik als den „institutionellen Niederschlag der sozialen 
Idee im Kapitalismus“ Bezeichnet und von ihrem konservativ-revolutionären 
Doppelgesicht gesprochen. Sie „verwirklicht Stück um Stück die soziale Idee 
innerhalb des Kapitalismus und sichert dadurch seinen geordneten Fortgang. 
(...) Sie erfüllt innerhalb des kapitalistischen Systems eine produktionspolitische 
Notwendigkeit, die aber in einem Teilabbau des Systems, in einem Einbau 
fremder Ideen besteht.“ Seine Erwartung, dies würde sich zum Sozialismus 
weiterentwickeln, ist noch nicht eingetroffen.

�	 Beispiele sind z.B. die für ihre Existenz regelmäßig notwendigen öffentlichen 
Zuschüsse für zahlreiche privaten Universitäten oder die mittlerweile vor 
Gerichten gelandete Forderung des privaten Erbauers der Autobahn A 1 
zwischen Hamburg und Bremen einen Teil des unternehmerischen Risikos 
(nicht realisierte Nutzungserlöse durch die LKW-Maut) nachträglich durch 
öffentliche Zuschüsse im dreistelligen Millionenbereich loszuwerden. 
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Formen von Eigentum und Steuerung

Der auf den ersten Blick klarste Gegenent-
wurf zum kapitalistischen Eigentum mit markt-
licher Steuerung sind soziale Dienstleistungen 
in staatlichem oder kommunalem Eigentum, 
die den Nutzerinnen und Nutzern unmittelbar 
zur Verfügung gestellt werden. Dies trifft etwa 
auf das staatliche Schul- und Hochschulwesen 
in Deutschland, den National Health Service 
in Großbritannien oder die Krankenhäuser 
in etlichen europäischen Ländern zu. Die Fi-
nanzierung erfolgt weitgehend über Steuern. 
Die Angehörigen der pädagogischen oder Ge-
sundheitsberufe werden direkt vom Staat oder 
der Kommune beschäftigt. Dieses Modell er-
möglicht politische Steuerung mit ihren Vor- 
und Nachteilen für Innovation und Variation. 
Mitbestimmung der Nutzerinnen und Nutzer 
und der Beschäftigten ist möglich, aber nicht 
konstituierend. Die Finanzierung von Investi-
tionen und Personal steht in der Konkurrenz 
zu anderen öffentlichen Ausgaben. Knappheit 
wird meist durch Rationierung und Zuwei-
sung geregelt (Einzugsbereiche, Wartelisten). 
In Deutschland geraten gerade hier die Not-
wendigkeit öffentlicher Investitionen und die 
Konflikte zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen um deren Finanzierung und Steuerung 
in den Blick. Selbst der traditionell kommunale 
Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) ist schon 
lange Zeit und stetig zunehmend unterfinan-
ziert und kann seine Aufgaben nicht mehr, nur 
noch zum Teil oder nur durch die regelwidrige 
Übernahme der kompletten Kosten von Prä-
ventionsangeboten im kommunalen Setting 
durch die GKV erfüllen. 

Eine zweite Möglichkeit ist öffentliche Fi-
nanzierung und Steuerung bei gemischten Ei-
gentumsformen in der Leistungserbringung. 
Dieses Modell dominiert im deutschen Sozi-
al- und Gesundheitswesen. Hier werden die 
Leistungen entweder von Sozialversicherungs-
trägern oder, wenn man an den öffentlichen 
Gesundheitsdienst oder die Trägerschaft von 
Krankenhäusern denkt, von Kommunen aus 
Beitrags- oder Steuermitteln finanziert und den 
Nutzerinnen und Nutzern unmittelbar oder 
gegen Kostenbeiträge (Kindertagesstätten) zur 
Verfügung gestellt. Die Leistungserbringer sind 

staatlich (Universitätskrankenhäuser) kom-
munal (Kreiskrankenhäuser), gehören Sozi-
alversicherungsträgern (Reha-Einrichtungen 
der Rentenversicherung oder Berufsgenos-
senschaft), stehen in nicht-profitorientiertem 
Eigentum (freie Wohlfahrtspflege) oder sind 
privatwirtschaftlich ausgerichtet (freiberufliche 
Ärzte, Therapeuten; Krankenhäuser oder MVZ� 
als Teil von Unternehmen). Diese Eigentums-
formen sind nach Steuerung und Ausrichtung 
weiter differenziert. So sind öffentliche Einrich-
tungen zum Teil in privater Rechtsform verfasst 
oder stehen im öffentlich-privat gemischten Ei-
gentum. In der freien Wohlfahrtspflege finden 
sich große konzernartige Strukturen (Caritas, 
Diakonie, Rotes Kreuz, AWO), die mit eigener 
politischer und ökonomischer Agenda je spe-
zifisch gesteuert werden wie auch kleinere ört-
liche Vereinigungen. Die Wohlfahrtsverbände 
unterscheiden sich auch erheblich danach, ob 
sie in den eigenen Strukturen Mitbestimmung 
ihrer Nutzerinnen und Nutzer und Beschäf-
tigten über das gesetzliche Mindestmaß hinaus 
realisieren. Bei den privaten Leistungserbrin-
gern ist zwischen der freiberuflichen Form 
in der vertragsärztlichen und ambulanten 
gesundheits- und pflegeberuflichen Form zu 
unterscheiden, bei der die Arbeitskraft der Un-
ternehmer zumindest einen erheblichen Teil 
des Betriebs darstellt, und den vor allem in der 
stationären Versorgung von Kranken und Pfle-
gebedürftigen wachsenden Zahl großer profi-
torientierter Unternehmen (z.B. Helios, Sana 
Asklepios, Rhön), die als Aktien- oder Perso-
nengesellschaft verfasst sind.

Für Deutschland kennzeichnend sind Sozi-
alversicherungsträger mit Selbstverwaltung die 
als mittelbare Staatsverwaltung zwar Teil des 
Staates sind, aber über die die Regierungen nur 
die Rechtsaufsicht haben. Diese Selbstverwal-
tung ist im Grundsatz ein Instrument, um die 
Interessen und Impulse von Nutzerinnen und 
Nutzern zu sichern und aufzugreifen, auch für 
die Infrastruktur. Sie steht jedoch in der Gefahr, 
Eigeninteressen von Verwaltungsapparaten 
hervorzubringen und zu stärken, gerade wenn 
diese, wie die Krankenkassen seit den 1990er 
Jahren, in einen Wettbewerb getrieben und 

�	 Medizinisches Versorgungszentrum
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nach erheblichen Konzentrationsprozessen im-
mer zentraler gesteuert werden.

Abwehrkämpfe, Verschiebungen und Kon-
tinuitäten

In Deutschland sind Krankenversorgung, 
Rehabilitation, Pflege, Behindertenhilfe, 
Kinder- und Jugendhilfe sowie die Arbeits-
marktdienstleistungen gemischtwirtschaftlich 
verfasst. In den ersten vierzig Jahren der Bun-
desrepublik wurde die Auseinandersetzung vor 
allem zwischen dem frei-gemeinnützigen und 
dem staatlich-kommunalen Sektor geführt, wo-
bei für die Sozial- und Jugendhilfe der Vorrang 
der gemeinnützigen, vor allem konfessionellen 
Leistungserbringer rechtlich festgeschrieben 
wurde. In den letzten dreißig Jahren ist es zu 
Verschiebungen vom öffentlichen in den profi-
torientiert-privaten Sektor gekommen, da ins-
besondere Kommunen Einrichtungen verkauft 
haben und im Neuaufbau des Pflegesektors Pri-
vate eine erhebliche Rolle gespielt haben.

In der ambulanten Krankenversorgung 
wurde zwar die Dominanz des freiberuflichen 
Sektors festgeschrieben. Doch ist dieser Bereich 
stark reguliert. Der Anteil abhängig Beschäf-
tigter und die Bedeutung technischer Ausrüs-
tung (Medizintechnik) in ihm wächst stark, so 
dass die Besonderheiten der Freiberuflichkeit 
im Vergleich zu anderen Unternehmensformen 
rückläufig sind.

Das Gesamtsystem der Honorierung ambu-
lanter ärztlicher Tätigkeit vom Einheitlichen 
Bewertungsmaßstab (EBM) über die Gebüh-
renordnungen bis zur Gesamtvergütung an 
die Kassenärztlichen Vereinigungen und de-
ren allgemein z.B. durch den Honorarvertei-
lungsmaßstab geregelten Weiterverteilung an 
die Facharztgruppen ist immer noch politisch 
bestimmt und gesteuert. Grundlegende Libera-
lisierungsversuche (z.B. Abkehr vom Sachleis-
tungsprinzip und Übergang zur Kostenerstat-
tung) haben sich nicht durchgesetzt.

In den letzten dreißig Jahren fanden sich 
öffentliche und gemeinnützige, teils auch frei-
berufliche Träger eher in einem Abwehrkampf 
gegen das Vordringen der profitorientierten 

Leistungserbringer, denen etwa in der Pfle-
geversicherung auch ein Vorrang eingeräumt 
wurde. In einer solchen Auseinandersetzung 
mit Unternehmen, die z.B. im Krankenhaus-
sektor rasch beherrschende monopolartige 
Positionen anstreben und bekommen können, 
kann es zu politischen Koalitionen zwischen 
gemeinnützigem und freiberuflichem Sektor 
kommen. Allerdings hat die ständische Verfas-
sung, insbesondere der Kassenärztlichen Verei-
nigungen, eine Position, die dringend benötigte 
Innovationen, insbesondere multidisziplinäre 
Gesundheits- und Sozialwesen verschränkende, 
gemeindliche und sozialräumliche Strukturen, 
bremst oder verhindert.

Bei den Arbeitsmarktdienstleistungen be-
günstigte ein mit den Hartz-Gesetzen einge-
führtes Ausschreibungsverfahren private An-
bieter im Vergleich zu den vorher dominanten 
gemeinnützigen Anbietern, die oft Gewerk-
schaften oder Arbeitgeberverbänden nahestan-
den. Die Diskussion darüber, ob das EU-Recht 
auch in anderen Bereichen sozialer Dienstleis-
tungen Ausschreibungen forderte, stellte das 
bisherige System einzel- und kollektivvertrag-
licher Regelungen zwischen öffentlichen Leis-
tungsträgern und Leistungserbringern auf den 
Prüfstand. Unter der Bedingung eines freien 
Zugangs für verschiedene Leistungserbringer 
haben sich hier die bisherigen Steuerungsme-
thoden als „Open-House-Verfahren“ im We-
sentlichen behauptet.

Kommunalisierung als Option?

Die Probleme in der Weiterentwicklung der 
Infrastruktur von Krankenbehandlung, Reha-
bilitation, Pflege und Sozialwesen bei gleichzei-
tigem Rückzug der Sozialversicherungsträger 
aus der regionalen Steuerung legen eine stärke-
re Rolle der Kommunen nahe. Engagierte kom-
munale Akteure – nicht anders als engagierte 
Akteure in der Sozialversicherung – reiben 
sich jedoch oft in Projekten und Modellver-
suchen auf. Eine regelhaft institutionalisierte 
kommunale und regionale Verantwortung für 
die soziale Infrastruktur gibt es aber nicht. Fö-
deralismus und Finanzverfassung führen im 
gegenwärtigen Zustand dazu, dass die Abwehr 
sozialer Aufgaben und Kompetenzen und ihre 
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bereits jahrzehntelange Vernachlässigung (z.B. 
bei Schulen oder dem ÖGD�) durch Kommu-
nen und ihre Spitzenverbände besser gelingt 
als ihre Implementation. Ändern könnten dies 
am ehesten die Länder, in denen es jedoch oft 
zu wenig Ambitionen für gestaltende kommu-
nale und regionale Gesundheits- und Sozialpo-
litik gibt.

Die Forderung nach einer stärkeren Kom-
munalisierung der Gesundheitsversorgung 
wäre ohne eine radikale Reform der Finanz-
ordnung mit einer nachhaltigen Umverteilung 
von Steuern und Sozialabgaben in die kommu-
nalen Haushalte nicht realisierbar. Wie groß 
der Umverteilungsbedarf aussehen würde und 
wo die Mittel abgezogen werden müssten, zeigt 
die OECD-Statistik über die Verteilung von 
Steuern und Sozialabgaben auf verschiedene 
Institutionen in föderal gegliederten Ländern 
mit Sozialversicherungsträgern im Jahr 2017. 
Der Anteil der auf die Kommunen entfallenden 
Steuern und Abgaben am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) betrug in Deutschland 8,6 Prozent, in den 
8 strukturell vergleichbaren Ländern (Australi-
en bis USA) 7,7 Prozent und in Schweden mit 
einer stark kommunalisierten Gesundheitsver-
sorgung 35,3 Prozent. Würde man zugunsten 
der Kommunen umverteilen wollen, müsste 
vor allem bei den Sozialversicherungsträgern 
und den Bundesländern angesetzt werden, de-
ren Steuer-/Sozialabgabenanteil am BIP 2017 
37,9 Prozent und 23,5 Prozent betrug (OECD 
2019: 13).

Öffentliche Steuerung durch Privatversi-
cherung

Eine weitere Variante ist schließlich ein Sys-
tem mit privater Pflichtversicherung, bei dem 
die Nutzerinnen und Nutzer zum Abschluss ei-
ner Privatversicherung verpflichtet werden, die 
dann Kosten bei privaten Leistungserbringern 
erstattet und diese auch zu steuern versucht. 
In Deutschland wird es von liberaler Seite und 
einzelnen Funktionären aus der Verwaltung der 
gesetzlichen Krankenkassen propagiert, teils 
unter dem Mantel der „Bürgerversicherung“. 
Dieses Modell ist etwa im US-amerikanischen 

�	 Öffentlicher Gesundheitsdienst

oder niederländischen Krankenversicherungs-
system verwirklicht.

Das Gesundheitssystem in den Niederlan-
den liefert in mehrerlei Hinsicht Einblicke in 
die Funktionsfähigkeit von privaten Kranken-
versicherungen. Die derzeitige privatrecht-
liche Versicherungsform wurde auch deshalb 
per Gesetz eingeführt, weil sich das vorherige 
Nebeneinander von öffentlicher und privater 
Krankenversicherung als ökonomisch wie so-
zial dysfunktional erwiesen hatte. Auch wenn 
der Kern der Krankenversicherung von kon-
kurrierenden privatrechtlichen Unternehmen� 
erbracht wird, war von Anfang an klar, dass di-
ese privaten Unternehmen nur dann existieren 
können, wenn eine Reihe von Aufgaben, die in 
Deutschland die gesetzliche Kranken- und Pfle-
geversicherung tragen, von einer öffentlichen 
Einheitsversicherung übernommen werden, 
und ein wachsender Anteil der Krankenversi-
cherten öffentliche Beitragszuschüsse erhält. 
Das Gesamtsystem ist daher eigentlich keine 
reine Privatversicherung und wird aktuell auch 
von der OECD als öffentlich eingestuft.

Aber auch diese mehrfach öffentlich abgesi-
cherte Form der privatrechtlichen Infrastruk-
tur im niederländischen Gesundheitsbereich 
ist mittlerweile wegen erheblicher Defizite 
umstritten. Eine Studie für das Wissenschaft-
liche Institut der deutschen PKV kommt zu fol-
gendem Fazit: „Die Strukturreform in den Nie-
derlanden im Jahr 2006 war eine Antwort auf 
die spezifischen Probleme des niederländischen 
Gesundheitssystems. Im Hinblick auf die selbst 
gesteckten Ziele hat sie den Großteil jedoch 
bisher nicht erreicht. Insbesondere hatte man 
sich von mehr Wettbewerb in der Krankenver-
sicherung� eine stärkere Eindämmung der Kos-
tenentwicklung erhofft. (…) Die erzielten Kos-

�	 Deren Anzahl nahm aber entgegen den hohen Erwartungen in die Innova-
tionskraft von Wettbewerb rasch ab. Von 57 im Jahr 2005, also kurz vor der 
Reform, waren 2017 noch 24 Versicherungen übriggeblieben, die sich aller-
dings in vier großen und fünf kleineren Unternehmen zusammengefunden 
haben. Die vier großen Konzerne haben einen monopolartigen Marktanteil 
von 88,4 Prozent. (Arentz 2018:16). 

�	 Die behauptete innovationsfördernde Funktion des Wettbewerbs durch die 
Möglichkeit die Versicherung zu wechseln blieb auch deshalb weitgehend 
aus, weil der Anteil der Versicherten, welche ihre Versicherung nach 2006 
wechselte sich nach einem Anfangshoch von 19 Prozent schnell auf 4 Pro-
zent bis 7 Prozent eingependelt hat und bis 2018 63 Prozent der Versicherten 
noch nie ihre Versicherung gewechselt haben. (Arentz 2018: 16)
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tendämpfungen der letzten Jahre wurden aber 
wie vor der Strukturreform vornehmlich über 
staatliche Eingriffe erreicht. Der Wettbewerb 
scheint durch die starke Marktkonzentration 
gehemmt und qualitätsorientierte Versorgungs-
verträge spielen noch eine untergeordnete Rolle. 
Das niederländische Gesundheitssystem bleibt 
somit auch nach der grundlegenden Systemre-
form und trotz der vergleichsweisen jungen Be-
völkerung, der wettbewerblichen Ausrichtung 
sowie der starken Lenkung der Versicherten 
in einem Hausarztsystem und verpflichtenden 
Selbstbehalten ein relativ teures System. Die 
angestrebte Solidarität des Systems mit den 
Einkommensschwachen ist ebenfalls nur teil-
weise erreicht worden. So ist zwar die Zahl der 
Nichtversicherten sehr klein, womit eine bevöl-
kerungsweite Abdeckung mit Gesundheitsleis-
tungen erreicht wurde. Allerdings besteht die 
Gefahr, dass einkommensschwächere Haus-
halte weniger Leistungen in Anspruch nehmen 
als einkommensstärkere Haushalte. Zum einen 
können letztere Zusatzversicherungen für die 
im Leistungskatalog nicht abgedeckten Leis-
tungen abschließen. Zum anderen sind die über 
die letzten Jahre gestiegenen Selbstbehalte eher 

für die einkommensschwächeren Haushalte 
ein Problem: Patienten geben in Umfragen an, 
notwendige medizinische Leistungen oder Me-
dikamente nicht in Anspruch zu nehmen, weil 
sie sich den Selbstbehalt nicht leisten können. 
Angesichts dieser Entwicklungen wird in den 
Niederlanden kontrovers über die Zukunft der 
Krankenversicherung diskutiert, da die grund-
legenden Strukturreformen auch zwölf Jahre 
nach ihrer Einführung bisher nicht die ge-
wünschten Ergebnisse hervorgebracht haben.“ 
(Arentz 2018: 27)

Und auch in den USA würden die privaten 
Krankenversicherungen nicht funktionieren 
oder ihre private Unternehmensform würde 
erheblich an Akzeptanz und politischer Un-
terstützung verlieren, wenn es nicht für 45 bis 
50 Prozent der Bevölkerung die drei öffentlich 
organisierten und finanzierten Versicherungen 
Medicaid (vor allem für arme Personen), Me-
dicare (vor allem für Rentner und seit Obama 
Care auch für jüngere Personen) und Veteran 
Affairs (für ehemalige Angehörige der US-
Streitkräfte und ihre Familien mit eigenem 
Behandlungssystem) gäbe, die praktisch eine 
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Grundfinanzierung des ambulanten und sta-
tionären Versorgungssystem gewährleisten. 
Dass trotzdem, auch nach Obama Care, rund 
20 Prozent der US-BürgerInnen nicht oder un-
terversichert sind und die Pro-Kopfausgaben 
in den USA rund doppelt so hoch sind wie in 
der Europäischen Union, sind Belege für die 
Grenzen eines dominant privaten Krankenver-
sicherungssystems und von Markt und Wettbe-
werb. Selbst die radikalsten US-amerikanischen 
Befürworter von mehr Privatisierung fordern 
nicht, diese öffentlichen Krankenversiche-
rungen komplett abzuschaffen.

Insgesamt zeigen weder der historische noch 
der internationale Vergleich Anzeichen für eine 
Überlegenheit privatnütziger Eigentumsformen 
bei der Erreichung sozial- und gesundheitspo-
litischer Ziele.

Am Beispiel der privaten Krankenversiche-
rung in Deutschland und mit Daten aus einem 
Bericht des wissenschaftlichen Instituts des 
PKV-Verbandes (Hagemeister, Wild 2017) lässt 
sich sogar empirisch das genaue Gegenteil bele-
gen, nämlich ihre Unterlegenheit gegenüber der 
GKV, wenn es z.B. um Wirtschaftlichkeit geht. 
Die Mehrausgaben ohne erkennbaren Vorteil 
für die Gesundheit� betrugen in der PKV ge-
genüber der GKV im Jahr 2015 für alle Leistun-
gen 37,8 Prozent. Nimmt man korrekterweise 
die Ausgaben für Versicherungsvertreter und 
Finanzagenturen zu den allgemeinen Verwal-
tungsausgaben hinzu, beträgt der gesamte Ver-
waltungsaufwand der PKV 12,5 Prozent der 
Gesamtausgaben und ist damit mehr als dop-
pelt so hoch wie der in der GKV. Was dies kon-
kret bedeuten kann, zeigt das folgende Beispiel: 
Die Techniker Krankenkasse, mit 10,5 Millio-
nen Mitgliedern eine der größten gesetzlichen 
Krankenkassen, beschäftigt für deren Verwal-
tung 15.000 MitarbeiterInnen, die gesamte 
PKV für ihre 9,3 Millionen Versicherten 60.000 
Personen (Reiners 2019).

�	 Es gibt sogar Belege für gesundheitliche Nachteile oder gesundheitlich wert-
lose Verschlechterungen der Lebensqualität für bestimmte Medikamente 
(z.B. das stets unter den 10 am häufigsten von der PKV bezahlte Mittel Tebo-
nin gegen prädementielle Syndrome. Dessen Wirkung ist umstritten, einige 
schwere Nebenwirkungen nicht) oder eine aufwändige gesundheitliche Be-
handlung kurz vor dem Tod.

Eigennützige Steuerung durch öffentliche 
Akteure?

Gleichwohl kann der Zustand der gesetz-
lichen Krankenversicherung und des GKV-
Systems in Deutschland nicht zufriedenstellen. 
Seit den 1990er Jahren in einen merkwür-
digen und von unerwünschten Ergebnissen 
(s. unten) geprägten Wettbewerb gestellt, ist 
für die Anfang 2019 noch 109 eigenständigen 
gesetzlichen Krankenkassen das „Selbst“ der 
Selbstverwaltung immer mehr die durch die 
Anzahl beitragszahlender Mitglieder oder 
„guter Risiken“ gemessene individuelle Exis-
tenz. Das führt zu einer Vernachlässigung 
einer am Patientenwohl ausgerichteten Ver-
sorgungspolitik und von zentralen gesund-
heitspolitischen Herausforderungen. Dies 
betrifft namentlich die Entwicklung der für 
chronisch kranke und behinderte Versicherte 
oder für Kinder besonders wichtigen regional 
und sozial verankerten Versorgungsformen. 
Die Krankenkassen, rechtlich gesehen nach 
wie vor öffentlich-rechtliche Körperschaften 
in Selbstverwaltung der Versicherten und 
Arbeitgeber, gerieren sich als Wirtschaftsun-
ternehmen mit entsprechendem Vokabular 
und Methoden. Aus diesem Spannungsfeld 
ergeben sich verschiedene rechtliche und po-
litische Risiken, dass – auch im Interesse von 
Teilen der Kassen-Manager – die Schwelle zur 
Privatversicherung überschritten wird, ohne 
dass es dafür Evidenz oder wirkliche poli-
tische Zustimmung gäbe. Manche Spielart der 
„Bürgerversicherung“ könnte fast unbemerkt 
den Weg in eine wirtschaftsliberale Rechts-
form und Handlungswirklichkeit öffnen.

Dass dies nicht nur linke Ökonomen fin-
den, zeigt zuletzt (bereits 2012 hatte der Sach-
verständigenrat Gesundheit Ähnliches festge-
stellt: Sachverständigenrat Gesundheit 2012) 
der Bericht des Bundesversicherungsamts zu 
25 Jahren Wahlfreiheit und Wettbewerb in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
(Bundesversicherungsamt 2018). Dort heißt 
es u.a. „Es ist zu vermuten, dass Wirksamkeit, 
Qualitätssicherung und Wirtschaftlichkeit 
der Leistungen in der Regel eher eine unter-
geordnete Rolle spielen. So bieten die Kran-
kenkassen etwa keine Zusatzleistungen im 
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Bereich der Rehabilitation an. Dafür schaffen 
sie aber gezielt Angebote, deren medizinische 
Wirksamkeit nicht sicher nachgewiesen oder 
Regelleistungen kaum überlegen ist […] Eine 
wesentliche Verbesserung der Versorgung 
im Hinblick auf einen Qualitätswettbewerb 
erscheint aus hiesiger Sicht fraglich. […] dass 
Krankenkassen ihre Bonusprogramme vor-
wiegend dazu nutzen, junge, gesunde sowie 
sportliche Versicherte anzusprechen und an 
sich zu binden. Zudem ist der Nutzen vieler 
angebotener Bonusprogramme nicht hinrei-
chend qualitätsgesichert.“ Und: „Im Ergebnis 
bleibt festzuhalten, dass die Selektivverträ-
ge von den Krankenkassen auch zu Wettbe-
werbszwecken eingesetzt werden und somit 
der vom Gesetzgeber verfolgte Zweck an der 
Stelle durchaus erfüllt worden ist. Fraglich 
bleibt allerdings, ob hierdurch die Versorgung 
entscheidend verbessert worden ist.“

Privatisierung ist nicht Ökonomisierung

Die Hoffnung, durch Privatisierung zu-
sätzliche Mittel für benötigte Investitionen 
zu mobilisieren, führt oftmals eher dazu, dass 
Mittel als Profite aus dem Sozial- und Gesund-
heitssektor abgezogen werden und nötige In-
vestitionen in Sachmittel und Ausgaben für 
qualifizierte Arbeitskräfte unterbleiben, weil 
die privatwirtschaftlichen Akteure in kurzen 
Zyklen planen. Der Kontrollaufwand für die 
öffentlichen Träger der Sozialleistungen er-
höht sich und es wird Druck aufgebaut, dass 
die nötigen Investitionen aus öffentlichen 
Mitteln – nun als Subventionen für die Privat-
unternehmen – finanziert werden. Ein nutzer- 
und qualitätsorientierter Wettbewerb bedarf 
der profitorientierten Rechtsform nicht, er 
kann auch zwischen öffentlichen und gemein-
nützigen Leistungserbringern geführt wer-
den. Eher ist darauf zu achten, dass auch bei 
solchen Wettbewerbsformen unerwünschte 
Effekte vermieden werden. Flächendeckende 
und sozialräumlich verwurzelte Versorgung 
mit sozialen Dienstleistungen vertragen kein 
großes Maß an Wettbewerb oder verfehlen 
anhaltend die mit ihm verbundenen Erwar-
tungen für gute und wirtschaftliche Versor-
gungsqualität.

Differenzierter zu sehen ist die allgemeine 
Kritik an der „Ökonomisierung“ des Sozial- 
und Gesundheitswesens. Auch staatliche und 
gemeinnützige Leistungserbringer haben eine 
Ökonomie (und haben sie immer gehabt) und 
müssen gleichzeitig gesellschaftliche Arbeit 
gegen Verdienst erbringen und zur Wertschöp-
fung beitragen und knappe Mittel möglichst 
effektiv einsetzen, auch bei ihnen haben die 
Trägerorganisationen, das Leitungspersonal, 
die Beschäftigten und die Nutzer ökonomische 
Interessen, die es offenzulegen und auszuglei-
chen statt hinter caritativen Gemeinschaftside-
ologien zu verbergen gilt. In diesem Sinne ist 
eine explizierte politische Ökonomie des Sozi-
al- und Gesundheitswesens zu entwickeln, die 
weder ihren ökonomischen Charakter leugnet 
noch sich betriebswirtschaftlichen Logiken aus 
dem warenproduzierenden Wirtschaftssektor 
unterwirft. Nicht Ökonomisierung, sondern 
Kommerzialisierung mit Verschwendungs-
potenzial oder uneingeschränkte Profitorien-
tierung ist zu kritisieren, die Subsumtion von 
Bildungs-, Sozial- und Gesundheitsdienst-
leistungen unter die Interessen unmittelbarer 
Verwertung eingesetzten Kapitals. Diese Kom-
merzialisierung ist übrigens keineswegs im 
kapitalistischen Gesamtinteresse. Jedenfalls 
in dem Typ einer gemischt-kapitalistischen 
Ökonomie, der sich in Europa entwickelt hat, 
profitieren viele Wirtschaftssektoren von den 
Rahmenbedingungen, die ein öffentliches und 
nicht-profitorientiertes Bildungs-, Sozial- und 
Gesundheitswesen schafft. Werden dessen 
Leistungen durch Kommerzialisierung teurer 
und selektiver, nützt dies jedenfalls nicht an-
deren Wirtschaftssektoren, die z.B. auf quali-
fizierte, motivierte und gesunde Arbeitskraft 
angewiesen sind. Kommerzialisierung ist aber 
keineswegs das Gleiche wie Markt und Wett-
bewerb. Echten Wettbewerb fürchtet sie sogar, 
denn öffentlich finanzierte Monopole sind weit 
einträglicher. Insofern können selbst öffent-
liche Ausschreibungen – eigentlich ein Instru-
ment des Wettbewerbsrechts – zu Monopolen 
führen, wenn finanzstarke Akteure sie gewin-
nen und Non-Profit-Akteure dauerhaft vom 
„Markt“ verschwinden, den es so nie gegeben 
hat. Bei den Arbeitsmarktdienstleistungen war 
genau dieser Effekt zu beobachten.
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Nutzerorientierung als zentrale Herausfor-
derung für die Steuerung

Besonders wichtig für Bildungs-, Sozial- und 
Gesundheitsdienstleistungen ist die Position 
der Nutzerinnen und Nutzer in der Steuerung.

Ein Großteil der personalen Dienstleistun-
gen ist nicht ohne eine steuernde Mitarbeit der 
Nutzerinnen und Nutzer möglich. Da es sich 
um so genannte Uno actu-Leistungen handelt, 
kommt es ohne Mitwirkung der Nutzerinnen 
und Nutzer zu keiner problemangemessenen 
Diagnose und Therapie und zu einem nur ein-
geschränkt wirksamen Wegen  der hohen Be-
deutung der Leistungen für die individuelle 
Entfaltung und Lebensführung ist es wichtig, 
dass Ko-Produktion sich auf der Ebene der 
einzelnen Dienstleistung ebenso wie der kol-
lektiven Steuerung abbildet. Wettbewerb und 
Markt sind hierfür nur begrenzt tauglich, weil 
sie dem Ziel allgemeiner Zugänglichkeit und 
individueller Berücksichtigung auch entgegen-
wirken können. Es geht darum, dass eine viel-
fältige und nutzerorientierte soziale Infrastruk-
tur überhaupt zur Verfügung steht und dass die 
professionelle Überlegenheit der dienstleisten-
den Professionen nicht in ein Definitionsmo-
nopol umschlägt. Auf der kollektiven Ebene 
können Nutzerinteressen traditionell in der 
kommunalen und sozialen Selbstverwaltung 
und in der inneren Struktur von Wohlfahrts-
organisationen repräsentieren; wieweit dies tat-
sächlich wirksam ist, muss stets beobachtet und 
angepasst werden. Sich neu formierende Inter-
essen, etwa in den Verbänden der behinderten 
und chronisch kranken Menschen, müssen den 
Weg in diese Strukturen finden.

Professionelle Standards, berufliche Selbst-
verwaltung und auch Beschäftigtenmitbestim-
mung in den Unternehmen der Bildungs-, So-
zial- und Gesundheitswirtschaft sind wichtige 
Korrektive zu einer betriebswirtschaftlichen 
Ökonomisierung und Kommerzialisierung. Zu-
gleich sind sie aber alleine noch keine Garanten, 
dass auch Nutzerinnen und Nutzer hinreichend 
berücksichtigt werden.

Wer einen Pfad zur Weiterentwicklung des 
europäischen Sozialmodells sucht, sollte daher 

die Erfahrungen mit gemischten nicht-profito-
rientierten Eigentums- und Steuerungsformen 
der sozialen Infrastruktur weiterentwickeln. 
Dabei ist es für die staatliche und kommunale 
Steuerung anspruchsvoll genug, eine Balance 
zwischen den Beschäftigten- und den Nutzer-
interessen dieses Sektors zu finden. Es wäre gut, 
wenn nicht noch Kapitalinteressen von Versi-
cherungen und Leistungserbringern zu befrie-
digen wären.	 ó
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Bezahlbarer Wohnraum als Bestandteil  
kommunaler Daseinsvorsorge?
von Iris Behr�

Bezahlbarer Wohnraum im Fokus der Kom-
munalpolitik

„Bezahlbaren Wohnraum“ bereitzustel-
len ist eine der zentralen Forderungen die 
Bürger*innen an ihre Gemeinden stellen. Spä-
testens seit Mitte der 2000er Jahre gehen dafür 
(wieder) eine wachsende Zahl von Menschen 
auf die Straße. Zivilgesellschaftliche Initiati-
ven wie das „Bündnis Bezahlbares Wohnen“ 
in München, „Recht auf Stadt“ in Hamburg, 
Berlin oder Jena (Gerometta 2017; Eberhard-
Köster u.a. 2018), der „ Frankfurter Mieten-
wahnsinn“ mobilisieren und bündeln eine Viel-
zahl von Organisationen und Bürger*innen, 
die gemeinsam gegen Mietsteigerungen, die 
Verdrängung und Segregation und die „Zweck-
entfremdung“ von Wohnungen als Anlageob-
jekt im Immobilieninvestmentmarkt (Spars 
2017/1, Nuss 2019) kämpfen. 

Der Deutsche Mietgerichtstag stellt seine 
Jahrestagung 2019 unter das Generalthema 
„Mietrecht in den Zeiten des Wohnungsmangels“. 
Das Deutsche Institut für Urbanistik proble-
matisiert zusammen mit dem Bundesverband 
für Wohnen und Stadtentwicklung e.V. „War-
um wir für eine nachhaltige und sozial gerechte 
Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik eine 
andere Bodenpolitik brauchen“ (DIFU 2017), die 
Münchner Initiative hat aus der kommunalen 
Perspektive Forderungen für eine gemeinwohl-
orientierte Bodenpolitik aufgestellt (Münchner 
Initiative 2018).

Der folgende Aufsatz beleuchtet die Frage, 
ob und wie bezahlbarer Wohnraum auf der 
kommunalen Ebene gesichert bzw. neu ge-
schaffen werden kann. 

�	 Iris Behr, Rechtsanwältin, ist Stadträtin in Darmstadt, Aufsichtsratsmitglied 
des kommunalen Wohnungsunternehmens, Mitglied der Fachkommission 
„Räumliche Ungleichheiten“ der Heinrich-Böll-Stiftung, Vorsitzende der Kom-
mission Nachhaltiges Bauen am UBA, Mitglied in der DASL und wissenschaft-
liche Mitarbeiterin im Institut Wohnen und Umwelt Darmstadt (IWU).

Bezahlbarer Wohnraum als Bestandteil 
kommunaler Daseinsvorsorge? 

Die Betätigungsfelder der kommunalen Da-
seinsvorsorge – verankert im Sozialstaatsprin-
zip des Art. 20, Abs. 1 des Grundgesetzes und 
in den Gemeindeordnungen der Länder – sind 
fließend und sich ändernden gesellschaftlichen 
Anforderungen unterworfen. Bei der Umset-
zung der Infrastrukturaufträge sind die Ge-
meinden – legitimiert durch die kommunale 
Selbstverwaltung (Art. 28, Abs. 2 GG) – weit-
gehend frei (Wissenschaftlicher Dienst 2006, S. 
80). Neben den klassischen Infrastrukturleis-
tungen Abfall, Wasser, Abwasser und Energie 
treten Mobilität (Spars 2017/1), Schulen, Sport-
und kulturelle Angebote (Gerometta 2017/1), 
die die Lebenschancen der Menschen beein-
flussen. Das Mitdenken der Gewährleistung 
von bezahlbarem Wohnraum (Kronauer 2017; 
Eberhard-Köster 2018) rückt dabei in den Mit-
telpunkt. Sind es doch die Gemeinden, die mit 
dem Mangel unmittelbar konfrontiert werden 
und die ihre Bürgerschaft mit guten Infrastruk-
turangeboten versorgen wollen. 

Der Beitrag greift die Überlegungen von 
Silke Franz aus „Daseinsvorsorge neu denken“ 
(Franz 2017) auf und fragt: Welchen Heraus-
forderungen sind Gemeinden in diesem Kon-
text ausgesetzt? Welche Instrumente stehen 
ihnen zur Verfügung? Wo stoßen sie an ihre 
Grenzen? Wo sind die Länder und die Bundes-
ebene gefragt? 

Was ist „bezahlbares“ Wohnen?

Für das, was bezahlbar ist, gibt es keine ab-
geschlossene Definition, sondern nur Annä-
herungen über die Wohnkostenbelastung. So 
definiert die Europäische Union einen Wohn-
kostenanteil am Nettohaushaltseinkommen 
von über 40 Prozent als „Wohnkostenüberlas-
tung“ (housing cost overburden) (Spars 2017/1; 
Behr/Habermann-Nieße 2017).
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Das Angebot an bezahlbarem Wohnraum 
setzt sich zusammen aus dem überwiegend 
günstigen Altbestand an älteren bzw. teilmo-
dernisierten Gebäuden – diese Gebäude sind 
von je her besonders anfällig für Mieterhö-
hungen (Spars 2017/1), aus den Wohnungsbe-
ständen kommunaler und genossenschaftlicher 
Wohnungsunternehmen mit regelmäßig güns-
tigen Mieten (am unteren Ende der Mietspie-
gel) und dem Angebot an sozial gebundenen 
Wohnungen. Letzteres nimmt seit den 80er 
Jahren des letzten Jahrhunderts kontinuierlich 
ab. Von rund 4 Millionen gebundenen Woh-
nungen gab es 2017 noch 1,5 Millionen Altbe-
stand an gebundenen Wohnungen der bis zum 
Jahr 2020 auf eine Million reduziert sein wird 
(https://infographic.statista.com/normal/info-
grafik_12473_immer_weniger_sozialwohnun-
gen_in_deutschland_n.jpg).

Gründe dafür sind das reguläre Auslaufen 
von Mietpreis- und Belegungsbindungen (i.d.R. 
nach 20 bis 30 Jahren) und die Möglichkeit der 
frühzeitigen Rückzahlung der Fördermittel 
(Behr/Cischinsky, 2008).

Geringverdiener leiden besonders unter 
der Knappheit an bezahlbaren Wohnungen. So 
hat sich die durchschnittliche Wohnkostenbe-
lastung armutsgefährdeter Haushalte von 35,1 
Prozent im Jahr 2010 bis 2013 bereits auf 39,4 
Prozent erhöht. Deren Wohnkostenbelastung 
ist in den letzten Jahren – gemittelt auf ganz 
Deutschland – von 35 Prozent auf 39 Prozent 
gestiegen (Bundesregierung 2015).

Bezahlbarer Wohnraum schwindet durch 
steigende Nettomieten 

Die Angebotsmieten der Erst- und Wie-
dervermietungen stiegen 2018 bundesweit 
im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 5,4 
Prozent. In den 13 größten deutschen Städten 
(mit mind. 500 000 Einwohnern, wachsend 
und mit Wohnungsengpässen) stiegen die 
Mieten durchschnittlich um 6,7 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum und lagen 
im ersten Halbjahr 2018 bei 11,09 Euro je m² 
(BBSR 2018). Die Spanne der Nettokaltmieten 
ist breit: Sie reicht von 4,50 Euro je Quadratme-
ter im Vogtlandkreis (Sachsen) bis hin zu 17,54 

Euro je Quadratmeter in der Stadt München 
(erstes Halbjahr 2018). Die prosperierenden 
Groß- und Universitätsstädte unterscheiden 
sich deutlich von ihrem Umland. Von den Me-
tropolregionen München, Stuttgart und Rhein-
Main werden die hohen Mieten weit in die 
ebenfalls wirtschaftlich starken Umlandkreise 
getragen. In anderen Regionen wie Düsseldorf/
Köln/Bonn oder Berlin reichen die hohen Mie-
ten nur in das engere Umland. Dort schließen 
sich ländliche Räume mit deutlich niedrigeren 
Angebotsmieten an. Bundesweit lagen die An-
gebotsmieten im ersten Halbjahr 2018 bei 8,33 
Euro je m² (BBSR 2018)

Bezahlbarer Wohnraum belastet von stei-
genden Betriebskosten 

Nicht nur die Mieten steigen stetig an, son-
dern auch die Betriebskosten, vor allem die 
Heizkosten, die mittlerweile eine „zweite Miete“ 
bilden und das verfügbare Haushaltseinkom-
men reduzieren. Betroffen sind davon große 
Teile der Bevölkerung: Geringverdiener*innen, 
Rentner*innen, Alleinerziehende, Arbeitslose 
und Familien mit vielen Kindern. Die Reduk-
tion der Betriebskosten ist nicht nur für die Be-
troffenen von großem Interesse, sondern auch 
für die Kommunalen Haushalte die die Kosten 
der Unterkunft und der Heizung tragen. Mo-
dellvorhaben erproben hocheffiziente Geräte, 
zeitnahes Verbrauchsmonitoring und Kosten-
pauschalen („PassivhausSozialPlus“ 2018).

Daseinsvorsorge neu denken:  
Zusammenhalt stärken durch aktive  
kommunale Wohnungspolitik

Die „Europäische Stadt“ ist der Maßstab 
für eine zukunftstaugliche Stadtentwicklung. 
Angestrebt wird eine kompakte, funktional 
und soziokulturell gemischte Stadt. Hier kön-
nen Integration, gesellschaftliche Teilhabe aller 
Bürger*innen an lokalen Arbeitsmärkten, sozi-
ale Netze und kulturelle Heterogenität herge-
stellt werden. Diesem Ziel stehen die gegenwär-
tigen Entwicklungen in den Städten diametral 
entgegen. Die kommunalen Wohnungsmärkte 
werden zunehmend undurchlässig, die inner-
städtische Mischung geht mit den oben be-
schriebenen steigenden Mieten, dem Wegfall 
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von gebundenem Wohnraum aber auch dem 
Wegfall von wohnungsnahen Arbeitsplätzen 
(Scholz 2017) durch die Umwandlung in hoch-
preisige Eigentumswohnungen zunehmend 
verloren. Dieser Wandel birgt große Gefahren 
für den sozialen Zusammenhalt in der Stadt.

Die soziale Segregation reduziert die Teil-
habechancen an der Gesellschaft vor allem 
der einkommensarmen und bildungsfernen 
Stadtbewohner*innen. Besonders nachteilig 
und dauerhaft sind Kinder und Jugendliche 
von der sozialen Polarisierung betroffen (Gero-
metta 2017/1). In den sozial entmischten Stadt-
quartieren geht das „Recht auf Stadt“ (Lefebvre 
1968) – eine Stadt für alle – für die diese Qua-
lität der Mischung prägende Bewohnerschaft 
verloren. Gefragt sind kommunale Strategien, 
die der Verdrängung aus innenstadtnahen 
Wohnquartieren und der sozialen Segregation 
mit der Konzentration einkommensschwacher 
Bevölkerungsgruppen in Quartieren der „Aus-
gegrenzten“ entgegenwirken. 

Daseinsvorsorge neu denken:  
sozialökologische Wohnungsversorgung 

Zukunftstaugliche Wohnungsversorgung 
soll ökologisch und bezahlbar sein. Im Zeichen 
von Klimaneutralität greift die Forderung nach 
mehr Wohnraum zu kurz. Ob Neubau oder 
Modernisierung: Immer ist hohe Energieeffi-
zienz und regenerative Wärme-und Stromver-
sorgung ein Muss. Energieeffizienz wirkt sich 
positiv bei den Heiz- und Stromkosten aus. Res-
sourcenschonung beim Wohnungsbau kann zu 
einem (sparsamen) Umgang mit Boden führen: 
PKW-Stellplätze – regelmäßig noch mindes-
tens einer pro Wohneinheit – sind Kostentrei-
ber, Straßenraum für PKWs entziehen Flächen 
für Frei- und Grünflächen, die für eine gesunde 
Stadt benötigt werden.

Bezahlbarer Wohnraum nimmt – wie oben 
beschrieben kontinuierlich ab. Kommunen 
können diesem Verlust – selbst bei aktivem 
Einsatz der kommunalen Instrumente – nur 
sehr begrenzt entgegenwirken und nur teilweise 
kompensieren. Ursächlich hierfür ist der in den 
80er Jahren eingeleitete Richtungswechsel in der 
(kommunalen und Bundes-)Wohnungspolitik: 

die Wohnungsprivatisierung von kommunalen 
und Bundeswohnungen (Bahn-und Postwoh-
nungen) im großen Maßstab, der Abbau der 
Objektförderung zu Gunsten der Subjektförde-
rung (Wohngeld), die Abschaffung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit und der damit verbun-
dene Wegfall der Gewinnbeschränkung (Nuss 
2019 ,v. Bodelschwingh 2016; Spars,2017/2; 
Eberhard-Köster 2018). 

Daseinsvorsorge neu denken: 
Stellschrauben Planungsrecht und kom-
munale Bodenvorratspolitik zur Sicherung 
bezahlbaren Wohnraums 

Sozial gebundener Neubau ist in Zeiten nied-
riger Kapitalmarktzinsen und hoher Grund-
stückspreise kein Selbstläufer, sondern verlangt 
die strategische Anwendung des Bauplanungs-
rechts durch die Gemeinden. Bebauungspläne 
und Städtebauliche Verträge könnten (immer) 
unter der Bedingung geschaffen werden, dass 
die Investor*innen bereit sind, einen Anteil 
an gebundenen Wohnungen zu errichten und 
einen Teil ihres Bodens an die Gemeinde zu 
verkaufen, bevor das Planungsrecht die Boden-
preise hat steigenlassen. Die Erfahrungen in 
den Städten Ulm, Münster und München zei-
gen, dass auch langlaufende Bindungsfristen� 
im geförderten Wohnungsbau von 60-80 Jahren 
möglich sind und sich dafür Investoren finden. 
München hat mit diesem Instrument über die 
Jahre hin ein differenziertes Angebot an Miet-
wohnungen mit unterschiedlichen Miethöhen 
und Bindungsfristen geschaffen (Behr/Haber-
mann-Nieße 2017). Die Grundsätze dieser „so-
zial gerechten Bodenordnung“� werden auch 
von anderen Städten angewendet, so z. B. in 
Köln, Berlin, Hannover, Stuttgart, Düsseldorf, 
Darmstadt oder Mannheim. 

Mehr Möglichkeiten für eine gemeinwohlo-
rientierte Wohnungspolitik haben Gemeinden, 

�	 Förderprogramme sollten lange Laufzeiten der Belegungsbindungen verein-
baren (Spars 2017/1; Brede u.a. 1975) 

�	 Bei einem Großteil der Wohnungsbautätigkeit in Städten im nicht-beplanten 
Innenbereich (§ 34 BauGB) versagt das Instrument: Hier besteht der An-
spruch auf eine Baugenehmigung, ohne diese mit Gemeinwohlbelangen zu 
verbinden. Allenfalls auf dem Verhandlungsweg kann der Investor motiviert 
werden, geförderte Wohnungen zu errichten oder andere Infrastrukturauf-
gaben zu übernehmen. Deshalb fordert das DIFU in den §34 BauGB Ge-
meinwohlaspekte aufzunehmen. 
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Gemeinden haben teuer� erkannt, dass sie 
selber oder mit gemeinwohlorientierten Part-
ner*innen Wohnungsneubau und Bestandssi-
cherung in Angriff nehmen müssen. Neben den 
klassischen Partner*innen, den kommunalen 
Wohnungsunternehmen und den Traditions-
genossenschaften, die aus ihrem Selbstverständ-
nis heraus spekulationsfrei und kostengünstig 
Wohnraum anbieten, bieten sich neue Partner 
*innen an: die lokalen Projekte des bundesweit 
agierenden Mietshäusersyndikats, die die Ver-
äußerung von Mietwohnungen explizit aus-
schließen, dauerhafte Mietpreisbindungen und 
geringe Eingriffe in die Bestandshäuser betonen. 
Junge Genossenschaften wollen gemeinschaft-
lich orientiertes Wohnen zu langfristig günsti-
gen Mieten anbieten (bei Kostenorientierungen 
ohne Gewinnmargen) und diesen Wohnraum 
dem Markt dauerhaft entziehen. Sie sowie alle 
anderen gemeinnützig ausgerichteten Träger 
(z.B. Kirchen) sind grundsätzlich geeignete 
Partner für eine gemeinwohlorientierte Woh-
nungspolitik.

Daseinsvorsorge neu denken:  
Kommunale Förderung gegen dauerhafte  
Bindungen

Dem Verzicht auf Höchstpreise beim 
Grundstücksverkauf und dem bedingungslosen 
Grundstücksverkauf stehen langfristige Vorteile 
bei der Gemeinde gegenüber: für die kommu-
nalen Mittel der Wohnraumförderung bzw. für 
die Bereitstellung ihrer Grundstücke erhält die 
Gemeinde zwar (noch) nicht ewige Bindungen 
aber sehr langjährige – ohne dass dabei die vor-
zeitige Ablösung möglich werden darf.

Gemeinden unter dem Schutzschirm, d. h. 
mit geringem finanziellen Handlungsspielraum 
fällt dies schwer; sie müssten finanziell in die 
Lage versetzt werden, die für eine gemeinwohl-
orientierte Stadtentwicklung und Bautätigkeit 
benötigten Grundstücke zu erwerben und dür-

�	 Am Beispiel Dresden zeigen sich die langfristigen nachteiligen Konsequenzen 
der Verkäufe kommunaler Wohnungsbestände und die begrenzten Möglich-
keiten, diese zu korrigieren: mit dem Verkauf der Wohnungsbaugesellschaft 
2006 sind über 45.000 Wohnungen verloren gegangen. Den einmaligen Ein-
nahmen zur Haushaltskonsolidierung stehen dauerhafte Kosten der Unter-
kunft für Menschen im Grundsicherungsbezug, der Obdachlosigkeit und des 
Wohngeldes gegenüber. 2017 wurde eine neue kommunale Wohnungsbauge-
sellschaft gegründet. Instruktiv dazu: Eberhardt-Köster u.a. 2018. 

fen nicht durch die haushaltsrechtlichen Regeln 
beschränkt werden (DIFU 2017). Wohnungs-
versorgung als kommunale Pflichtaufgabe zu 
verstehen, sollte die Investitionskreditaufnah-
me erleichtern.

Daseinsvorsorge neu denken:  
Bund und Länder sind in der Pflicht

Ausreichend bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen, kann nicht die alleinige Aufgabe der 
Kommunen sein. Strukturelle Änderungen auf 
der Bundesebene sind nötig: Eine gemeinwohl-
orientierte Bodenpolitik (Reiß-Schmitt 2019) 
würde mit einer am Bodenwert orientierten 
Grundsteuer beginnen�. Die Besteuerung von 
Gesellschaftsanteilen von Immobiliengesell-
schaften (sog. „share deals“) und eine Grund-
erwerbssteuersenkung bei kommunalem 
Grundstückserwerb ist notwendig (von Einem 
2016). Die Instrumente des Baugesetzbuchs 
sollten verschärft werden�: So das kommunale 
Vorkaufsrecht für eine gemeinwohlorientierte 
Stadtentwicklung durch die Limitierung des 
Kaufpreises auf den Verkehrswert und die Ein-
beziehung von Gemeinwohlbelangen auch bei 
der Erteilung einer Baugenehmigung im in-
nerstädtischen Bereich ohne Bebauungsplan 
(DIFU 2017). Allerdings genügen Rechtsände-
rungen nicht: 

Die finanzielle und personelle Ausstattung 
der wohnungspolitischen Akteure muss durch 
Bundes- und Landesmittel verbessert werden. 
Wohnungsversorgung stellt eine dauerhafte 
Aufgabe dar, die nicht „dem Markt“ überlassen 
werden kann, sondern durch starke Gemeinden 
und ihre kommunalen Wohnungsbaugesell-
schaften und gemeinwohlorientierte Bauträger 
sichergestellt wird. Die Bereitstellung von Bun-
desliegenschaften� kann der Baulandknappheit 

�	 Das Grundsteuerreformgesetz 2019 ist diesen Weg nicht gegangen, obwohl 
maßgebliche Initiativen diesen Vorschlag unterbreitet hatten. Mit der im 
Gesetz enthaltenen Länderöffnungsklausel können die Länder eigene Bo-
denwertbezogene Grundsteuern erheben. https://www.grundsteuerreform.
net/aktuelles/

�	 Der Koalitionsvertrag steht dem allerdings entgegen: „Weitere Verschär-
fungen der Eingriffsmöglichkeiten der Kommunen in Eigentumsrechte 
durch Gestaltung auf Bundesebene werden dabei nicht verfolgt“ (CDU/
CSU/SPD 2018). 

�	 Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ist eine der großen 
Immobilienbesitzerinnen Deutschlands. Sie sollte ihre Flächen zur Unter-
stützung des sozialen Wohnungsbaus einsetzen und nicht mehr zu höchst-
möglichen Preisen veräußern. Preisnachlässe (in Höhe von 25.000 Euro pro 
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entgegenwirken. Auch Länder stellen nun eige-
ne Liegenschaften vergünstigt und gebunden 
zur Verfügung (Eberhard-Köstler 2018). 

Die mit öffentlicher Förderung erfolgte Bau-
tätigkeit sollte langfristig die Mietpreis- und 
Belegungsbindungen sichern; sei es durch eine 
neue Form der Wohnungsgemeinnützigkeit 
oder durch die o.g. Erbbauverträge. Öffentliche 
Förderung darf nicht nach dem Auslaufen von 
Belegungsbindungen die Möglichkeit bieten, 
„Marktmieten“ zu fordern, sondern muss der 
dauerhaften Belegungsbindung und Mieten-
dämpfung dienen.

Exkurs: „Wie viele Sozialwohnungen brau-
chen wir?“ Diese Frage lässt sich nicht eindeu-
tig quantifizieren oder mit Investitionssum-
men und Fördermitteln beantworten, weil es 
bereits keine einheitlichen (politischen) Vor-
stellungen über die Ermittlung des Sozialwoh-
nungsbedarfes gibt (IWU Schlaglicht 2017). So 
variiert das Verständnis über die Zielgruppen 
der Förderung: Sollen (nur) Menschen mit 
Zugangsschwierigkeiten (z.B. Großfamilien 
mit Migrationshintergrund, Alleinerziehen-
de etc.) mit Mietpreis- und Belegungsgebun-
denen Wohnungen versorgt werden? Sollen 
„breite Schichten der Bevölkerung“ versorgt 
werden? Soll der Bedarf an der Mietbelas-
tung von Haushalten (mehr als 30 Prozent des 
Monatseinkommens, Holm 2016) orientiert 
werden? Sollen die Dringlichkeitsfälle der bei 
den Wohnungsämtern gemeldeten Personen 
versorgt werden? Oder soll der aktuelle Sozi-
alwohnungsbestand aufrechterhalten werden 
(Kirchner 2012)? 

In deutschen Großstädten sind seit den 
2000er Jahren die Sozialwohnungen weniger 
geworden: Quoten von 15-20 Prozent sind auf 
5-10 Prozent gesunken (Spars 2017/1). Poli-
tische Antworten zeigen sich in den Aktivi-
täten der Kommunen. Wien mit mehr als 40 
Prozent geförderten Wohnungen ist seit den 
1920er Jahren gewachsen und kann deshalb 
nicht kurzfristig als Lösungsmodell herange-
zogen werden. Aktuelle Orientierungswerte 

geförderter Wohnung) für Flächen auf denen geförderte Wohnungen errich-
tet werden, sind ein erster Schritt. 

können den Vorgaben der Modelle der sozial 
gerechten Bodenordnungen entnommen wer-
den: Städte unter Wohnungsdruck fordern mit 
den beschriebenen Instrumenten zwischen 25-
30 Prozent bis hin zu 40-50 Prozent geförderte 
Wohnungen auf öffentlichen und privaten Flä-
chen zu schaffen. 

Die politischen Forderungen gehen von 
80.000 Sozialwohnungen und 60.000 bezahl-
baren Wohnungen pro Jahr (Verbändebündnis 
„Soziales Wohnen“ 2019) bis zu 250 000 Sozial-
wohnungen pro Jahr (https://www.zeit.de/poli-
tik/deutschland/2019-08/sozialer-wohungs-
bau-weniger-sozialwohnungen-deutschland).

Daseinsvorsorge neu denken:  
Fazit

Bezahlbarer Wohnraum wird in den Ge-
meinden gesucht. Wohnungssuchende wen-
den sich an „ihre“ Gemeindevertreter*innen. 
Die Kommunen müssen sich dieser Aufgabe 
widmen. Dabei wird ein Umdenken sichtbar: 
Bezahlbarer und ökologischer Wohnungsbau 
(eingebettet in eine klimafreundliche Stadtent-
wicklung) hat sich am Gemeinwohl zu orientie-
ren. Gemeinden müssen ihre Ressourcen mit 
langfristigen Bindungen und im Rahmen in-
haltlicher Konzepte einsetzen. Der Markt wird 
nur noch für ausgesuchte Personengruppen 
Wohnraum schaffen. Die Gemeinden stehen 
vor der Herausforderung, solche komplexen 
Konzepte zu entwickeln und sie mit geeigneten 
Partnern zu realisieren. Hier kommt viel Ar-
beit auf die Kommunalpolitik und -verwaltung 
zu: Gemeinwohlorientierte Boden-und Woh-
nungspolitik braucht Mehrheiten, Mittel und 
vor allem auch Instrumente und Verfahren, die 
in die Zukunft weisen. Boden und bezahlbarer 
Wohnraum werden dem Regime des Marktes 
entzogen und dem öffentlichen Zweck entspre-
chend eingesetzt. Bereits die Diskussion der 
70er Jahre gibt dafür Hinweise (Brede 1975, Vo-
gel 2019�). 	 ó

�	 Die Aufteilung des Bodeneigentums in Verfügungs-und Nutzungseigentum 
war auf Initiative der SPD in die Debatte gelangt und vom 49.Juristentag 
1972 begrüßt worden. Danach sollte das Verfügungseigentum dauerhaft bei 
den Gemeinden belassen werden.
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„Die Politik muss endlich ihrer Daseinsfürsorgeverant-
wortung für die Schiene nachkommen.“

in den gewollten Wettbewerb mit anderen Bah-
nen und Verkehrsträgern eintreten zu können. 
Und auch damals war es schon das Ziel, mehr 
Verkehr auf die Schiene zu bringen. 

Die Jahre vor der Bahnreform waren geprägt 
von zunehmender Verschuldung und einem 
Schrumpfkurs, der im Schienenpersonenverkehr 
und im Schienengüterverkehr zu immer weniger 
Angebot und Qualität führte. Dennoch war noch 
in den 1980er Jahren die Zuverlässigkeit, insbe-
sondere die Pünktlichkeit, hoch. „Alle reden vom 
Wetter, wir nicht“, war ein zugkräftiger, in der Öf-
fentlichkeit wirkender Werbeslogan der dama-
ligen Bundesbahn. Meistens traf er auch zu. Heu-
te dient der Slogan nur noch als Anlass zu Spott 
und Hohn. Aber nicht nur bei Wetterereignissen 
kommt die Bahn aus dem Fahrplan. Schon der 
Verkehr unter „normalen Bedingungen“ kann, 
was Pünktlichkeit und Qualität angeht, nicht 
mehr ordentlich erbracht werden. Hinzu kommt, 
dass die Deutsche Bahn heute mit ca. 25 Milliar-
den Euro Schulden kaum noch in der Lage ist, die 
notwendigen Eigenmittel für eine Verbesserung 
des Angebots auf der Schiene aufzubringen. Auch 
hier wurde das Ziel der Bahnreform verfehlt.

Die Kolleginnen und Kollegen draußen sind 
es, die das System überhaupt noch am Laufen 
halten – dazu bekommen sie täglich den Unmut 
der Reisenden zu spüren oder müssen um ihre 
Existenz fürchten. 

spw:	 Die wesentlichen Weichenstellungen der 
Bahnreform waren die unternehmerische 
Aufstellung der Deutschen Bahn als Akti-
engesellschaft, die zu 100 Prozent im Eigen-
tum des Bundes verblieb, die Entschuldung 
des Unternehmens sowie die sukzessive 
Öffnung der Transportdienstleistungen für 
den Wettbewerb. Eine starke Mischung zwi-
schen öffentlichem und staatlichem Interes-
se sowie unternehmerischer Ambition und 
Verantwortung. Warum reden wir 25 Jahre 
später immer noch über das Wetter?

Gespräch mit Cosima Ingenschay�

spw:	 Liebe Cosima, du bist gerade als Bundes-
geschäftsführerin in den Geschäftsfüh-
renden Vorstand der Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) gewählt worden. 
Ganz herzlichen Glückwunsch. Wen genau 
vertritt die Gewerkschaft der Eisenbahne-
rinnen und Eisenbahner?

Cosima Ingenschay: Wie der Name schon 
sagt verstehen wir uns als die Interessen-

vertretung für die Beschäftigten der Eisen-
bahn- und Verkehrsbranche. Immer, wenn die 
Eisenbahn irgendeine Rolle spielt, vertreten wir 
die Kolleginnen und Kollegen. Deshalb sind 
bei uns auch Busfahrerinnen und Busfahrer, 
Service- und Sicherheitspersonal, Binnenschif-
ferinnen und Binnenschiffer, aber auch Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter von Behörden wie 
dem Eisenbahnbundesamt oder zum Beispiel 
des Bahnsozialwerks organisiert. Mit knapp 
200.000 Mitgliedern sind wir eine der kleinen, 
aber eine gut organisierte DGB-Gewerkschaft. 

spw:	 Die Eisenbahn in Deutschland feiert im 
Jahr 2019 ein großes Jubiläum – 25 Jahre 
Bahnreform. Man konnte den Eindruck ge-
winnen, dass die großen Feste ausgefallen 
sind. Gab es keinen Grund zum Feiern?

C.I.: Die Bahnreform 1994 verfolgte im We-
sentlichen das Ziel, die damaligen Staats-

bahnen wirtschaftlich in die Lage zu versetzen, 

�	 Das Gespräch führte Lars Neumann.

Cosima Ingenschay ist Geschäftsfüh-
rerin der Europäischen Akademie für 
umweltorientierten Verkehr gGmbH 
(EVA). Sie wurde im November 2019 
in den geschäftsführenden Vorstand 
der EVG gewählt. 

Foto: Simone M. Neumann – www.si-
mone-m-neumann.de
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C.I.: Die Ursachen hierfür sind vielschichtig 
und haben sich über Jahre zu dem heutigen 

Zustand summiert. Im Kern sind es Kapazitäts- 
und Strukturprobleme, verbunden mit falschen 
Rahmenbedingungen für die Eisenbahn in 
Deutschland.

Die Kapazitätsprobleme haben drei Dimen-
sionen: Erstens gibt es zu wenig Infrastruktur 
für die Schiene und sie ist zu alt. Zweitens ha-
ben wir viel zu wenige Fahrzeuge. Und drittens 
fehlt der Schiene schlichtweg Personal. 

Die Strukturprobleme sind umfangreich. 
Das System Schiene besteht nicht nur aus der 
DB AG. Inzwischen gibt es über 350 Wettbe-
werber auf der Schiene. In den Bundesländern 
sind die sogenannten Aufgabenträger verant-
wortlich. Neben dem Bahnbetrieb haben wir in 
Deutschland immer noch ein hochinnovatives 
Netzwerk aus Forschung und Entwicklung so-
wie der Bahnindustrie. Sowas hätten wir wohl 
früher Innovations-Cluster genannt. 

spw:	 Lass uns mal bei der öffentlichen Daseins-
vorsorge bleiben. Die Infrastruktur, als 
Schienen, Weichen, Energieversorgung, 
Bahnhöfe und Rangieranlagen, müssen zu 
100 Prozent in öffentlicher Hand verbleiben. 
Ich möchte gerne zwei Wahrnehmungen re-
flektieren. Erstens die Infrastruktur der DB 
Netz ist am Rande ihrer Leistungsfähigkeit. 
Zweitens, es gibt ja private Eigentümer, bspw. 
Werksbahnen, Regionalnetze oder kleine 
Verladeeinrichtungen, bei denen scheint es 
zu funktionieren. Was läuft da schief?

C.I.: Zunächst muss man natürlich sagen, dass 
die kleinen privaten Regionalnetze, es han-

delt sich dabei um etwa 6.000 km, nur schwer mit 
dem rund 33.000 km umfassenden öffentlichen 
Schienennetz vergleichbar sind. Dennoch muss 
man eines festhalten: Die Deutsche Bahn hat 
seit der Bahnreform tausende Kilometer Gleise 
und zudem fast 9.000 Gleisanschlüsse zurückge-
baut. Noch gravierender ist, dass die Infrastruk-
tur durch zu geringe Ersatzinvestitionen Tag für 
Tag älter wird und an Leistungsfähigkeit verliert. 
Der Instandhaltungsrückstau ist auf mittler-
weile rund 57 Milliarden Euro bei der DB Netz 
AG und 9 Milliarden Euro  bei den Bahnhöfen 

angewachsen. Dabei umfasst der Rückstau in 
der DB Netz AG alle Gewerke von der Fahrbahn 
über Brücken, Tunnel, Durchlässe und Dämme 
bis hin zur Leit- und Sicherungstechnik ein-
schließlich Bahnübergängen. Die Überalterung 
führt zu ständig steigenden Kosten für laufende 
Instandhaltung – und nicht zuletzt klagen die 
Kolleginnen und Kollegen inzwischen sogar über 
Sicherheitsprobleme. Die damit verbundenen 
Bautätigkeiten, insbesondere ungeplante Sofort-
maßnahmen, verstärken nochmal die Probleme 
bei Pünktlichkeit und Qualität. 

Mit den zur Verfügung stehenden politischen 
Instrumenten ist es bisher weder gelungen, den 
Investitionsrückstand aufzuholen, noch sind 
die notwendigen Ersatz- und Modernisierungs-
investitionen auskömmlich – also unter Einbe-
ziehung von Baupreissteigerungen – zu finan-
zieren. Zudem müssen Sonderprogramme des 
Bundes für die Infrastruktur unabhängig von 
der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung 
finanziert werden. Die Finanzierungskreisläu-
fe müssen transparent dargestellt werden: Im 
Rahmen der bestehenden Instrumente erhalten 
die Infrastrukturunternehmen der DB AG Zah-
lungen aus dem Bundeshaushalt. Diese werden 
allerdings zu einem erheblichen Teil durch Di-
videnden der DB AG gegenfinanziert. Dabei 
wurden Einnahmen aus dem Verkehrsmarkt 
und Steigerungen bei den Trassenpreisen ange-
nommen, die nicht realisiert werden konnten.

spw:	 Ein zweiter Aspekt der öffentlichen Daseins-
vorsorge sind die S-Bahnen und Regional-
bahnen etc. Hierfür gibt der Bund 2019 8,4 
Milliarden Euro an die Bundesländer. Die 
werden von den Bundesländern im Wettbe-
werb bestellt. Hier ist die Bahnwelt in den ver-
gangenen Jahren ganz schön bunt geworden.

C.I.: Richtig, die Leistungen im sog. Schie-
nenpersonennahverkehr (SPNV) sind in 

weiten Teilen durch die im Grundgesetzt festge-
haltene öffentliche Daseinsvorsorge ausgestaltet. 
Im Zuge der Bahnreform wurden die Länder ab 
1996 zuständig für den in ihren Ländern fahren-
den SPNV. Grundsätzlich war das eine richtige 
Entscheidung. Denn seit 1996 hat sich der SPNV-
Markt in Deutschland zu einem der attraktivsten 
in ganz Europa entwickelt. Das Zugangebot hat 
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um 40 Prozent und die Reisendenzahlen um 
etwa 80 Prozent zugelegt. Nachdem lange Zeit in 
„strukturschwachen Regionen“ Strecken stillge-
legt und Gleisanlagen abgebaut wurden, beginnt 
sich dies in letzter Zeit umzukehren.

spw:	 Also eigentlich eine spannende Mischung. 
Die Bundesländer schreiben im öffentlichen 
Wettbewerb definierte Leistungen aus. Die 
Unternehmen müssen sich bewerben und 
werden als Gewinner über den ganzen Ver-
trag hinweg kontrolliert. Warum läuft das 
System trotzdem noch nicht?

C.I.: Jeder Aufgabenträger verfolgt eine ei-
genständige Vergabestrategie, wodurch 

eine Kompatibilität und beispielsweise ein über-
greifender Einsatz der Fahrzeuge kaum möglich 
ist. Zum anderen hat der Preiswettbewerb unter 
den Bietern bei Ausschreibungen negative Aus-
wirkungen. Da es im Wettbewerb auf jeden Cent 
ankommt, wird an allen Stellen versucht zu spa-
ren, um den Zuschlag zu bekommen.

Solange die Aufgabenträger weiter die Kosten 
als Hauptkriterium heranziehen, ist dies eine 
Einladung an die Unternehmen, neue unseriöse 
Geschäftsmodelle zu Lasten der Beschäftigten 
zu entwickeln. So hat es bereits erste Ausschrei-
bungsgewinner gegeben, die über kein eigenes 
Personal verfügten und so „freihändig“ Perso-
nalkosten kalkulieren konnten. Wir haben ein 
sehr wachsames Auge auf die Ausschreibung-
spraxen – aber wir brauchen hier dringend die 
Unterstützung der Politik!

Derzeit kümmern sich bundesweit 27 Aufga-
benträger um die Bestellung des SPNV – allein 
in Sachsen z. B.  arbeiten fünf Aufgabenträger, 
und dies relativ unkoordiniert nebeneinander.  
Das heißt leider auch: Es existieren nahezu 27 
verschiedene SPNV-Philosophien. Die Folge 
ist ein Flickenteppich unterschiedlicher Aus-
schreibungskonzepte mit negativen Folgen für 
Reisende und Beschäftigte. Den Kundinnen 
und Kunden werden zusätzlich komplizierte Ta-
rifsysteme und unterschiedliche Vertriebswege 
zugemutet. 

Synergien werden zu wenig genutzt. Beson-
ders eklatant und kostenträchtig ist dies bei den 

Fahrzeugen, die oft nicht miteinander einsetz-
bar sind. Dadurch wird der SPNV teurer als 
notwendig und unflexibel bei Engpässen.

spw:	 Der Personenverkehr ist zunehmend um-
kämpft. FlixBus, Uber, DriveNow, Moja, 
Free Now, VRR, Leihfahrräder, Elektrorol-
ler und BVG. Wann bekomme ich als Nutzer 
alles aus einer Hand. Und das ohne meine 
Nutzer- und Bewegungsdaten kostengüns-
tig nach San Francisco durchzuleiten? 

C.I.: Es gab in der Vergangenheit bereits 
Versuche solche Angebote aus einer Hand 

anzubieten oder zumindest in eine Buchungs-
plattform zu integrieren. Die Deutsche Bahn 
z.B. arbeitet hieran intensiv. Aber es ist ausge-
sprochen schwierig alle Interessen der Beteilig-
ten unter einen Hut zu bringen.  Unternehmen 
wollen ihre Nutzerdaten oft ausschließlich für 
das eigene Geschäft verwenden und fürchten 
Wettbewerbsnachteile. Institutionen, wie bei-
spielsweise die Aufgabenträger, sind noch sehr 
stark im regionalen Silodenken verhaftet und 
beteiligen sich nur ungern an solchen übergrei-
fenden Angeboten. Hinzu kommen auch noch 
rechtliche Hürden.

spw:	 Fridays for Future und die Grünen haben 
ja gerade Konjunktur. Eigentlich ist das 
doch der Wachstumsmotor für die Schiene. 
Trotzdem habe ich den Eindruck, dass es 
hier kaum Bewegung gibt. 

C.I.: Da würde ich die Gelegenheit mal nut-
zen und auf den Güterverkehr kommen. 

Der muss in einer ökologischen Verkehrswende 
auf der Schiene stattfinden: Auch in der Güter-
verkehrsbranche ist das Ziel der Bahnreform, 
mehr Verkehr von der Straße auf die Schiene 
zu bringen, klar verfehlt worden. Der Anteil 
der Schiene am gesamten Güterverkehr liegt 
bei 18,6 Prozent (Stand 2017) und ist damit seit 
1995 (16,4 Prozent) nur geringfügig gestiegen. 
Zwar hat der Gütertransport auf der Schiene in 
absoluten Zahlen seit 1994 zugenommen – aber 
auch der LKW-Verkehr ist in diesem Zeitraum 
gewachsen.

spw:	 Was braucht der Schienengüterverkehr um 
endlich noch mehr aufdrehen zu können? 
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C.I.: Zwei Dinge müssen dafür dringend 
geregelt werden. Erstmal die verzerrten 

Wettbewerbsbedingungen: Die Schiene wird 
mit Kostenfaktoren belastet, wie Trassenpreise, 
Stromsteuer oder EEG-Umlage, von denen 
andere Verkehrsträger befreit sind. Die größte 
Güterbahn in Deutschland, die DB Cargo AG, 
wird immer schwächer – das ist nicht gut für 
den Markt. Der Marktanteil der DB Cargo AG 
geht seit der Einführung des Managementpro-
gramms „Zukunft Bahn“ weiter zurück und 
liegt aktuell erstmals unter 50 Prozent, – und 
das bei steigendem Marktvolumen. 

Punkt zwei: Um wirklich wettbewerbsfähig 
zu werden, braucht der Schienengüterverkehr 
Innovationen. Das könnte besonders gut ein 
großer Player leisten. Dabei geht es sowohl um 
technische Innovationen (z. B. bei den Güter-
wagen) als auch um ganzheitliche logistische 
Konzepte. Nur mit einem ganzheitlichen An-
satz sind Kunden für das System Schiene zu-
rückzugewinnen.

Im Übrigen machen es an der einen oder an-
deren Stelle die Wettbewerber der DB Cargo vor. 
Es scheint möglich zu sein, mehr Verkehr auf die 
Schiene zu holen, mehr Kunden anzusprechen 
und ganz nebenbei auch noch Geld zu verdienen.

spw:	 Im Mittelpunkt scheint in jedem Fall die 
Deutsche Bahn zu stehen. In den letzten 
Wochen und Monaten war weniger über 
mehr Leistung für die Fahrgäste und mehr 
Güter auf der Schiene zu lesen als über die 
ewigen Streitigkeiten im Management. Ha-
ben wir es im Moment mit der DB Holly-
wood zu tun?

C.I.: Richtig ist, dass der Konzern in den be-
stehenden Strukturen nicht zukunftsfähig 

ist. 25 Jahre nach der Bahnreform ist es an der 
Zeit, grundlegend über die Fehlentwicklung 
von Strukturen im Bahnkonzern nachzuden-
ken, damit dieses Unternehmen die Herausfor-
derungen der Zukunft bewältigen kann.

Die DB AG braucht dringend klare, schlanke 
Strukturen und den Abbau von Hierarchieebe-
nen. Manchmal kann man den Eindruck haben, 
dass die DB AG mehr Projekte managed als Gü-

terwagen – oder mehr Leute die Pünktlichkeit 
schönrechnen als im Betrieb für Pünktlichkeit zu 
sorgen. Wir brauchen den Abbau der nicht mehr 
beherrschbaren und vor allem Kapazitäten bin-
denden Projekt- und Prozessvielfalt. Wir müssen 
die organisatorischen Strukturen im Konzern 
schaffen, die das Silodenken der Geschäftsfelder 
reduzieren. Da ist eine Menge zu tun.

spw:	 Warum nicht dem oben beschriebenen 
Erfolgsmodell des Schienenpersonennah-
verkehrs folgen? Warum nicht Netz und 
Betrieb trennen? Warum nicht durch mehr 
staatliche Regulierung die Leitplanken defi-
nieren und mit mehr Wettbewerb Leistun-
gen erbringen?

C.I.: In ganz Europa gibt es kein Eisenbahn-
verkehrsunternehmen, bei dem ein Tren-

nungsmodell funktioniert hätte. Da, wo man 
es probiert hat, etwa in Großbritannien oder 
in Frankreich, kehrt man zum integrierten 
Konzern zurück, weil dieses Modell die meis-
ten Vorteile bietet. Die erfolgreichsten Eisen-
bahnen, wie etwa in der Schweiz, sind inte-
grierte Modelle.

Entscheidend für den Erfolg der Schiene sind 
nicht Organisationsformen der Eisenbahnun-
ternehmen, sondern die politischen Rahmen-
bedingungen. Die Politik muss endlich ihrer 
Daseinsfürsorgeverantwortung für die Schiene 
nachkommen. 

spw:	 Zum Schluss nochmal kurz zurück zum 
Wettbewerb im Personenverkehr. Ebenso 
bunt, wie die Welt der Angebote ist, scheint 
die Welt der gewerkschaftlichen Vertretung 
zu sein. EVG, GdL und ver.di vertreten in 
den unterschiedlichsten Bereichen die Be-
schäftigten des Transportgewerbes. Ist das 
sinnvoll?

C.I.: Einheitsgewerkschaft, wie wir das im 
DGB leben, ist sinnvoll. Am Ende wird 

es immer darum gehen, die Kolleginnen und 
Kollegen zu organisieren und schlagkräftig zu 
vertreten. Und das solidarisch miteinander, 
ohne Berufsgruppen gegeneinander auszu-
spielen. Unser Motto ist deshalb: Wir leben 
Gemeinschaft.	 ó
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Vergesellschaftung der Strom-Übertragungsnetze:  
Eine gute Idee?
von Ralf-M. Marquardt�

1.	 „Achillesfersenentzündung“ der Energie-
wende

Ein Großteil des vorrangig in Norddeutsch-
land erzeugten Windstroms muss mit Hilfe der 
Übertragungsnetze in die großen Verbrauchsre-
gionen im Süden und in der Mitte Westdeutsch-
lands transportiert werden. Die Netze bilden 
damit die „Achillesferse“ der Energiewende.

Für die erforderliche Netzanpassung wird bis 
2030 mit einem Investitionsbedarf von rund 80 
Milliarden Euro gerechnet.� Der Ausbau stockt 
aber erheblich. Erst knapp 15 Prozent der bis-
her seit 2009 geplanten Onshore-Projekte sind 
verwirklicht.� Dabei fehlen in der Planung bis 
2030 noch rund 5.000 km, bis 2050 sogar über 
20.000 km weitere Neubau- und Verstärkungs-
maßnahmen.�

Das Hinterherhinken des Netzausbaus hin-
ter dem dynamischen Ausbau Erneuerbarer 
Energien (EE) verursacht auch Probleme in der 
Netzsteuerung durch die Übertragungsnetz-
betreiber (ÜNB). Dazu gehören die Frequenz-
Stabilisierung durch Regelenergie und der 
sogenannte „Redispatch“, durch den temporär 
auftretende regionale Engpassstellen im Strom-
fluss überbrückt werden sollen. Kosten ent-
stehen auch durch das Einspeisemanagement, 
wenn bei drohender Netzüberlastung EE�- und 
KWK�-Anlagen abgeregelt werden. Zudem 
wird eine aufwändige Netzreserve in der Hin-
terhand vorgehalten. Die am Ende auf die Ver-

�	 Dr. rer. pol. Ralf-M. Marquardt ist Professor für Volkswirtschaftslehre und 
Quantitative Methoden an der Westfälischen Hochschule und Vorstand im 
Westfälischen Energieinstitut.

�	 Vgl. ÜNB (2019): Netzentwicklungsplan Strom 2030 – Version 2019 (Zwei-
ter Entwurf): Zahlen, Daten, Fakten, S. 11 u. 21.

�	 Vgl. Bundesnetzagentur (2019): Leitungsvorhaben. https://www.netzausbau.
de/leitungsvorhaben/de.html.

�	 Vgl. Fraunhofer ISI u.a. (2017): Langfristszenarien für die Transformation 
des Energiesystems in Deutschland Modul 3: Referenzszenario und Basiss-
zenario, S. 345.

�	 Erneuerbare Energien.

�	 Kraft-Wärme-Kopplung.

braucher umgelegten Kosten für ÜNB-System-
dienstleistungen haben sich 2017 auch als Folge 
des schleppenden Netzausbaus auf knapp zwei 
Milliarden Euro gegenüber 2004 verdoppelt.�

Die „Achillesferse“ der Energiewende verur-
sacht mithin chronische Schmerzen.

2.	 Vergesellschaftung der Strom-Übertra-
gungsnetze: Wiederbeleben der Debatte

Das Bundeswirtschaftsministerium hatte 
zwar im August 2018 durch das Auflegen eines 
„Aktionsplans Stromnetz“ reagiert.� Verbesse-
rungen im Planungs- und Genehmigungspro-
zess, ein laufendes Controlling mit Meilenstein-
plänen und Zuweisen von Verantwortlichkeiten, 
eine Priorisierung der Netzoptimierung vor der 
Verstärkung vor dem Ausbau sowie mehr An-
reize für die ÜNB sollen Abhilfe schaffen. 

Kritiker halten dies für unzureichend. Aus 
den Reihen der SPD, der Partei Die Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen wird gar der Ruf nach 
einer Netz-Vergesellschaftung laut.� Selbst der 
Bundesrechnungshof regte jüngst einen solchen 
Schritt an.10

Ende der 2000er Jahre standen diese Forde-
rungen schon einmal auf der Agenda.11 Bis dato 

�	 Vgl. Bundesnetzagentur/Bundeskartellamt (2019): Monitoringbericht 2018 
– Elektrizitätsmarkt, S. 178.

�	 Vgl. Bundeswirtschaftsministerium (2018): Aktionsplan Strom. Berlin.

�	 Vgl. SPD-Landtagsfraktion NRW (2019): Positionspapier der SPD-Land-
tagsfraktion – Für eine solidarische Energiewende; Die Linke (2019): Das 
Klima, nicht den Kapitalismus retten;  Bündnis 90/Die Grünen – Bundes-
tagsfraktion u.a. (2019): Antrag: Öffentlichen Einfluss auf das Stromnetz 
stärken. Bundestags-Drucksache 19/9564, 18.4.2019.

10	Vgl. Bundesrechnungshof (2019): Bericht an das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie nach § 88 Abs. 2 BHO zur Prüfung von Maßnahmen 
zum Netzausbau für die Energiewende, 16.5.2019.

11	Vgl. Bundesregierung (2007): Evaluierungsbericht der Bundesregierung 
über die Erfahrungen und Ergebnisse mit der Regulierung durch das En-
ergiewirtschaftsgesetz. Bundestags-Drucksache 16/6532, 28. 9. 2007; Kevin 
Canty (2009): Gutachten - Faire Strompreise: Grundlagen und Handlungs-
bedarf. Hg. infracomp; Hogan & Hartson Raue u.a. (2009): Gutachten über 
die freiwillige Übertragung der Energieübertragungsnetze, die Errichtung 
einer bundesweiten Netzgesellschaft und die regulatorischen Rahmenbedin-
gungen; Bundesrechnungshof (2019): a.a.O.
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hatten E.ON, RWE, Vattenfall und EnBW alle 
Wertschöpfungsstufen der Stromversorgung 
vertikal integriert und zum Teil ihre Netzhoheit 
zum Abschotten vor Wettbewerbern instru-
mentalisiert.12 In Anbetracht der erst daraufhin 
verordneten Regulierung durch die Bundes-
netzagentur, der Deckelung der Netzentgelte 
sowie der auferlegten Entflechtung der Wert-
schöpfungsstufen verloren die Netze ihre stra-
tegische Relevanz, so dass sich E.ON und Vat-
tenfall ganz und RWE mehrheitlich von den 
Übertragungsnetzen trennten.

Wegen des Widerstands der ÜNB blieb die 
sich daraus eröffnende Chance zur Reorgani-
sation mit einem Zusammenführen der vier 
Regelzonen unter einem Dach, aber auch mit 
einer Eigentümerbeteiligung des Staates unge-
nutzt. Zwar setzten sich die schwarz-gelbe Bun-
desregierung und die Bundesnetzagentur da-
mals zumindest für das Bilden einer Deutsche 
Netzgesellschaft ein. Der Regierung fehlten 
aber Common Sense für eine Vergesellschaf-
tung und der Schneid, über eine Lösung auf Ba-
sis von Freiwilligkeit hinauszugehen.

3.	 Eine unsinnige Tabuisierung der Verge-
sellschaftungsdiskussion …

Die erneuerten Vergesellschaftungsforde-
rungen treffen hierzulande einen empfind-
lichen Nerv. Dabei gibt es genügend Beispiele, 
bei denen in unserer Wirtschaftsordnung ver-
gesellschaftete bzw. kollektivistisch geführte 
Unternehmen gute Dienste leisten. So haben die 
Sparkassen als kommunale Unternehmen und 
die Volks- und Raiffeisenbanken als genossen-
schaftlich organisierte Institute überaus solide 
und seriös die Finanzmarktkrise gemeistert. Im 
langfristigen Renditevergleich zu den privaten 
Banken gelten sie sogar als erfolgreicher.

Davon abgesehen sind die Eigentümer der 
vier regional aufgeteilten ÜNB bereits jetzt zum 
Großteil staatliche Akteure, wobei allerdings 
deutsche Gebietskörperschaften nur bei Trans-
netBW dominieren:

12	Vgl. Heinz-J. Bontrup und Ralf-M. Marquardt (2011): Kritisches Handbuch 
der deutschen Elektrizitätswirtschaft. 2. Aufl.

•	 Nach dem Ankauf des E.ON-Netzes verfügt 
TenneT in Deutschland über das längste 
Netz. Der Betreiber ist eine 100-prozentige 
Tochter der Tennet Holding BV, die sich 
wiederum vollständig im Eigentum des nie-
derländischen Staates befindet.

•	 50-Hertz wurde 2010 von Vattenfall an 
den belgischen ÜNB Elia und einen aus-
tralischen Infrastrukturfonds veräußert, 
der seine Anteile 2018 verkaufte. Elia hält 
seitdem einen 80-Prozent-Anteil und die 
staatseigene Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) die restlichen 20 Prozent. Elia selbst 
ist zu fast 45 Prozent im Eigentum einer Ge-
sellschaft belgischer Kommunen.

•	 TransnetBW betreibt als 100-prozentiges 
Tochterunternehmen des EnBW-Konzerns 
das Übertragungsnetz in Baden-Württem-
berg und gehört über EnBW zu je 46,75 
Prozent dem Land Baden-Württemberg 
und dem Zweckverband Oberschwäbische 
Elektrizitätswerke.

•	 Amprion befindet sich zu 25,1 Prozent im 
Eigentum von RWE. Der Rest wurde von 
einem Infrastrukturfonds der Commerz-
bank erworben.

Das Ablehnen einer Vergesellschaftung mit 
dem klassischen Argument, den Grundsatz 
„Privat-vor-Staat“ zu bewahren, entbehrt da-
mit jedweder Grundlage. Privatwirtschaftliche 
Verhältnisse sind hier übrigens auch unüblich. 
Von 35 ÜNB aus 28 Ländern in Europa befan-
den sich 2018 fast drei Viertel im vollständigen 
oder mehrheitlichen Besitz bzw. Eigentum des 
Staates.13

4.	 … trifft auf eine ordnungspolitische Be-
sonderheit

Ohnehin erweist sich die Erwartung, man 
könne die Netzversorgung in einem gesunden 
privatwirtschaftlichen Wettbewerb aussteuern, 
als Illusion. Der Netzbetrieb stellt schließlich 

13	Vgl. Alexis Meletiou, Carlo Cambini und Marcelo Masera (2018): Regulato-
ry and ownership determinants of unbundling regime choice for European 
electricity transmission utilities, in: Utilities Policy, 50.
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ein „natürliches Monopol“ dar. Die Finanzie-
rung der Infrastruktur ist im Kostengefüge so 
herausragend, dass sinnvoller Weise nur ein 
Großanbieter aktiv wird, um die hohen Fix-
kosten auf eine möglichst große Strommenge 
verteilen und günstige Netzentgelte gestalten 
zu können. Überdies hätte ein Wettbewerbs-
markt keinen Bestand. Große Anbieter würden 
automatisch so lange die kleineren durch ihren 
Kostenvorteil verdrängen, bis eh nur noch ein 
Monopolist übrigbleibt. Eine Netz-Vergesell-
schaftung würde mithin gar keinen funktionie-
renden Wettbewerbsmarkt verdrängen, da es 
ihn nicht gibt und nicht geben kann.

5.	A ussteuerungsoptionen natürlicher Mo-
nopole

Um sicher zu stellen, dass der Alleinanbieter 
nicht seine Macht missbraucht und stattdessen 
dem Gemeinwohl dient, sind drei Optionen 
denkbar, sofern man die anfangs gewählte, aber 
kläglich gescheiterte Verhandlungslösung zwi-
schen den Beteiligten ausschließt: Erstens wird 
statt eines Wettbewerbs im Markt, ein Wettbe-
werb um den Markt organisiert, in dem die Mo-
nopolposition unter Auflagen versteigert wird. 
Dieser Weg ist obsolet, da dazu die Übertra-
gungsnetze erst einmal im Eigentum des deut-
schen Staates sein müssten.

Ein gewinnorientierter Monopolist kann 
zweitens durch staatliche Regulierung im Sinne 
der Gesellschaft ausgesteuert werden. Das be-
schreibt den zuletzt gewählten Weg.

Als weitere Alternative bleibt die Möglich-
keit, den Monopolbetrieb gleich unmittelbar 
unter gesellschaftliche Regie zu stellen. Dazu 
müsste der Staat ÜNB-Anteile erwerben bzw. 
nach Artikel 15 des Grundgesetzes eine Verge-
sellschaftung gegen Entschädigung anordnen. 
Für eine „echte“ Vergesellschaftung bedürfte es 
aber nicht nur einer eigentumsrechtlichen Ver-
staatlichung. Wie mangelhaft unter dem Wirt-
schaftlichkeitsdiktat stehende staatliche Eigen-
tümer auch operieren können, verdeutlicht das 
Beispiel der Deutschen Bahn oder der geschei-
terten Landesbanken. Insofern gilt es zudem, 
über demokratisch-partizipative Strukturen in 
der Unternehmensführung das Gemeinwohlin-

teresse und nicht zentral das Gewinnstreben zu 
verankern.14 Die Tatsache, dass schon jetzt staat-
liche Akteure Eigentümer von drei ÜNB sind, 
bleibt deshalb weit hinter der Forderung einer 
materiellen Vergesellschaftung zurück.

5.	 Vorteile einer Vergesellschaftung …

… beim Überwinden von Interessenskonf-
likten

Eine Vergesellschaftung unter deutscher Trä-
gerschaft könnte das Dilemma zwischen den im 
Widerstreit zueinanderstehenden Partikularin-
teressen der bisherigen ÜNB-Anteilseigner und 
dem gesellschaftlichen Auftrag überwinden. Das 
bedeutet nicht, dass die ÜNB die rechtlichen 
Vorgaben nicht beachten würden. Es geht eher 
darum, wie gut sie das tun. 

Ihr Hauptaugenmerk dürfte sich angesichts 
der Eigentümerstrukturen am Unternehmens-
gewinn orientieren und damit nicht automa-
tisch mit den Belangen der deutschen Gesell-
schaft decken. Wenn im Konfliktfall rechtlicher 
Spielraum zur Profitverbesserung besteht, ist 
zu erwarten, dass er auch genutzt wird. Dabei 
begünstigt die ÜNB gegenüber den Kontrol-
linstanzen ihren Wissensvorsprung. Er lässt sich 
einsetzen, um über vermeintliche Sachzwänge 
primär gewinnerhöhende Lösungen zu rechtfer-
tigen. Bei der (fast) verstaatlichten TransnetBW 
mag diese Problematik zwar weniger ausgeprägt 
sein, hier kommen aber angesichts des regional-
politischen Hintergrunds landes- bzw. kommu-
nalpolitische Sonderinteressen hinzu.15

Allerdings sollten die demgegenüber durch 
eine Vergesellschaftung zu erreichenden Vor-
züge auch nicht überschätzt werden. Zählbare 
Vorteile ergeben sich eben nur aus einer mög-
lichen Verbesserung gegenüber dem regulie-
rungsgesteuerten Status quo, der zudem auch 
noch zielgerechter verändert werden könnte.

So hat sich erstens das Argument, über eine 
Vergesellschaftung den strategischen Einsatz des 

14	Vgl. Heinz-J. Bontrup und Ralf-M. Marquardt (2012): Chancen und Risiken 
der Energiewende. Hg. Hans-Böckler-Stiftung, Arbeitspapier 252; S. 58f.

15	Vgl. Kevin Canty (2009): a.a.O., S. 30.
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Übertragungsnetzes im Wertschöpfungsver-
bund zu unterbinden, verflüchtigt. Die vertikale 
Entflechtung hat den unternehmensspezifischen 
Link zwischen den Wertschöpfungsstufen weit-
gehend aufgelöst. Den Rest erledigt die regulie-
rungsbedingte Deckelung der Netzentgelte.

Die Netzplanung eröffnet zwar zweitens die 
ÜNB mit einem Entwurf. Angesichts einer in 
der Anreizregulierung16 derzeit zugestandenen 
und dem geringen Risiko angemessenen Eigen-
kapitalrendite von knapp 7 Prozent dürften die 
ÜNB dabei einen Anreiz zu einem möglichst 
kapitalintensiven Ausbau haben. Allerdings 
wird ihr Spielraum auch jetzt schon stark ein-
gebremst, da der finalen Festlegung mehrere 
Konsultations- und Überarbeitungsschritte vor-
ausgehen, bei der die Öffentlichkeit, andere Ver-
teilnetzbetreiber und abschließend vor allem die 
Bundesnetzagentur als Korrektiv miteinbezogen 
werden. Als Alternative zu einer Vergesellschaf-
tung könnte hier auch ein verbessertes Moni-
toring eine Überdimensionierung des Netzes 
verhindern.

In der Umsetzung des Netzausbaus besteht 
drittens bei den ÜNB grundsätzlich der Anreiz, 
zum Realisieren der Rendite die Netzvorhaben 
auch fertig zu stellen. Jedoch ist dabei ein selbst-
verschuldetes – und von außen als solches kaum 
zu identifizierendes – Hinterherlaufen hinter 
dem Zeitplan nicht allzu schlimm. Spekuliert 
wurde in dem Kontext bereits, dass gerade Elia 
als Hauptanteilseigner an 50 Hertz, aber auch 
Tennet Finanzierungs- und Kapazitätsengpässe 
haben könnten, da sie aufgrund ihrer Präsenz 
in Belgien und in den Niederlanden in ihren 
Heimatländern ebenfalls umfangreiche Investi-
tionen ins Übertragungsnetz zu stemmen haben 
und diesen im Zweifelsfall Vorrang einräumen 
könnten.17 Zwar dementierten die Unternehmen 
dies. Dennoch kann niemand unter den gege-
benen Strukturen von außen „Druck machen“, 
wenn aus welchen Gründen auch immer Ver-
zögerungen eintreten. Überdies existiert auch 

16	Die „Anreizregulierung“ gibt einen produktivitätsorientierten Abwärtstrend 
für einen Großteil der einforderbaren Netzentgelte vor. Gelingt es, die betrof-
fenen Kosten im Gleichschritt damit zurückzuführen, bleiben die Gewinne 
stabil. Übertrifft die Kostendynamik die Vorgaben, geht dies zu Gunsten, 
andernfalls zu Lasten der Gewinne.

17	Vgl. Handelsblatt online (2019): Stromnetzbetreiber 50 Hertz soll trotz vieler 
Herausforderungen selbstständig bleiben, 3.6.2019.

kein regulierungsseitiger Beschleunigungsan-
reiz. Denn die aus den Verzögerungen resultie-
renden Kosten der Systemstabilisierung können 
von den ÜNB einfach den Netzentgelten zuge-
schlagen werden. 

Eine Vergesellschaftung könnte hier – eine 
effiziente Bürokratie vorausgesetzt – die selbst-
verschuldeten Verzögerungen transparenter 
machen und jenseits von reinen Wirtschaft-
lichkeitsüberlegungen das frühzeitige Ergreifen 
von Gegenmaßnahmen auslösen. Alternativ 
könnte aber auch im aktuellen Regulierungs-
system eine Beschleunigung durch Incentives 
und Disincentives erfolgen. Denkbar wäre bei-
spielsweise, das automatische Weiterreichen der 
Systemdienstleistungskosten in die Netzentgelte 
zu unterbinden.

Der größte Teil der Verzögerungen im Netz-
ausbau dürfte aber viertens ohnehin auf zähe 
Planungs- und Genehmigungsverfahren sowie 
auf Bürger-Widerstände zurückzuführen sein. 
An den administrativ bedingten Verzögerungen 
kann nur eine Verfahrensbeschleunigung, nicht 
aber eine Vergesellschaftung etwas ändern. Auch 
bei der Überwindung des Widerstandes sollte 
man von einer Vergesellschaftung nicht zu viel 
erwarten. Bereits jetzt gibt es zur Erhöhung der 
Akzeptanz zahlreiche Mitwirkungsmöglich-
keiten der Bürger, Verbände und Unternehmen. 
Durch eine Vergesellschaftung noch mobilisier-
bare Akzeptanzreserven bestünden lediglich in 
einer objektiveren Vorauswahl von Ausbaual-
ternativen und der Gewissheit, dass – wenn Ge-
winne entstehen – sie der Gesellschaft zufließen. 

Darüber hinaus kann fünftens eine Übertra-
gungsnetz-Vergesellschaftung beim Anbinden 
von EE wenig bewirken. In der Regel erfolgt 
der Anschluss an das Verteilnetz. Außerdem 
sieht das Energierecht bereits jetzt nicht nur 
eine Vorrangeinspeisung von EE-Strom vor, 
sondern auch einen Rechtsanspruch auf eine 
Netzanbindung von EE-Anlagen.

… bei der Gewährleistung der Versorgungsi-
cherheit 

Ein wichtiger Aspekt betrifft die Verfü-
gungsgewalt über eine kritische Infrastruktur. 
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Als zentrale Verbindung zwischen Stromer-
zeugung und -verbrauch hätte ein Ausfall der 
Übertragungsnetze oder deren Manipulation 
katastrophale gesellschaftliche Folgen. Strom-
netze haben damit sicherheits- und geopoli-
tische Bedeutung. Daher sollte das Netz nur 
von zuverlässigen, in ihren Absichten vertrau-
enswürdigen Akteuren betrieben werden. Eine 
Vergesellschaftung würde die mit dem Refinan-
zierungsbedarf zukünftig eher zunehmenden 
Gefahren eines unerwünschten Wechsels in der 
bisherigen Eigentümerstruktur erst gar nicht 
aufkommen lassen.

Allerdings wurden auch für den Fall der 
ausbleibenden Verstaatlichung mit dem dritten 
EU-Binnenmarktpaket und dem Außenwirt-
schaftsgesetz Schutzklauseln gegenüber aus-
ländischen Investoren verankert. Sie greifen, 
wenn „(…) infolge des Erwerbs die öffentliche 
Ordnung oder Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland (…) gefährdet ist (AWG § 5, Abs. 
2).“ In Verbindung damit sieht die Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV § 55 u. § 56) vor, dass 
eine entsprechende Vorab-Prüfung mit even-
tueller Untersagung insbesondere dann erfol-
gen kann, wenn es um die Beteiligung an einer 
„Kritischen Infrastruktur“, wie das Übertra-
gungsnetz, geht und dabei mehr als 25 Prozent 
erworben werden sollen. 

Relevant wurde die Problematik, als der aus-
tralische Infrastrukturfonds seinen Anteil an 
50-Hertz veräußerte. Bei der ersten Tranche 
machte Elia auf Drängen der Bundesregierung 
von seinem Vorkaufsrecht Gebrauch und stach 
dabei den chinesischen Staatskonzern SGCC 
aus. Um mit den Chinesen mithalten zu kön-
nen, musste Elia sich aber an den hohen Gebo-
ten der Chinesen orientieren und mit 1 Milliar-
den Euro das Sechsfache des Einstandspreises 
des australischen Investors bezahlen.18 

Auch für den Kauf der zweiten 20-Prozent-
Tranche hatte sich SGCC beworben. Das Au-
ßenwirtschaftsrecht hätte angesichts des Unter-
schreitens der 25-Prozent-Schwelle den Erwerb 
erneut nicht verhindern können. Erst durch 
das „Spielen über Bande“ wurde der Einstieg 

18	Vgl. Handelsblatt (2018):  50 Hertz wird zum Politikum, 22.5.2018, S. 10.

der Chinesen abgewendet. Elia bestand auf 
Intervention der Bundesregierung wieder auf 
sein Vorkaufsrecht und veräußerte den Teil an-
schließend an die KfW, die das Halten als Über-
gangslösung betrachtet.

Begründet wurde der Winkelzug von der 
Bundesregierung mit „sicherheitspolitischen 
Erwägungen“. Das Außenwirtschaftsrecht er-
wies sich als zu unscharf. Bei ausbleibender 
Verstaatlichung erscheint das beabsichtigte Ab-
senken der Eingriffsschwelle auf einen Erwerb 
ab einer 10-Prozent-Beteiligung immerhin als 
Verbesserung.19 Allerdings bliebe selbst dabei 
die Frage, ob nicht bereits ein kleiner ÜNB-An-
teil in falscher Hand sicherheitsgefährdend sein 
kann.

… bei der Vergesellschaftung von Gewinnen

Das Netzgeschäft ermöglicht solide Ge-
winne. Wäre der Staat Eigentümer der Über-
tragungsnetze könnte er entweder auf die 
Gewinnkomponente verzichten und so für 
niedrigere Netzentgelte sorgen oder er hätte die 
Möglichkeit, die Gewinne in die Energiewende 
zu reinvestieren.

Allerdings müsste der Staat dazu zuvor 
schrittweise Anteile erwerben bzw. im Falle 
einer Enteignung eine angemessene Entschä-
digung für die einverleibten Anteile zahlen. 
Beides liefe darauf hinaus, die bisherigen Ei-
gentümer mit dem (anteilsmäßigen) Unter-
nehmenswert, der sich aus dem Barwert der 
zukünftigen Gewinne bestimmt, entgelten zu 
müssen. Wenn sich durch den Eigentümer-
wechsel weder auf der Erlös- noch auf der Kos-
tenseite etwas ändert, wäre die Transaktion ein 
Nullsummenspiel. Denkbar ist aber, dass der 
Staat als (Mit-)Eigentümer angesichts bester 
Refinanzierungskonditionen und des Ausnut-
zens noch nicht geborgener Synergieeffekte 
durch den Zusammenschluss der ÜNB (s.u.) 
niedrigere Kosten als die privaten Betreiber hat. 
Erst dann wäre der zukünftige Gewinnrückfluss 
unter staatlicher Regie wertvoller als der Kauf-
preis und könnte wohlfahrtssteigernd mobili-
siert werden.

19	Vgl. Handelsblatt (2018): Berlin verschärft Kontrollen, 17.12.2018, S. 9.
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… aus Synergieeffekten bei der Vereinheitli-
chung in einer Netzgesellschaft

Die Aufgabenverteilung des Übertragungs-
netzbetriebs auf vier Regelzonen-Betreiber ist 
in Europa nahezu einzigartig. Nur in drei der 
36 Mitgliedsländer im Verband Europäischer 
Übertragungsnetzbetreiber erfolgt keine Ver-
einheitlichung unter einem Dach.20

Eine Vergesellschaftung könnte hier der Aus-
gangspunkt zur Schaffung einer einheitlichen 
Netzgesellschaft sein. Davon versprachen sich 
Ende der 2000er Jahre die Bundesregierung 
und die Bundesnetzagentur betriebswirtschaft-
liche Einsparpotenziale in Höhe „dreistelliger 
Millionenbeträge“.21

Seitdem hat sich jedoch die Zusammenarbeit 
der ÜNB durch institutionalisierte Verfahren 
intensiviert. Sie sind gemeinschaftlich sowohl in 
die Netz- als auch in die Reservebedarfsplanung 
eingebunden. Darüber hinaus koordinieren sie 
ihren Netzregelbedarf regelzonenübergreifend 
über ihren Zusammenschluss im Netzregelver-
bund. Insofern dürfte ein Großteil der Syner-
gien inzwischen geborgen worden sein.

Darüber hinaus setzt das Heben verbliebe-
ner Effizienzpotenziale nicht unbedingt eine 
Vergesellschaftung der ÜNB voraus. Im Zwei-
felsfall könnte die Zusammenfassung zu einer 
einheitlichen Regelzone wohl auch durch eine 
gesetzliche Anordnung erreicht werden.22

Effizienzvorteile einer Vergesellschaftung 
aus dem Verzicht auf eine Kontrolle des staat-
lichen Betreibers durch die Bundesnetzagen-
tur gewinnen zu wollen, erscheint hingegen 
wenig sinnvoll. Zwar bestünde die Gefahr, aus 
Gewinninteressen den Betrieb am eigentlichen 
Gemeinwohlzweck vorbei zu lenken, nicht 
mehr. Stattdessen drohte ein Kostenschlendri-
an, denn auch die Bürokratie neigt dazu, befreit 
von wirtschaftlichen Zwängen Eigeninteressen 
zu entwickeln. 

20	Vgl. Bundesrechnungshof  (2019): a.a.O., S. 45.

21	Zitiert in Kevin Canty (2009): a.a.O., S. 31.

22	Vgl. Bundesregierung (2007): a.a.O.,  S. 21.

6.	 Probleme einer Vergesellschaftung

Bei einer Vergesellschaftung würde der Staat 
zunächst erheblich zur Kasse gebeten werden. 
Aus dem Preis der jüngst von Elia angekauften 
20-Prozent-Tranche hochgerechnet, ergäben 
sich bei einer Vollverstaatlichung für die noch 
nicht im deutschen Staatsbesitz befindlichen 
ÜNB-Anteile grob geschätzt Ausgaben von 12 
– 15 Milliarden Euro. Überdies gilt es, die im-
mensen Netzausbau-Investitionen zu stemmen. 
Dabei hat das Projekt zwar Investitionscharakter, 
so dass mit einer langfristigen Amortisation zu 
rechnen ist. Nur nimmt die investitionsfeind-
liche Schuldenbremse darauf keine Rücksicht, 
so dass ohne deren Abschaffung die finanziellen 
Handlungsspielräume begrenzt wären. 

Zudem ist eine freiwillige Abtretung von 
ÜNB-Anteilen nicht erkennbar. Eine Sozialisie-
rung nach Art. 15 GG wäre hingegen als Ultima 
Ratio ein bisher einmaliger Schritt in der deut-
schen Rechtsgeschichte. Die verfassungsrecht-
lichen Hürden sind entsprechend hoch. Insbe-
sondere müsste nachgewiesen werden, dass sich 
nur so die Gemeinwohlziele realisieren ließen. 
Dabei ist davon auszugehen, dass die ÜNB alle 
Rechtsmittel ausschöpfen werden. Angesichts 
der internationalen Eigentümerstruktur bei 50-
Hertz, Tennet und Amprion ist zu erwarten, dass 
auch internationale Schiedsgerichte eingeschal-
tet werden. Die rechtliche Auseinandersetzung 
dürfte langwierig sein und für Verunsicherung 
sorgen, welche die laufende Investitionstätigkeit 
der ÜNB sogar beeinträchtigen könnten.

Zu bedenken ist auch, dass die angestrebte In-
tegration der europäischen Netze in Zukunft eine 
europaweite Koordination der Netzbetreiber er-
fordert. Die Konzentration des deutschen Netzes 
in staatlicher Hand hätte zwar den Vorteil, für die 
internationale Zusammenarbeit nur noch einen 
Ansprechpartner zu haben. Sie hätte aber den 
Nachteil, zuvor mit Tennet und 50-Hertz zwei 
ÜNB ausgeschaltet zu haben, die bereits grenz-
überschreitend aktiv sind.

7.	F azit

Es besteht dringender Handlungsbedarf 
beim Netzausbau. Nachdem Ende der 2000er 
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Jahre.der.günstige.Zeitpunkt.für.einen.solchen.
Schritt.verpasst.wurde,.wäre.dabei.eine.Netz-
Vergesellschaft.ung.nur.noch.eine.„begrenzt“.
gute.Idee..

Bislang.wird.das.von.Partikularinteressen.be-
stimmte.Verhalten.der.ÜNB.durch.eine.Regulie-
rung.gelenkt..Stattdessen.könnte.der.Staat.zwar.
die.Aufgabe.des.Übertragungsnetzbetriebs.auch.
unmittelbar.selbst.in.die.Hand.nehmen.und.eine.
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fung.zumindest.verringert.werden.

Ordnungspolitisch.wäre.eine.Vergesellschaf-
tung.indessen.nicht.nur.EU-weit.üblich,.sondern.
auch.wenig.dramatisch..Denn.dadurch.würde.
ein.privatwirtschaftlicher.Wettbewerbsmarkt.
nicht.verhindert.werden,.da.er.gar.nicht.herstell-
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nicht.nationaler.–.Akteure..

Auf.jeden.Fall.wäre.eine.Netzvergesellschaf-
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kritischer. Infrastruktur. vor. unerwünschtem.
Erwerb.aus.dem.Ausland.als.das.bisherige.Au-
ßenwirtschaft.srecht.

Allerdings.würde.ein.nicht.erzwungener.An-
teilsaufb. au.lange.dauern..Ginge.die.Vergesell-
schaft.ung.hingegen.mit.einer.Enteignung.einher,.
dürft.e.das.zu.erheblichem.Widerstand.führen,.
Investitionsverzögerungen.auslösen.und.dann.
unter.Umständen.sogar.kontraproduktiv.sein.

Insofern.erscheint.die.Position.des.Bundes-
rechnungshofes.gut.nachvollziehbar:.Er.„(…).
sieht.eine.Netzgesellschaft..nicht.als.Garanten.
für.einen.beschleunigten.Netzausbau..Sofern.
der.Bund.aber.dafür.stärkere.Einfl.ussmöglich-
keiten.braucht.(…),.sollte.das.BMWi.veränderte.
Besitz-.und.Eigentumsverhältnisse. (…).prü-
fen.“23.Zuvor.müsste.dann.aber.mit.Blick.auf.die.
Finanzierung.die.ohnehin.investitionsfeindliche.
Schuldenbremse.abgeschafft...werden.. ó

23.Bundesrechnungshof.(2019):.a.a.O.,.S..46.
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Stichwort  

Wirtschafts- 

politik

Madam Lagarde und die Enteignung  
der Sparer
von Arne Heise�

Dass wirtschaftspolitische Orientierungen zu 
Diskussionen Anlass geben, ist nachvollziehbar. 
Erstaunlich ist allerdings, dass die Diskussionsli-
nien und -koalitionen immer unübersichtlicher 
werden. Erst findet sich die eher unübliche Koa-
lition von DGB und den deutschen Arbeitgeber-
verbänden zusammen, um gemeinsam die Schul-
denbremse als finanzpolitische Regelbindung zu 
kritisieren, jetzt entbrennt eine Diskussion um die 
Geldpolitik der EZB, in der nicht nur ‚keynesia-
nische‘ Vertreter die weiter zu erwartende Laxheit 
der EZB-Politik begrüßen� und ‚neoklassische‘ 
Vertreter diese ablehnen�, sondern selbsternann-
te Vertreter einer als ‚heterodox‘ geführten neuen 
Theorieschule – die so genannte Modern Mo-
netary Theory (MMT) – die ‚keynesianischen‘ 
Vertreter angreifen und, im Bunde mit den Ne-
oklassikern, die EZB und deren Geldpolitik als 
Systemfehler brandmarken�.

Aber worum geht es eigentlich? Es dürfte be-
kannt sein, dass die Europäische Zentralbank 
(EZB) einen extrem expansiven Kurs verfolgt 
hat, der seit dem Jahre 2015 zu einer Senkung des 
Refinanzierungszinssatzes der EZB auf Null (vgl. 
Abb. 1) und einer Senkung des Einlagezinssatzes 
auf mittlerweile -0,5 Prozent geführt hat. Diese 
geldpolitische Grobsteuerung wurde durch eine 
Offenmarktpolitik begleitet, die als so genanntes 
‚Quantitative Easing‘ (QE) die Märkte mit Li-
quidität versorgte. Natürlich stand die EZB mit 
dieser Politik im Nachgang der Weltfinanzkrise 
nach 2008 nicht allein, sondern zeigte sich sogar 
in der Zinssenkungsgeschwindigkeit zögerlicher 
als z.B. die US Fed, deren Leitzinssatz bereits 2009 
auf Null sank (vgl. Abb. 1). Diese Politik wurde 

�	 Dr. Arne Heise ist Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität 
Hamburg.

�	 Rudolf Hickel: Gestern Draghi, heute Lagarde: Niedrigzinsen ohne Alterna-
tive; in: Blätter für deutsche und internationale Politik, H. 9, 2019, S. 17 - 20.

�	 Dorothea Sims: Die Party geht weiter – bis es knallt; in: Die Welt v. 
03.07.2019.

�	 Paul Steinhardt: Geldpolitische Märchenstunde von Links; in: Makroskop 
– Kritisch Analysen zu Wirtschaft und Politik; Hrsg. v. Heiner Flassbeck 
und Paul Steinhardt, 2019; erschienen unter: https://makroskop.eu/2019/11/
geldpolitische-maerchenstunde-von-links/.

unisono von (fast) allen 
ökonomischen Kom-
mentatoren als notwen-
dige Übernahme der 
‚Lender of Last Ressort‘-Funktion begrüßt und 
war die Voraussetzung für eine Stabilisierung des 
gesamten weltweiten Finanzsystems und ermög-
lichte den Fortbestand der im höchsten Maße 
gefährdeten Eurozone, als Auflösungssorgen mit-
tels massiver Zinsdifferenzen im gemeinsamen 
Währungsgebiet zur ‚self-fulfilling-prophecy‘ zu 
werden drohten.

Diese Einigkeit in der Bewertung der EZB-Po-
litik ist spätestens mit dem längeren Festhalten an 
der Nullzins-Politik der EZB als z.B. der US Fed, 
die bereits 2016 wieder mit einer moderaten Zin-
serhöhung begann, und der Ankündigung der 
neuen Präsidentin Lagarde aufgebrochen, diesen 
Kurs auf absehbare Zeit fortzuführen. Die neoklas-
sischen Kommentatoren sehen darin ein ‚weiter so 
bis es knallt‘ oder gar einen ‚EZB-Sozialismus‘, der 
die Sparer enteignet. Ihrer Meinung nach handelt 
es sich bei der Niedrigzinspolitik um eine unbe-
gründete ‚finanzielle Repression‘, die insbesondere 
die öffentlichen Haushalte entlaste und die kleinen 
Sparer schädige. Spätestens mit der Ankündigung 
einiger Geschäftsbanken, die Negativzinsen auf 
EZB-Einlagen an ihre Kunden in Form negativer 
Sparzinsen weiterzugeben, wird dieses Argument 
auch von manchem Linken aufgegriffen. Nur 
eine Umkehr der EZB-Politik zu höheren Zinsen 
könnte dem Zins seine Allokationsfunktion wie-
dergeben, so wird argumentiert, und die Sparer 
in den wohlverdienten Genuss positiver Erträge 
kommen lassen. Diese höheren Zinsen müssten 
auch nicht das Wirtschaftswachstum in der EU 
gefährden, wenn die Systemschwächen der Eu-
rozone – Überschuldung und Wettbewerbsunfä-
higkeit einiger Mitgliedsstaaten – gelöst würden. 
Keynesianische Kommentatoren hingegen sehen 
angesichts der wieder erlahmenden Konjunk-
tur, zahlreicher dräuender Risiken (Brexit, Welt-
handelskonflikte) und immer noch bestehender 
Finanzsysteminstabilitäten keine Alternative zu 
einer Fortführung der Niedrigzinspolitik.

Allerdings müssen auch diese EZB-Unterstüt-
zer zugeben, dass die Niedrigzinspolitik nicht zu 
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jener Konjunkturbelebung geführt hat, die gemäß 
ihrer theoretischen Basis zu erwarten gewesen 
wäre. Stattdessen bilden insbesondere Banken ex-
orbitante Liquiditätsreserven, die zur Negativzin-
sentwicklung auf der Einlagenseite geführt und 
Anreize für spekulative Marktteilnahme in Asset-
Märkten gesetzt haben. Hierfür hält die keynesia-
nische Theorie allerdings die ‚Liquiditätsfalle‘ als 
Erklärungsinstrument parat und beschreibt die 
Notwendigkeit einer expansiven Finanzpolitik, 
die angesichts der deutschen Schuldenbremse und 
des EU-Fiskalpaktes unmöglich geworden ist.

Vertreter der MMT kritisieren nun die ‚keyne-
sianische‘ Position, weil sie dem ‚neoliberalen‘ 
Mythos aufsitzen würden, es gäbe einen Trans-
missionsmechanismus zwischen den durch die 
Geldpolitik bestimmten Refinanzierungskondi-
tionen der EZB und der Kreditvergabe der Ge-
schäftsbanken. Aufgrund der Giralgeldschöp-
fungsmöglichkeit, so die MMTler, könnten die 
Geschäftsbanken völlig unabhängig von der No-
tenbank ‚aus dem Nichts‘ (ex nihilo) jenes Geld 
schaffen, welches im Wirtschaftsverkehr zumeist 
benötigt wird: Buchgeld als simpler Eintrag in den 
Kontensystemen der Geschäftsbanken. Daraus 
wird dann zwar nicht die Erkenntnis abgeleitet, 
die ultraexpansive Geldpolitik der EZB sei – wie 
von den Neoklassikern – als irrwitzige Sause zu 
kritisieren, aber es würde von der eigentlichen In-
tention – nämlich trickreich die finanzpolitischen 
Beschränkungen des Eurosystems zu umgehen 
– abgelenkt. Die ‚Staatsfinanzierung mittels an-

dauerndem Rechtsbruch‘ (laut 
EU-Verträgen darf die EZB Euro-
Mitgliedsstaaten nicht durch No-
tenbankkredite finanzieren) scheint 
den MMTler nicht zu gefallen, weil 
sie ein ‚dysfunktionales‘ Eurozonen-
System stabilisiere.

Eine ausführliche Würdigung 
der MMT kann hier sicher nicht 
erfolgen. Es reicht vielleicht, darauf 
zu verweisen, dass eine technische 
Darstellung von buchhalterischen 
Vorgängen ohne entscheidungslo-
gische Unterfütterung kaum aus-
reicht, um den empirisch vielfach 
erkundeten Zusammenhang zwi-
schen Geldpolitik und Realpolitik 

zu widerlegen. Andererseits kann genauso eine 
entscheidungslogische (liquiditätspräferenzthe-
oretische) Unterlegung von Kreditvergabe- und 
damit Geldangebotsprozessen zeigen, weshalb es 
nicht immer einer ‚Liquiditätsfalle‘ bedarf, um die 
hydraulische Konjunktursteuerungsfähigkeit der 
Notenbanken zu hinterfragen.

Widmet man sich nun wieder der geldpoli-
tischen Kontroverse, so zeigt ein Vergleich der 
tatsächlichen Leitzinsentwicklung mit dem so 
genannten Taylorzins (vgl. Abb. 1), der als Bewer-
tungsmaß der geldpolitischen Orientierung einer 
Notenbank dienen kann, dass die US-Fed ihren 
Leitzins recht schnell und für einige Jahre unter 
den ‚angemessenen‘ Taylorzins senkte, dann aber 
ab 2016 mit einer Annäherung an den deutlich 
positiven Taylorzins begann. Die EZB hingegen 
brauchte deutlich länger für die ultimative Sen-
kung des Leitzinses auf Null und tut sich nun 
schwerer, die Annäherung an den mittlerweile 
ebenfalls positiven Taylorzins in der Eurozone zu 
vollziehen. Es liegt nahe, die bessere konjunktu-
relle Entwicklung in den USA zumindest teilweise 
auf die schnellere geldpolitische Reaktion zurück-
zuführen. Angesichts der gegenwärtigen kon-
junkturellen Eintrübung und insbesondere vor 
dem Hintergrund der geringen finanzpolitischen 
Spielräume im Rahmen des EZ-Fiskalpakts er-
scheint die von Christine Lagarde angekündigte 
Verstetigung der Niedrigzinspolitik gegenwärtig 
alternativlos.	 ó

Abbildung 1: Vergleich der Geldpolitik in den USA und der 
Eurozone

Anmerkungen: EZB: jahresdurchschnittlicher Leitzins der EZB; FED: jahresdurchschnitt-
licher Leitzins der US Fed; TaylorEU: Taylorzins bei besonderer Gewichtung der Produktions-
lücke in der Eurozone; TaylorUS: Taylorzins bei besonderer Gewichtung der Produktionslü-
cke in den USA 

Quelle: European Economy, statistical annex, verschiedene Jahrgänge


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Die aktuelle Zahl 450
von Michael Reschke�

450 Milliarden Euro über zehn Jah-
re bis 2030 für ein umfängliches 

Investitionsprogramm fordern Gewerkschaften 
und Arbeitgeber Ende November in ungewöhn-
licher Eintracht. Dem Vorschlag zugrunde liegt 
eine gemeinsam vom Institut der Deutschen 
Wirtschaft (IW) und dem Institut für Makro-
ökonomie und Konjunkturforschung (IMK) 
erstellte Studie. Die 450 Milliarden Euro sollen 
dabei in verschiedenen Teilbereichen investiert 
werden: 138 Milliarden Euro für die Unterstüt-
zung von Städten Gemeinden, 120 Milliarden 
für Verkehrswege und digitale Infrastruktur, 
109 Milliarden Euro für die Bildungspolitik, 
75 Milliarden Euro für die Dekarbonisierung 
der Wirtschaft und 15 Milliarden Euro für den 
Wohnungsbau. 

Insgesamt sind dies alles keine ungewöhn-
lichen oder unpopulären Forderungen. Im Ge-
genteil: sie sind tagtäglich ganz real erfahrbar. 
Neben dem spannenden Aspekt der sozialpart-
nerschaftlichen Eintracht, ist der Clou daher 
weniger der Inhalt des Paketes als der ange-
dachte Weg zu dessen Realisierung: jenseits des 
üblichen, ordentlichen Haushalts, sondern an-
hand eines Sondervermögens. Schließlich gebe 
es ja aktuell keine Mehrheiten für eine (grund-
gesetzliche) Aufweichung der Schuldenbremse, 
argumentieren die Institute, DGB und BDI. 
Und so bröckelt auf Seiten des Kapitals auf ein-
mal die Allianz der Befürworter des „schlanken 
Staates“ und der Schuldenbremse so schnell wie 
der Beton, den sie nun erneuern wollen. 

Welch politische Vorlage in Zeiten einer 
schwächelnden großen Koalition: Eine gemein-
same Initiative der Sozialpartner! Eine Proble-
manalyse die gesellschaftlich breit geteilt wird! 
Ein Maßnahmenvorschlag in der von Regie-
rungen willkommenen Logik politischer Aus-
gabensteigerung! Ein gesichtswahrender Weg 
der Realisierung abseits der Schuldenbremse! 
Und dann auch noch ein Investitionspakt, der 

�	 Michael Reschke ist Politikwissenschaftler, Mitglied der spw-Redaktion und 
lebt in Berlin.

der schwächelnden GroKo zusätzliche Legiti-
mation bescheren könnte! Reaktion der Union: 
Ignoranz, „Schwarze-Null“-Orthodoxie und 
Verbohrtheit. 

Die neue Spitze der SPD und die Fraktions-
linke versuchen tapfer das Thema weiter zu 
platzieren und Nachverhandlungen in der Gro-
Ko hierzu zu erzwingen. Ob es fruchtet? Ge-
sellschaftlich und ökonomisch notwendig sind 
sowohl die Vorhaben als auch das Volumen. 
Potenziale für neue gesellschaftliche Allianzen 
bieten sich jedenfalls, ein weiterer Beitrag zu 
einer weiteren Renaissance staatlicher Politiken 
ebenfalls.

Also alles nur bloße Theorie? Nein: nach 
dem ersten deutschen Paritätsgesetz schwingt 
sich nun erneut Brandenburg auf „Geschichte 
zu schreiben“. Die neu gebildete „Kenia“-Ko-
alition aus SPD, CDU und GRÜNEN hat sich 
auf einen „Zukunftsinvestitionsfonds“ im 
oben beschriebenen Sinne verständigt. Eine 
Milliarde Euro in Form eines Sondervermö-
gens für investive Projekte in den nächsten 
zehn Jahre für Regionalentwicklung, Klima-
schutz, Infrastruktur und Digitalisierung. Seit 
2014 hatte die Landesregierung unter Rot-Rot 
Überschüsse erwirtschaftet und auch Schul-
den getilgt (Finanzministerium: LINKE, nun 
SPD). Welch Ironie, dass eine expansive Inves-
titionspolitik erst eine neue, lagerübergreifen-
de Koalition benötigte. Vielleicht ist genau dies 
aber auch die Notwendigkeit für einen breiten 
parlamentarischen wie gesellschaftlichen Kon-
sens gewesen. Insofern kann man der Union 
im Bund nur zurufen: Hört auf mit der Verwei-
gerungshaltung! Oder um es mit den Worten 
des Brandenburgischen CDU-Vorsitzenden 
Michael Stübgen zu sagen: „Wir wollen, dass 
das kommende Jahrzehnt ein Jahrzehnt der 
Investitionen wird, weil Investitionen auch zu 
Rückläufen führen“.	 ó
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Interview mit Constanze Kurz�

spw:	 Was ist bei euch angesichts der digitalen 
Transformation gerade das Hauptthema 
in der Betriebsratsarbeit?

Constanze Kurz: Hauptthema der gegen-
wärtigen Stufe der Digitalisierung in der 

Produktion – und damit sind wir auch in der 
Interessensvertretungsarbeit beschäftigt – ist 
alles das, was mit Fertigungssteuerung zu tun 
hat und unter dem Begriff des Manufacturing 
Execution Systems (MES) läuft. MES ist eigent-
lich nicht wirklich neu, aber das, was es heute 
kann, ist innovativ. Es geht um Optimierung 
der Arbeitszeiten, Rückverfolgbarkeit der ein-
zelnen Prozessschritte (die zur Herstellung 
eines Produkts notwendig sind), hohe Qualität 
etc. Neu ist vor allem der modulare Aufbau die-
ser Steuerung. Damit kann man alle Prozesse 
in der Produktion mit allen anderen Prozessen 
im Unternehmen verbinden. Zum Beispiel ist 
es damit grundsätzlich möglich, MES-Daten 
mit Personalprozessen zu verbinden, um Fra-
gen, wie z.B. die qualifiziertesten Mitarbeiter 
optimal eingesetzt werden können, zu beant-
worten. Vor diesem Hintergrund lässt sich 
grundsätzlich die Tendenz beobachten, alle 
Daten im Unternehmen möglichst vollstän-
dig zu erfassen. Die Daten werden auch nicht 

�	  Das Interview führte Arno Brandt.
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Digitaler Kapitalismus

Regulierung auf neuen Wegen – die Zukunft liegt in 
der wirtschaftlichen Mitbestimmung
Betriebliche Mitbestimmung in der digitalen Transformation

mehr getrennt gesammelt, sondern landen in 
einem großen Datensee. Dieser Datensee wird 
mit Hilfe von Künstlicher Intelligenz für Op-
timierungszwecke ausgewertet. Dabei handelt 
es sich um eine riesige Produktivitätsmaschi-
nerie, die auf der Ebene von intelligenter Aus-
wertung in Gang gesetzt wird. Man ist jetzt 
weit darüber hinaus, dass man bloß Daten zur 
Verfügung hat. Wir sind in eine Phase getre-
ten, wo es Werkzeuge und Methoden gibt, die 
Daten auszuwerten und sie in die Steuerung 
der Produktion bzw. für Arbeitsanweisungen 
für selbststeuernde bzw. selbstoptimierende 
Prozesse einfließen zu lassen. Ziel dieses Ma-
növers ist Optimierung, die Herstellung hoher 
Transparenz und die Steuerung aller Prozesse 
im Unternehmen. Vom Management ist damit 
die Hoffnung auf einen gewaltigen Produktivi-
tätsfortschritt verbunden. 

spw:	 Wie geht ihr mit diesen Veränderungen 
im Rahmen der betrieblichen Mitbestim-
mung um?

C.K.: Der Klassiker im Rahmen der Mitbe-
stimmung ist in diesem Kontext die Frage 

nach der Rolle, die Personaldaten spielen, also 
ob das System zur Leistungs- und Verhaltens-
kontrolle dient.

Diese Kontrolle geschieht nicht immer di-
rekt, sondern vielmehr indirekt. Von Seiten der 
betrieblichen Mitbestimmung ist es vielfach gar 
nicht möglich, diese Prozesse in ihrer ganzen 
Bandbreite zu kontrollieren. Wir wissen nicht 
genau, was in den Datensee geht und was mit 
den Daten gemacht wird. Im Grunde läuft der 
Plan des Unternehmens auf die datentechnische 
Durchdringung sämtlicher Produkte und Pro-
zesse hinaus.
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spw:	 Aber grundsätzlich gibt es doch im Rah-
men des Betriebsverfassungsgesetzes die 
Möglichkeit zu intervenieren, soweit es 
um die persönlichen Daten der Beschäf-
tigten geht?

C.K.: Ja, wir haben formelle Rechte auf der 
Grundlage des BetrVG und wir haben ja 

auch Betriebsvereinbarungen, die in unserem 
Unternehmen sogar vorbildlich sind. Sämtliche 
technische Neuerungen werden auf Formblät-
tern erfasst und auf diesen Formularen müs-
sen auch die Folgewirkungen benannt werden. 
Das Problem ist aber, dass die Vereinbarungen 
in einer Zeit ausgehandelt wurden, als es noch 
einzelne Tools gab, bei denen man wusste, was 
sie konnten und bei denen man eine Verständi-
gung darüber erzielen konnte, was die Arbeits-
folgen waren. Das ist heute immer weniger der 
Fall. Das Ursache-Wirkungs-Prinzip funktio-
niert nicht mehr in gewohnter Form. Insofern 
beobachten wir zunehmend Versuche, die Be-
triebsvereinbarungen auszuhebeln. Das System 
der Betriebsvereinbarungen ist eigentlich gut, 
aber es hat mittlerweile zu einer riesigen Ge-
nehmigungsbürokratie geführt.

Auch gut qualifizierte Betriebsräte können 
inzwischen immer weniger die Folgewirkungen 
der neuen Technologien beurteilen. Wir be-
kommen einzelne Tools durchaus zu fassen, 
aber wir begreifen oft nicht, dass diese Tools 
Bestandteil eines größeren Vorhabens sind. 
Das Problem ist vielfach, dass wir über die stra-
tegische Reichweite der Tools nicht aufgeklärt 
werden. Dadurch sind wir immer öfter nicht in 
der Lage, die Folgen dieser Technologien abzu-
schätzen.

spw:	 Beurteilst du vor diesem Hintergrund die 
Schutz- und Gestaltungsfunktionen der 
betrieblichen Mitbestimmung eigentlich 
skeptisch oder sollten die von dir beschrie-
benen Erfahrungen Anlass für neue bzw. 
erweiterte Mitbestimmungsrechte sein?

C.K.: Wenn die bestehenden Rechte kon-
sequent genutzt werden, kann man auf 

ihrer Grundlage eine ganze Menge erreichen. 
Die eigentlichen Probleme liegen in den neuen 
Produkten und neuen Geschäftsmodellen. Wie 

uns hier die betriebliche Mitbestimmung wei-
terhelfen kann, ist mir noch unklar. Wirkliche 
Lösungen liegen meines Erachtens mehr in ei-
ner wirtschaftlichen Mitbestimmung.

spw:	 Wieso kann denn eine wirtschaftliche 
Mitbestimmung zu besseren Ergebnissen 
führen?

C.K.: Wenn wir uns nicht nur reaktiv auf 
technische Veränderungen beziehen, son-

dern perspektivisch gestalten wollen, müssen 
wir mehr über die unterschiedlichen Innovati-
onsfelder ins Gespräch kommen. Dabei müsste 
der gesamte betriebliche Apparat mehr in den 
Blick genommen werden. Gegenwärtig liegen 
die Dinge so, dass der Fokus auf einzelnen As-
pekten des Apparates liegt; Restrukturierungen 
oder Prozessinnovationen werden selten in 
einem Gesamtzusammenhang gesehen. In der 
Kooperation zwischen Betriebsrat und Manage-
ment kommt die Frage, wie neue Produkte oder 
Restrukturierungen gestaltet werden könnten, 
sehr selten auf die Agenda. Wenn solche über-
greifenden Diskussionen durch eine erweiterte 
Mitbestimmung gestärkt werden könnten, wür-
den andere Möglichkeiten sowohl in Bezug auf 
die Gestaltung als auch in Bezug auf die Politi-
sierung entstehen.

spw:	 Die Arbeiten von Werner Abelshauser 
und anderen zeigen, dass kooperative 
Modelle der industriellen Beziehungen in 
der Vergangenheit integraler Bestandteil 
des deutschen Produktionsmodells mit 
seiner Orientierung auf diverse Qualitäts-
produkte waren. Wird dies unter den neu-
en technologischen Bedingungen, die sich 
im Rahmen der digitalen Transformation 
durchsetzen, auch noch so sein?

C.K.: In der Vergangenheit war das in jedem 
Fall so. In diesem Zusammenhang stellt 

sich die Frage nach der Pfadabhängigkeit. Die 
institutionellen Strukturen verschwinden ja 
nicht so ohne weiteres nur weil es jetzt neue Ge-
schäftsmodelle gibt. Ein Großteil der Umsätze 
wird überdies immer noch in den bisherigen 
Märkten realisiert. Es ist aber auch klar, dass 
in den traditionellen Märkten der Automo-
bilindustrie in Zukunft nicht mehr mit einem 



spw 6 | 201972 Analyse & Strategie

Wachstum zu rechnen ist. Im Gral des alten 
Modells tut man sich schwer, in die neue soziale 
Ordnung zu schlüpfen. Ob das die Mitbestim-
mungsstrukturen, die sozialen Strukturen oder 
die Organisationsstrukturen sind, der Hort der 
Agilität ist das alles nicht. In den Unternehmen, 
die sich anschicken, ihre Fundamente zu bewe-
gen, gibt es beachtliche Dynamiken. Das alte 
Modell hat schon tiefe Spuren hinterlassen, wie 
Verhandlungen geführt wurden oder man po-
litisch unterwegs war. Allein schon wenn man 
sich vergegenwärtigt, wieviel in den alten Kern-
bereichen verdient wurde. Die Lohndifferenzi-
ale zwischen den neu einsteigenden Software-
entwicklern und den alten Stammbelegschaften 
sind beträchtlich und müssen jetzt durch einen 
Prozess der „Anflugkurven“ schrittweise abge-
baut werden.

spw:	 Die alten Kulturen spielen also auch ak-
tuell in den Organen der Mitbestimmung 
eine Rolle?

C.K.: Auch in der neuen Welt zählen die 
Werte der alten Welt etwas. Bei uns gibt 

es seit geraumer Zeit eine neue Unit mitHun-
derten von Leuten, viele junge Kollegen und 
Kolleginnen, aber auch ältere, alles durcheinan-
der, deren Arbeitsplätze sich in einem Gebäude 
befinden, das mehr an die Start-up-Welt erin-
nert. Wir haben dort einen Übergangsbetriebs-
rat mit Hilfe von Kollegen aus anderen Ent-
wicklungszentren gegründet, die die Mentalität 
und die Kultur im Unternehmen gut kennen. 
Auf diese Weise kommen wir mit den Leuten 
ins Gespräch und zwar über Themen, die un-
mittelbar ihre Interessen berühren. Die Akzep-
tanz der Interessensvertretung ist in der neuen 
Unit dadurch sehr stark ausgeprägt.

spw:	 Kann man sagen, dass sich die Koopera-
tionskultur des alten Produktionsmodells 
auch unter den neuen Bedingungen fort-
setzt?

C.K.: Soweit ich erkennen kann, bleibt diese 
Kooperationskultur auf der betrieblichen 

Seite erhalten, aber sie findet sich in neuen 
Formen wieder, die etwas mit Neuorganisation 
der Arbeit, der Interaktion, der Durchlässigkeit 
und der Agilität von Arbeit zu tun haben. Auf 

der gewerkschaftlichen Ebene gibt es aber er-
hebliche Probleme der Akzeptanz seitens des 
Managements. Es findet mittlerweile zudem 
ein schleichender Prozess der Verschiebung 
zwischen direkter und indirekter Arbeit statt. 
Dem alten Modell war die Vorherrschaft der 
Produktionsarbeit inhärent. Bei den jetzt statt-
findenden Strukturveränderungen zugunsten 
der indirekten bzw. Büroarbeit finden sich die 
Angestellten vielfach aber noch nicht angemes-
sen in den betrieblichen Mitbestimmungsor-
ganen repräsentiert. Auf der Ebene der sozialen 
Veränderungen tut sich die Mitbestimmung 
schwer, diesen Wandel nachzuvollziehen.

spw:	 Hast du eine Idee, wie es gelingen könnte, 
mehr Beschäftigte aus den indirekten Be-
reichen für ein gewerkschaftliches Enga-
gement und eine Mitwirkung in den Or-
ganen der Mitbestimmung zu gewinnen?

C.K.: Das ist für mich eine der großen Her-
ausforderungen. Gerade wenn es in Zu-

kunft auch um eine wirtschaftliche Mitbestim-
mung gehen soll, brauchen wir die Angestellten, 
um organisationsmächtig zu bleiben. Uns fehlen 
zurzeit einfach die Ressourcen, aber manchmal 
auch der Mut in die Entwicklung, in die For-
schung, in die Büros hineinzugehen. Man muss 
in diese Bereiche mit den besten Kolleginnen 
und Kollegen gehen. Man muss vor allem ver-
meiden, dort mit aufgesetzten Themen landen 
zu wollen. Es ist in erster Linie eine Frage der 
kompetenten Ansprache auf gleicher Augen-
höhe und wir brauchen eine enge Verzahnung 
von gewerkschaftlichen und betrieblichen Ak-
tivitäten.

Dies vorausgesetzt, funktioniert es auch in 
den indirekten Bereichen den gewerkschaft-
lichen Organisationsgrad zu erhöhen und An-
gestellte zu motivieren. Es gibt in unserem Un-
ternehmen Entwicklungsstandorte, an denen 
nicht unerheblich Neumitglieder gewonnen 
werden konnten, aber es braucht seine Zeit.	 ó
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Klassismus, „Hartz IV“-Sanktionen und das Urteil  
des Bundesverfassungsgerichts
von Roland Rosenow�

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
im Sanktionsverfahren

Das Bundesverfassungsgericht hat gespro-
chen. Am 05.11.2019 hat das höchste deutsche 
Gericht sein Urteil über die „Hartz IV“-Sank-
tionen verkündet. Aber was hat es eigentlich 
gesagt? Die Richter haben entschieden, dass die 
Vorschriften, nach denen Sanktionen in Höhe 
von 60 Prozent des Regelbedarfs und Totalsank-
tionen verhängt werden, ab sofort nicht mehr 
anwendbar sind. Sanktionen über 30 Prozent 
des Regelbedarfs sind weiterhin zulässig. Das 
Gericht hat aber angeordnet, dass das Jobcenter 
von der Sanktion absehen kann, wenn sie eine 
außergewöhnliche Härte bedeutet. Außerdem 
ist die Sanktion, die nach den bisherigen Vor-
schriften stets drei Monate dauert, vorzeitig 
zu beenden, wenn die Pflicht, deren Nichter-
füllung die Sanktion ausgelöst hat, doch noch 
erfüllt, oder – wenn das nicht mehr möglich ist 
– wenn ernsthafte und nachhaltige Bereitschaft 
zur Pflichterfüllung erklärt wird. Doch wer nun 
gespannt darauf ist, wie diese differenzierte Re-
gelung aus der Verfassung abzuleiten ist, wird 
enttäuscht. Die Begründung liest sich auf den 
ersten Blick wie ein Sammelsurium widerstrei-
tender Statements.

Die eigentliche Begründung (ab Rn. 116) 
wird mit einer großen Exposition des verfas-
sungsrechtlich garantierten Leistungsanspruchs 
auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums eröffnet. Das Gericht hebt 
hervor, dass dieser Anspruch sich auf eine 
einheitliche Gewährleistung erstreckt, die die 
physische Existenz genauso umfasst wie die 
Sicherung eines Mindestmaßes an Teilhabe 
am gesellschaftlichen, kulturellen und sozialen 
Leben (Rn. 119). Der Senat unterstreicht das 
„nicht relativierbare Gebot der Unantastbarkeit“ 
der Menschenwürde (Rn. 119). Die Menschen-
würde, die den Anspruch auf Zurverfügungstel-

�	 www.sozialrecht-rosenow.de.

lung eines Existenzminimums fundiert, „steht 
allen zu, ist dem Grunde nach unverfügbar […] 
und geht selbst durch vermeintlich ‚unwürdiges‘ 
Verhalten nicht verloren […]; sie kann selbst 
denjenigen nicht abgesprochen werden, denen 
schwerste Verfehlungen vorzuwerfen sind […]. 
Das Sozialstaatsprinzip verlangt staatliche Vor- 
und Fürsorge auch für jene, die aufgrund per-
sönlicher Schwäche oder Schuld, Unfähigkeit 
oder gesellschaftlicher Benachteiligung in ihrer 
persönlichen und sozialen Entfaltung behindert 
sind […]. Diese Verpflichtung zur Sicherung 
des Existenzminimums ist auch zur Erreichung 
anderweitiger Ziele nicht zu relativieren […].“ 
(Rn 120)

Im zweiten Schritt führt der Senat aus, das 
Grundgesetz verwehre dem Gesetzgeber nicht, 
Leistungen zur Sicherung der menschenwür-
digen Existenz an den Nachranggrundsatz zu 
binden, „also nur dann zur Verfügung zu stel-
len, wenn Menschen ihre Existenz nicht vor-
rangig selbst sichern können“ (Rn. 123). Der 
Nachranggrundsatz wird dann ausgeweitet. Der 
Gesetzgeber dürfe von denjenigen, die staatliche 
Leistungen der sozialen Sicherung in Anspruch 
nehmen, verlangen, „an der Überwindung ih-
rer Hilfebedürftigkeit selbst aktiv mitzuwirken 
oder die Bedürftigkeit gar nicht erst eintreten zu 
lassen.“ (Rn. 126). Diese Mitwirkungspflichten 
dürfe der Gesetzgeber „auch durchsetzbar aus-
gestalten“ (Rn. 129). Bis zu diesem Punkt ist das 
ohne weiteres nachvollziehbar.

Hier nimmt der Text eine überraschende 
Wendung. Die Durchsetzung könne auch auf 
dem Wege des Entzugs existenzsichernder Leis-
tungen erfolgen, denn dann diene die Leistungs-
minderung dazu, dass die Betroffenen ihre Exis-
tenz durch Eigenleistung sichern (Rn. 131). Dem 
stehe nicht entgegen, dass die Sanktionierung 
der Verletzung einer Mitwirkungspflicht auf 
dem Wege der Minderung existenzsichernder 
Leistungen dazu führt, dass „der bedürftigen 
Person allerdings Mittel [fehlen], die sie benöti-
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gt, um die Bedarfe zu decken, die ihr eine men-
schenwürdige Existenz ermöglichen.“ (Rn. 131) 

Der Widerspruch zu dem, was nur wenige 
Randnummern zuvor postuliert wurde, könnte 
kaum krasser sein. Der Senat unternimmt dann 
zwei Manöver, die diesen Bruch jedoch nicht kit-
ten können. Zunächst werden Leistungsminde-
rungen in zwei Kategorien eingeteilt. Der Senat 
unterscheidet zwischen Sanktionen, die darauf 
ausgerichtet sind, „repressiv Fehlverhalten zu 
ahnden“, und solchen, die darauf zielen, „dass 
Mitwirkungspflichten erfüllt werden“ (Rn. 131). 
Diese Unterscheidung will glauben machen, eine 
Sanktion, die in das Existenzminimum eingreift, 
könne gleichsam als freundschaftlicher Akt, als 
Unterstützung, als Hilfe ausgestaltet werden. 
Wenn sie wohlmeinend angelegt sei, könne ihr 
repressiver Charakter sich in Wohlgefallen auf-
lösen und den Konflikt mit dem Grundgesetz 
gleich mit. Doch wohlmeinende Worte können 
nicht einmal dann etwas daran ändern, dass der 
Entzug existenzsichernder Leistungen nichts an-
deres ist als eine repressive Ahndung von Fehl-
verhalten, wenn das Bundesverfassungsgericht 
höchstselbst sie ausspricht.

Das zweite Manöver ist ein großer Auftritt 
(Rn. 158). Wie ein Deus ex machina vom hohen 
Himmel über dem Gericht herab steigt der Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatz und schickt sich an, 
vergessen zu machen, was das Gericht wie zur 
Verstärkung des Effektes unmittelbar vor dem 
Auftritt noch einmal betont: dass die Mittel zur 
Existenzsicherung nicht verfügbar sind (Rn. 
157). Heißt das nicht, dass es verboten ist, die 
Menschenwürde in ein Verhältnis zu Zielen zu 
setzen – mit anderen Worten: zu relativieren –, 
die der Gesetzgeber ansonsten legitimer Weise 
verfolgen darf? Hat das Bundesverfassungsge-
richt nicht im Beschluss vom 18.07.2012 for-
muliert „Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte 
Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht 
zu relativieren.“?� War nicht weiter oben vom 
„nicht relativierbaren Gebot der Unantastbar-
keit“ der Menschenwürde die Rede? Doch Göt-
ter können Wunder tun, die logischem Nach-
vollzug nicht zugänglich sind. Und so geschieht 
es. Nach Absonderung vieler Worte verlässt der 

�	 BVerfG, Beschluss vom 18.7.2012, Aktenzeichen 1 BvL 10/10, Rn. 95.

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz schließlich die 
Bühne, die Nebelmaschinen geben alles, und 
wenn die letzten Schwaden verflogen sind, steht 
auf der Bühne eine Zahl: 30 Prozent. Der wohl-
meinende Entzug existenzsichernder Leistun-
gen verstößt nicht gegen den Menschenwürde-
grundsatz, wenn er 30 Prozent des Regelbedarfs 
nicht übersteigt.

Wer den Text aufmerksam liest, hat mittler-
weile gemerkt, dass die Rechtswissenschaft hier 
gar nicht adressiert ist. Es wird ein Stück gespie-
lt. Die Spannung steigt. Der Verstand sucht nach 
einer Auflösung der Paradoxie. Doch das Stück 
folgt seiner eigenen Dramaturgie und wechselt 
die Szene. Im nächsten Akt werden die Über-
gangsregelungen, die das Gericht erlassen hat, 
erläutert. Darauf folgt die Begründung für das 
Verbot von 60-Prozent-Sanktionen und dem 
vollständigen Entzug existenzsichernder Leis-
tungen. Während dieser Passagen hebt langsam 
ein Begleitton an, der mit der Zeit immer lau-
ter wird: die Rede von der ex-ante-Wirkung der 
Sanktionen, die einerseits nicht zu belegen sei, 
andererseits aber unterstellt werden dürfe. Im-
mer neue Stimmen treten hinzu, die das, was im 
vorangegangenen Akt gesagt wurde, konterkarie-
ren. Das Stück sieht nicht vor, die Widersprüche, 
in die es sein Publikum verwickelt, aufzulösen: 
Es entfaltet sie, macht sie fühlbar. Der Verstand 
soll Schmerz empfinden. Die dissonante Poly-
phonie der Argumentationslinien steigert sich 
mehr und mehr, um schließlich in einer atem-
beraubenden Klimax zu kulminieren. Nachdem 
das Gericht über viele Seiten erklärt hat, dass 
und warum Totalsanktionen mit der Verfas-
sung nicht vereinbar seien, folgt unvermittelt 
eine Passage, nach der Totalsanktionen mit der 
Verfassung grundsätzlich vereinbar seien: Wenn 
„Leistungsberechtigte es selbst in der Hand ha-
ben, durch Aufnahme einer ihnen angebotenen 
zumutbaren Arbeit […] ihre menschenwürdige 
Existenz tatsächlich und unmittelbar durch die 
Erzielung von Einkommen selbst zu sichern“, ist 
„ein vollständiger Leistungsentzug zu rechtferti-
gen“ (Rn. 209). Vorhang. Am Ende des Dramas 
steht ein dunkles Orakel, das wie der Schlussak-
kord einer Sinfonie im Raum stehen bleibt.

Der Senat sah sich offenbar nicht in der Lage, 
die scharfen Widersprüche im Begründungstext 
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aufzulösen. Das lässt darauf schließen, dass die 
Entscheidung im Senat heftig umstritten war. Der 
Tenor der Entscheidung – die Entscheidungsfor-
mel – erscheint als ein politischer Kompromiss, 
auf den der Senat sich verständigt hat. Die offen-
sichtliche Inkonsistenz des Begründungstextes 
deutet darauf hin, dass die Entscheidung rechts-
dogmatisch nicht begründbar ist. Anstelle einer 
Begründung liefert der Senat eine Sammlung 
konträrer Gedanken, die den Kompromiss plau-
sibel machen. Insofern ist es folgerichtig, dass die 
kontroversen Positionen im Begründungstext 
nebeneinander in Erscheinung treten. Da sie 
nun einmal nicht vermittelbar sind, bleiben sie 
unvermittelt nebeneinander stehen.

Doch das Bundesverfassungsgericht ist ein 
Gericht, kein Reservegesetzgeber für heikle Fäl-
le. Wie alle anderen Gerichte ist es an das Ge-
setz gebunden. Aus der Gesetzesbindung folgt, 
dass eine gerichtliche Entscheidung schlüssig 
und konsistent begründet werden muss. Nur 
so ist nachvollziehbar, ob und wie die Entschei-
dungsformel aus dem Gesetz abgeleitet werden 
kann. Daher leitet der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte aus dem Recht auf 
ein faires Verfahren (Art. 6 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention) ab, dass gericht-
liche Entscheidungen ausreichend schlüssig be-
gründet werden müssen.� Das gilt umso mehr, 
wenn „die Entscheidung des Gerichts auf einer 
unbestimmten Norm basiert, so dass dem Be-
troffenen nur aus der Entscheidungsbegrün-
dung ersichtlich werden kann, warum das Ge-
richt die tatbestandlichen Voraussetzungen der 
Norm als gegeben ansieht oder nicht.“�

Wenn das Bundesverfassungsgericht in 
einem derart prominenten Verfahren eine Be-
gründung vorlegt, die diesen Anforderungen 
nicht im Ansatz genügt, muss darüber gespro-
chen werden. 

Repräsentationen von Armut

Der Konflikt im 1. Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts spiegelt einen gesellschaftlichen 
Konflikt wider, der den Umgang mit Armut 

�	 Frowein/Peukert, EMRK Kommentar, Art. 6 Rn 182 mwN.

�	 ebd. mwN.

zum Gegenstand hat. Wenn in der Politik (oder 
vor dem Bundesverfassungsgericht) verhandelt 
wird, wie mit Armut umzugehen ist, wird nicht 
über Armut gesprochen, sondern darüber, was 
die Akteure denken, wenn sie an Menschen in 
Armut denken. Ein komplexes soziales Phä-
nomen wie Armut kann nur Gegenstand eines 
Diskurses werden, wenn es durch Bilder, Be-
griffe und Bedeutungsräume repräsentiert wird. 
Diese Repräsentation ist kulturell vermittelt. 
Die Gegenwartskultur stellt Konzepte von Ar-
mut ebenso zur Verfügung wie von Reichtum, 
Mann, Frau, Behinderung, Flüchtling, Unter-
nehmer, usw. Diese Konzepte repräsentieren 
das soziale Phänomen, auf das sie verweisen. Sie 
sind vielfältig. Die Pluralität moderner Gesell-
schaften umfasst auch die Pluralität kultureller 
Repräsentationen sozialer Phänomene. In der 
Kakophonie der kulturellen Repräsentationen 
von Armut ist das Schreckgespenst des „Ar-
beitsscheuen“ bis heute ein starker Ostinato. 

Die fixe Idee, dass es eine relevante Zahl von 
Personen gebe, die gewissermaßen böswillig in 
Armut leben und ungeachtet der scharfen Äch-
tung, die diese Haltung nach sich zieht, durchaus 
nicht arbeiten wollen, ist offenbar tief in unserer 
Kultur verwurzelt. Es reicht aus, das mit ein paar 
Schlaglichtern zu illustrieren, denn es ist vollkom-
men offensichtlich. Man muss nicht belegen, dass 
diese fixe Idee ubiquitär grassiert, sondern man 
muss erklären, dass es eine fixe Idee ist. 

Benachteiligte Gruppen tragen immer ein 
hohes Risiko, dass die Verantwortung für die 
Benachteiligung auf die von ihr Betroffenen pro-
jiziert und ihnen als Schuld angelastet wird. Für 
die Gruppe der von Armut Betroffenen reali-
siert sich dieses Risiko auf vielen Ebenen und in 
weitreichender Art und Weise. Bereits der bloße 
Bezug von Leistungen nach dem SGB II wirkt in 
schockierendem Ausmaß stigmatisierend. 

In den ersten drei Jahren nach Inkrafttreten 
des SGB II� kam es zu einer regelrechten Kam-
pagne gegen Empfänger von Leistungen nach 
dem SGB II, für die insbesondere die SPD-
Politiker Clement und Müntefering standen. 
Müntefering verstieg sich zu dem Satz „Nur 

�	 Das SGB II (das „Hartz IV“-Gesetz) trat zum 1.1.2005 in Kraft.
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wer arbeitet, soll auch essen.“� Er zitierte damit 
den Satz „Wer nicht arbeitet, soll auch nicht es-
sen“ aus dem 2. Tessalonicher-Brief des Paulus, 
der vermutlich einzigen Passage der Bibel, die 
Eingang in die sogenannte „Stalin-Verfassung“ 
der Sowjetunion von 1936 fand.� Die Kommen-
tierung der Neuen Jerusalemer Bibel apostro-
phiert den Satz als „goldene Regel der christli-
chen Arbeit“� – auch das eine bemerkenswerte 
Formulierung.

Ungeachtet dessen, dass und wie der Begriff 
des „Arbeitsscheuen“ während der national-
sozialistischen Herrschaft gebraucht worden 
war, griff das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
vom 30.06.1960 den Begriff auf und schuf eine 
Rechtsgrundlage zum Freiheitsentzug we-
gen „Arbeitsscheu“ in sogenannten „Arbeits-
häusern“.� Das BSHG schuf daneben mit § 73 
BSHG, der „Gefährdetenhilfe“, einen weiteren 
Tatbestand, der mit Freiheitsentzug geahndet 
werden sollte: Danach konnte ein „Gefährde-
ter“ eingesperrt werden, wenn er als „beson-
ders willensschwach oder in seinem Triebleben 
besonders hemmungslos“ galt und weitere Vor-
aussetzungen erfüllt waren.10 Diese Vorschrift 
hob das BVerfG im Jahr 1967 auf.11 

Danach war zu erwarten, dass das BVerfG 
auch § 26 BSHG, die Vorschrift über die Ar-
beitshäuser, verwerfen würde. Doch es kam 

�	 Er sagte das am 09.05.2006 im Rahmen der parlamentarischen Debatte zum 
Fortentwicklungsgesetz vom 20.7.2006; https://www.zeit.de/online/2006/20/
Schreiner. Mit dem Fortentwicklungsgesetz wurden die Sanktionen im SGB II 
drastisch verschärft. 

�	 „Die Arbeit ist in der UdSSR Pflicht und eine Sache der Ehre eines jeden 
arbeitsfähigen Bürgers nach dem Grundsatz: ‚Wer nicht arbeitet, soll auch 
nicht essen‘“. Art. 12 der Verfassung von 1936, http://www.verfassungen.net/
su/verf36-i.htm; letzter Abruf 30.11.2019.

�	 Neue Jerusalemer Bibel, Stuttgart 1980.

�	 § 26 BSHG idF vom 30.6.1960.

10	§ 73 Abs. 2 BSHG idF 30.6.1960.

11	BVerfG, 18.7.1967, 2 BvF 3/62 u.a.; das BVerfG führte aus: „Der Staat hat aber 
nicht die Aufgabe, seine Bürger ‚zu bessern‘ und deshalb auch nicht das Recht, 
ihnen die Freiheit zu entziehen, nur um sie zu ‚bessern‘, ohne dass sie sich selbst 
oder andere gefährdeten, wenn sie in Freiheit blieben. Da der Zweck der Bes-
serung eines Erwachsenen als gewichtiger Grund für die Entziehung der per-
sönlichen Freiheit nicht ausreichen kann, tastet § 73 Abs. 2 und 3 BSHG das 
Grundrecht der persönlichen Freiheit in seinem Wesensgehalt an. Davon ab-
gesehen ist auch deren Rechtstaatsprinzip wurzelnder Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit verletzt. Dem Gefährdeten wird seine Freiheit entzogen, obwohl 
er weder eine strafbare Handlung begangen noch durch sein Verhalten die all-
gemeine Ordnung empfindlich gestört hat. Das Gesetz eröffnet die Möglichkeit, 
die Unterbringung für unbestimmte Zeit andauern zu lassen. Schließlich for-
muliert das Gesetz die Voraussetzungen für die Unterbringung zu unbestimmt. 
Es genügt daher auch insoweit nicht den strengen Anforderungen, die in einem 
Rechtsstaat an Vorschriften zu stellen sind, die die öffentliche Gewalt zu einem 
Eingriff in die Freiheit der Person ermächtigen.“ (Rn. 129-131)

anders. Am 15.12.1970 erklärte das BVerfG, 
Freiheitsentzug wegen „Arbeitsscheu“ verstoße 
nicht gegen das Grundgesetz. Die Entscheidung 
erging einstimmig. Die eigentliche Begründung 
umfasst nur fünf Absätze.12 Das Einsperren von 
„Arbeitsscheuen“ diene dem Schutz der Allge-
meinheit.13 Auch der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit sei gewahrt, denn die Vorschrift 
dürfe nur angewendet werden, wenn bereits 
eine konkrete Gefährdung eingetreten sei. Die 
im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung 
erforderliche Prüfung der Eignung der Mittel 
fehlt ganz. Die Arbeitshäuser und mit ihnen 
der in jeder Hinsicht inakzeptable Begriff der 
„Arbeitsscheuen“ wurden erst 1974 durch die 
sozialliberale Koalition abgeschafft.14

Aber das Schreckgespenst des „Arbeits-
scheuen“, vor dem die Allgemeinheit geschützt 
werden müsse, blieb ein beherrschender Topos 
und erlebte mit der Einführung der „Hartz-IV-
Gesetze“ eine Renaissance. Wolfgang Clement 
sprach in seinem Papier „Vorrang für die An-
ständigen – gegen Missbrauch, ‚Abzocke’ und 
Selbstbedienung im Sozialstaat“15 aus dem Au-
gust 2005 nicht von „Arbeitsscheuen“, sondern 
ging noch weiter und verglich Hilfebedürftige 
mit Parasiten. Der erhebliche Widerstand, den 
Clement damit auslöste, trug immerhin dazu 
bei, dass Klassismus im politischen Diskurs 
heute nicht mehr ganz so ungeschminkt daher-
kommt.16

Disqualifizierende Armut

Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive 
(die man von kulturellen Repräsentationen 
abgrenzen oder in einem weiten Sinn als eine 
spezifische Repräsentation begreifen kann) 
ist Armut weder ein individuelles Versagen, 
noch gar die Folge individueller antisozialer 
Entscheidungen, wie das Schreckgespenst vom 
„Arbeitsscheuen“ glauben machen will, son-

12	BVerfG, 15.12.1970, 2 BvL 17/67, Rn‘n 18 bis 22.

13	BVerfG, 15.12.1970, 2 BvL 17/67, Rn. 20.

14	Drittes Gesetz zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes vom 25.03.1974.

15	online unter https://harald-thome.de/fa/harald-thome/files/Gesetzestexte%2
0SGB%20II%20+%20VO/Gesetzestexte%20SGB%20XII%20+%20VO/Semi-
nare/Clement/Sozialmissbrauch_Bericht_BMWA.pdf, Abfrage 14.04.2019.

16	vgl. dazu auch: Armut als Delikt, Ein Gespräch mit Loic Wacquant, in: Bude, 
Heinz / Willisch, Andreas: Exklusion. Die Debatte über die „Überflüssigen“, 
Frankfurt/M 2008, S. 213-224. 
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dern ein mehrdimensionales soziales Phäno-
men. Ökonomische Armut steht in unheilvoller 
Wechselwirkung mit sozialer Ausgrenzung 
und Bildungsarmut. Wer mehr als drei Jahre 
lang auf Arbeitslosengeld II angewiesen ist, 
hat oft keine Berufsausbildung, oft auch keinen 
Schulabschluss und befindet sich in der Regel in 
einer multiplen Benachteiligungslage.17 Armut 
beschränkt sich nicht darauf, dass eine Person 
über relativ wenig Geld verfügt. Armut ist ein 
gesellschaftlicher Disqualifizierungsprozess. 
Gesellschaftlich heißt: Sie ist kein individuelles 
Problem, sondern eine Situation, die sozial er-
zeugt ist. Disqualifizierungsprozess heißt: Sie 
bewirkt eine umfassende Disqualifizierung der 
Betroffenen im doppelten Sinne des Wortes: 
Armut entzieht den Betroffenen Kompetenzen 
und schließt sie aus sozialen Zusammenhän-
gen aus.

Daher spricht der Soziologe Serge Paugam 
in seiner grundlegenden Untersuchung „Die 
elementaren Formen der Armut“ von „disqua-
lifizierender Armut“. Der Begriff bezeichnet ei-
nen Typus des „gesellschaftlichen Umgangs mit 
Armut“18, der in Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien vorherrscht.19 Wer von disqua-
lifizierender Armut betroffen ist, erfährt „tag-
täglich […] eine ganze Reihe von kleinen und 
großen Demütigungen“.20 Dieses „diffuse wie 
auch vielschichtige Phänomen“ ist schwer zu 
fassen und jedenfalls durch rein monetäre Mes-
sung von Armut nicht dingfest zu machen.21

Man kann Armut und Arbeitslosigkeit nicht 
erfolgreich entgegenwirken, wenn man sie als 
individuelles Problem der Betroffenen interpre-
tiert. Armut ist ein gesellschaftliches Problem, 
also nicht nur ein Problem der Armen, son-
dern eines der gesamten Gesellschaft.22 Armut 
ist, jedenfalls in Deutschland, kein absolutes, 
sondern ein relatives Phänomen, also ein Pro-

17	„Arbeitslosigkeit wurde oft als Prozess zunehmender Kumulation von Be-
nachteiligungen beschrieben.“ Paugam, Serge: Die elementaren Formen der 
Armut, Hamburg 2008, S. 246.

18	Paugam, aaO S. 214.

19	Paugam, aaO S. 248.

20	Paugam, aaO S. 246.

21	ebd.

22	Paugam weist darauf hin, dass Armut „durch die Schwächung sozialer Inte-
grationsmöglichkeiten die Gesellschaft zumindest teilweise in Frage stellt“; 
aaO S. 213.

blem, das aus einer ungleichen Verteilung des 
Wohlstandes resultiert. Diese Erkenntnis wird 
leicht missverstanden: Na, dann ist es ja nicht so 
schlimm. Doch, es ist schlimm. Die hohe Kor-
relation von Bezug von Leistungen nach dem 
SGB II und schweren Benachteiligungen in 
Bezug auf Bildung und Gesundheit lässt daran 
keinen Zweifel.23 

Reintegrationskonflikt

Was Paugam als Disqualifizierungsprozess 
beschreibt, umfasst Exklusion aus sozialen Be-
zügen. Exklusion gehört zum „Kerninventar 
gesellschaftlicher Entwicklungen“24. Gesell-
schaften setzen dieser Dynamik „Integrations-
muster“ entgegen, die jedoch oft nicht adäquat 
sind.25 Gerade in Phasen schnellen Wandels 
sind „moderne Gesellschaften versucht, lan-
ge das zuletzt eingespielte Inklusionsmuster 
der zurückliegenden Veränderungsperiode zu 
bewahren“.26 Das gilt, möchte man mit Blick 
auf die Geschichte der Armutsbekämpfung in 
Deutschland hinzufügen, unabhängig davon, 
wie erfolgreich dieses Inklusionsmuster war.

All die kleinen und großen Demütigungen, 
auf die Paugam hinweist, sind negative Zu-
schreibungen, die sich gegen von Armut Betrof-
fene richten. Wenn negative Zuschreibungen 
überhand nehmen, gerät das Individuum in 
Not. Es bleibt ihm nichts anderes übrig, als mit 
den Mitteln, über die es nun einmal verfügt, 
Strategien der Notwehr zu entwickeln, um den 
Anschlag auf das Selbstwertgefühl, den die Er-
fahrung disqualifizierender Armut bedeutet, zu 
überleben. Dies kommt in berührender Weise 
in dem Satz einer Empfängerin von Leistun-
gen nach dem SGB II zum Ausdruck, die eine 
Sanktion erlitten hatte und im Interview mit 
der Süddeutschen Zeitung sagte: „Ich habe dem 
Staat gekündigt.“27

23	vgl. z.B. die Bertelsmann-Studie Armutsgefährdete Kinder sind materiell un-
terversorgt und sozial benachteiligt (10.05.2015), online unter: https://www.
bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2015/mai/bedarfsla-
gen-von-familien-in-prekaeren-lebensverhaeltnissen/ (Abfrage 15.4.2019).

24	Willisch, Andreas: Die paradoxen Folgen mechanischer Integration, in: 
Bude, Heinz / Willisch, Andreas: Exklusion. Die Debatte über die „Überflüs-
sigen“, Frankfurt/M 2008, S. 309-331 <310>.

25	Willisch, aaO. S. 311.

26	ebd.

27	Süddeutsche Zeitung 28.09.2016, online unter: http://www.sueddeutsche.
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Die Strategien sind vielfältig. Sie können laut 
oder leise sein, sich direkt oder nur sehr indi-
rekt äußern. Sie können als Unterwerfung, als 
Konzession, als frontaler Widerstand, als Ver-
handlungsangebot in Erscheinung treten. In je-
dem Fall sind sie absolut notwendig und zielen 
auf Abwehr des Anschlags auf das Selbstwertge-
fühl. Diese Notwendigkeit gehört zum Kern der 
Erfahrung der disqualifizierenden Armut. 

Die Strategien, die von disqualifizierender 
Armut Betroffene entwickeln, müssen mit den 
Strategien der gesellschaftlichen Agenturen, 
denen Verantwortung für die Reintegration der 
Betroffenen (= Armutsbekämpfung) übertra-
gen ist – hier also der Jobcenter –, keineswegs 
harmonieren. Von disqualifizierender Armut 
Betroffene befinden sich in einem verzweifelten 
Kampf gegen den Anschlag auf ihren Wert als 
Person. Man kann daher nicht erwarten, dass 
die Reintegration der von disqualifizierender 
Armut Betroffenen ein konfliktfreier Prozess 
wäre. Die Bemühungen um Reintegration (in 
den Arbeitsmarkt, in soziale Zusammenhänge, 
in jedwede Form von gesellschaftlicher Verant-
wortung wie der Beteiligung an Wahlen oder 
der Übernahme eines Ehrenamtes) treffen auf 
ein erfahrungsgesättigtes Misstrauen. Es kann 
nicht ausbleiben, dass dieses Misstrauen sich in 
Abwehr von Bemühungen äußert, die von ihren 
Akteuren als Hilfsangebot intendiert sein mö-
gen. Das ist ein zentraler, aber nicht der einzige 
Aspekt des Verhältnisses zwischen Jobcentern 
(Reintegrationsagenturen) und „Kunden“ (von 
disqualifizierender Armut Betroffenen), der 
zeigt, dass dieses Verhältnis von strukturellen 
Konflikten geprägt sein muss. 

Man kann von Menschen, die über lange 
Zeit Demütigungen unterschiedlichster Art 
erlebt haben, nicht erwarten, dass sie das auf 
einen Schlag vergessen und sich dankbar allem 
fügen, wenn man ihnen ein Bewerbungstrai-
ning, einen Ein-Euro-Job oder eine Weiterbil-
dungsmaßnahme anbietet. Demütigungen er-
zeugen Wut. Diese Wut kann auch denjenigen 
gegenüber zum Ausdruck kommen, die sich als 
Unterstützer der Betroffenen verstehen. Erst 

de/wirtschaft/ungleichheit-die-recherche-ich-wuerde-zuschlagen-wenn-
ich-koennte-1.3182808

die Fokussierung dieses Konflikts zwischen von 
disqualifizierender Armut Betroffenen und Re-
integrationsagenturen bereitet den Boden für 
die Debatte, auf die es wirklich ankommt: die 
Debatte um die Frage, wie dieser Konflikt zu 
bearbeiten ist. 

Aschenputtel Anerkennung

Das Verhältnis der Beteiligten dieses Kon-
flikts, den man „Reintegrationskonflikt“ nen-
nen kann, zueinander ist von einer extremen 
Machtasymmetrie geprägt. Die Reintegrations-
agentur verfügt über die Macht, den von dis-
qualifizierender Armut Betroffenen ihre Exis-
tenzgrundlage zu entziehen. Sanktionen nach 
§§ 31 ff. SGB II sind der Versuch, den Konflikt 
unter Ausnutzung dieser Macht durch die Un-
terwerfung der unterlegenen Seite zu lösen. Das 
kann nicht gut gehen. Noch einmal Serge Pau-
gam: Der Typ der disqualifizierenden Armut 
– also ein Typ des Umgangs der Gesellschaft mit 
Armut – zeichnet sich unter anderem durch ei-
nen Wohlfahrtsstaat aus, „der zwar vielen Men-
schen ein hohes Niveau an Sicherheit gewähr-
leistet, dessen Interventionsformen gegenüber 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen sich je-
doch zum großen Teil als unangemessen erwei-
sen“.28 Das ist zurückhaltend formuliert, meint 
aber genau das: Der Wohlfahrtsstaat wählt be-
stimmten Gruppen gegenüber Strategien, die 
nicht zu den Ergebnissen führen können, die 
sie angeblich zeitigen sollen. 

Das Sanktionsregime des SGB II ist eine 
Strategie der Unterwerfung, die nicht nur ver-
fassungswidrig29 ist, sondern auch irrational. 
Gesellschaftliche Integration kann nur gemein-
sam mit denjenigen gelingen, die integriert wer-
den sollen. Das bedeutet, dass die Reintegrati-
onsagenturen ihre Klienten für das gemeinsame 
Projekt der Integration – z.B. in den Arbeits-
markt – überzeugen müssen. Es ist unmöglich, 
Menschen durch Unterwerfung zu überzeugen. 

28	aaO S. 215

29	Der Autor ist der Auffassung, dass die Sanktionen nach §§ 31 ff. SGB II ins-
gesamt nicht mit dem GG zu vereinbaren sind. Die rechtsdogmatische Be-
gründung dafür findet sich in der Stellungnahme von Tacheles e.V. im Ver-
fahren 1 BvL 7/16 vor dem BVerfG, die der Autor zum größten Teil verfasst 
hat. Die Tacheles-Stellungnahme ist online verfügbar unter: http://tacheles-
sozialhilfe.de/fa/redakteur/Aktuelles/Tacheles_Stellungnahme_an_BVer-
fG_25.02.2017_lz2.pdf;
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Es ist unmöglich, Menschen langfristig in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren, ohne die Betrof-
fenen als Subjekte ihrer Biografien anzuerken-
nen. Das ist einerseits trivial, andererseits ist es 
ganz offensichtlich nicht selbstverständlich. 

Anerkennung ist die grundlegende Bedin-
gung dafür, dass der Reintegrationskonflikt 
bewältigt werden kann. Die Situation Armuts-
betroffener ist von einem verheerenden Entzug 
von Anerkennung geprägt. Anerkennung darf 
nicht erst der Preis sein, der am Ende eines Inte-
grationsprozesses verliehen wird. Reintegration 
von Benachteiligten muss mit der Anerkennung 
der Betroffenen anfangen. Anerkennung hat 
viele Ebenen.30 Sie beginnt mit der Anerken-
nung der grundlegenden – existenziellen – Be-
dürfnisse des anderen. Das Mindestmaß dieser 
a priori anzuerkennenden grundlegenden Be-
dürfnisse lässt sich nach der Rechtsprechung 
des BVerfG zur Höhe des soziokulturellen 
Existenzminimums31 sehr leicht bestimmen: Es 
ist das soziokulturelle Existenzminimum, das 
durch den Grundsicherungsbedarf nach dem 
SGB II beziffert wird. Das heißt nicht, dass das 
in jedem Fall ausreichen muss. Die Kritik der 
Wohlfahrtsverbände und anderer an der Be-
messung der Regelsätze und die Problematik 
der Begrenzung der Kosten der Unterkunft auf 
letztlich willkürlich festgesetzte „Mietobergren-
zen“32 soll hier nur erwähnt werden. Der Bedarf 
nach dem SGB II ist also nicht unbedingt aus-
reichend, aber er markiert jedenfalls die Unter-
grenze der mindestens anzuerkennenden Be-
dürfnisse von leistungsberechtigten Personen. 
Wird dem Gegenüber bereits die Anerkennung 
seiner existenziellen Bedürfnisse verweigert, 
kommt das einer Kriegserklärung gleich, die 
die Grundlage des gemeinsamen Prozesses der 
Integration in die Luft sprengt.

30	Grundlegend dazu: Keller, Thomas/Schug, Roswitha: Wertschätzung als 
Produktivkraft, in: Deissler, Klaus G./Gergen, Kennetz J. (Hg): Die wert-
schätzende Organisation, Bielefeld 2004, 73-84.

31	BVerfG, 9.2.2010, 1 BvL 1/09; BVerfG, 12.7.2012, 1 BvL 10/10; BVerfG, 
23.7.2014, 1 BvL 10/12.

32	Die sogenannten „Mietobergrenzen“ weisen keinerlei Korrelation zu den 
regionalen Mietniveaus auf; IWU - Institut für Wohnen und Umwelt : Er-
mittlung der existenzsichernden Bedarfe für die Kosten der Unterkunft und 
Heizung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) und in der Sozialhilfe nach dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII), 2017, https://www.bmas.de/SharedDocs/
Downloads/DE/PDF-Publikationen/Forschungsberichte/fb-478-niedrige-
aufloesung.pdf;jsessionid=B87E4156F6204E42F46AF61AA599AC1F?__blo
b=publicationFile&v=4, Abfrage am 14.4.2019.

Und um das gleich klarzustellen: Im Ver-
hältnis Jobcenter – leistungsberechtigte Per-
son heißt Anerkennung nicht etwa, dass der 
Sachbearbeiter zartfühlend Verständnis für das 
Bedürfnis nach Existenzsicherung zeigt. Die 
Anerkennung des basalen Bedürfnisses nach 
Existenzsicherung taugt nur als handfeste An-
erkennung, die das ökonomische Minimum 
zuverlässig zur Verfügung stellt. 

Anerkennung ist scharf von dem allgegen-
wärtigen Gerede von der Augenhöhe abzugren-
zen. Die Rede von der Augenhöhe will glauben 
machen, eine äquivalente Ausgangsbasis für die 
Bewältigung des Integrationskonfliktes lasse 
sich irgendwie herstellen. Doch das ist falsch. 
Das Verhältnis zwischen Reintegrationsa-
genturen und von disqualifizierender Armut 
Betroffenen kann von der extremen Machta-
symmetrie nicht befreit werden. Das Problem 
des Geredes von der Augenhöhe ist, dass die 
Machtasymmetrie zu Lasten der Betroffenen 
verleugnet wird. Das ist nicht nur Augenwi-
scherei, sondern selbst Verweigerung von 
Anerkennung: Anerkennung der manchmal 
verzweifelten Lage in einem asymmetrischen 
Machtverhältnis, in dem Armutsbetroffene sich 
befinden. Augenhöhe ist eine falsche Prinzessin. 
Anerkennung ist ihre ehrliche Schwester. Sie ist 
das Aschenputtel unter den beiden. 

Anerkennung steht in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit dem Menschenwürdegrund-
satz aus Art. 1 GG. Das BVerfG hat zur näheren 
Bestimmung des Begriffs der Menschenwürde 
die „Objektformel“ entwickelt.33 In einer jünge-
ren Entscheidung hat das BVerfG das so gefasst: 
„Schlechthin verboten ist damit jede Behand-
lung des Menschen durch die öffentliche Ge-
walt, die dessen Subjektqualität, seinen Status 
als Rechtssubjekt, grundsätzlich in Frage stellt 
[…], indem sie die Achtung des Wertes vermis-
sen lässt, der jedem Menschen um seiner selbst 
willen, kraft seines Personseins, zukommt.“34

Diese Achtung des Wertes eines Menschen 
setzt die Anerkennung seiner existenziellen Be-

33	Pieroth/Schlink/Kingreen/Poscher: Grundrechte. Staatsrecht II, 31. Aufl. 
Heidelberg 2015, S. 92.

34	BVerfG, 15.2.2006, 1 BvR 357/05, Rn 119.
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dürfnisse voraus. Die Verweigerung dieser An-
erkennung aus einer Position heraus, in der der 
andere existentiell abhängig ist, macht ihn zum 
Objekt absoluter Machtausübung. 

Anerkennung des Rechts

Diese Überlegungen führen direkt zu einem 
rechtstheoretischen Argument, das diejenigen 
Passagen in der Begründung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 05.11.2019 
untermauert, die den „verfassungsrechtlich ga-
rantierten Anspruch auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums“35 
stark machen: Ein Rechtssystem basiert auf An-
erkennung der Rechtsunterworfenen. Ein Sys-
tem, das ohne diese Anerkennung auskommen 
wollte, müsste die Rechtsunterworfenen mit 
den Mitteln schierer Macht unterwerfen. Damit 
aber wäre es kein Rechtsystem mehr. Rousseau 
bringt das auf den Punkt: „Die Wörter ‚Skla-
ve’ und ‚Recht’ stehen miteinander im Wider-
spruch. Sie schließen einander aus.“36

Ein demokratisches Rechtsystem muss da-
her so ausgestaltet sein, dass aus einer theore-
tischen Perspektive vernünftiger Weise erwartet 
werden kann, dass jeder Rechtsunterworfene 
das Recht anerkennt.37 Mindestens aus einer 
Außenperspektive muss die Anerkennung des 
Rechts rational sein. Das heißt keineswegs, dass 
das Rechtssystem voraussetzte, dass jeder em-
pirische Rechtsunterworfene das Recht tatsäch-
lich anerkennt. Es muss ausreichen, dass man 
das sinnvoller Weise erwarten kann. Sinnvoll in 
diesem Sinne ist das nur dann, wenn das Recht-
system essentielle Eigeninteressen der Rechts-
unterworfenen anerkennt. Das grundlegende 
Bedürfnis nach Existenzsicherung ist jedenfalls 
ein solches Interesse. Welchen Grund sollte je-
mand, der in Not ist und keine Hilfe erfährt, 
noch haben, ein Rechtssystem anzuerkennen? 
Not kennt kein Gebot – die Redensart bringt es 
auf den Punkt.

35	BVerfG, 5.11.2019, 1 BvL 7/16, Rn 119.

36	Jean-Jacques Rousseau, Der Gesellschaftsvertrag.

37	Dies kommt zum Beispiel darin zum Ausdruck, dass das deutsche Strafrecht 
eine lebenslange Haftstrafe grundsätzlich ablehnt.

Der Rechtstheoretiker H.L.A. Hart hat 
mit ‚The Concept of Law’ eine positivistische 
Rechtstheorie entwickelt, die das System des 
Rechts von seinen Inhalten so weit als möglich 
entkoppeln will. Aber auch Hart räumt in einem 
Aufsatz, in dem er sich mit Gustav Radbruchs 
berühmten Text ‚Gesetzliches Unrecht und 
übergesetzliches Recht’38 auseinandersetzt, ein, 
dass ein Rechtssystem ein Minimum an Exis-
tenzsicherung gewährleisten muss – auch wenn 
dieses Minimum bei Hart sehr gering ausfällt.39

Wer von einer Sanktion nach dem SGB II 
betroffen ist, wird radikal aus der Gesellschaft 
ausgeschlossen. Er kann das Rechtssystem ver-
nünftiger Weise nicht mehr anerkennen und 
kann dem Recht daher nur mit den Mitteln der 
Macht unterworfen werden. Aber das kann ein 
demokratisches Rechtssystem sich nicht leisten. 
Es verrät sich selbst, wenn es das tut.

Deutungsoffenheit des Urteils als Chance

Rechtsprechung, die Armut betrifft, und kul-
turelle Repräsentationen von Armut sind nicht 
unabhängig voneinander. Rechtsprechung, 
zumal des Bundesverfassungsgerichtes, kann 
kulturelle Entwicklungen fördern. Umgekehrt 
beeinflussen kulturell verankerte Werte die 
Rechtsprechung. Das Bundesverfassungsge-
richt selbst formulierte das 1973 so: „Die Norm 
steht ständig im Kontext der sozialen Verhält-
nisse und der gesellschaftlich-politischen An-
schauungen, auf die sie wirken soll; ihr Inhalt 
kann und muss sich unter Umständen mit ih-
nen wandeln.“40 Der offene normative Diskurs 
in der Gesellschaft und der formalisierte nor-
mative Diskurs in einem Verfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht sind miteinander 
verwoben.41 Das ist nicht nur unvermeidbar, 
sondern auch richtig.42 Dessen ungeachtet birgt 

38	Radbruch, Gustav: Gesetzliches Unrecht und übergesetzliches Recht, SJZ 
1946, 105.

39	Hart, H.L.A.: Positivism and the Separation of Law and Morals, Harvard Law 
Review 1958, 529-593.

40	BVerfG, 14.2.1973, 1 BvR 112/65 (Soraya); auch der EGMR hat sich in 
EGMR, 25.7.1978, Tyrer vs. The United Kingdom ausdrücklich zur dyna-
mischen Normauslegung bekannt.

41	Grundlegend dazu Häberle, Peter, Die offene Gesellschaft der Verfassungsin-
terpreten, JZ 1975, 297-305.

42	Die Alternative läge in einer Haltung, wie die US-amerikanischen Verfas-
sungs-Originalisten sie vertreten.
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die Verwobenheit gesellschaftlicher Anschau-
ungen und diskurse Risiken. Es ist möglich, 
dass klassistische Vorurteile die Entscheidungs-
findung beeinflussen. 

Die Widersprüchlichkeit des Urteils vom 
05.11.2019 schlägt den Ball mit Macht zurück 
nach Berlin. Über ihre Inkonsistenz hinaus wird 
in der Begründung die Vorläufigkeit der Karlsru-
her Entscheidung betont, indem sie immer wie-
der darauf hinweist, dass das Ergebnis, zu dem 
das Gericht jetzt kam, auf in vielfältiger Hinsicht 
unzureichenden empirischen Erkenntnissen 
beruhe. Der Gesetzgeber hat damit allen Anlass, 
auf das Urteil zu reagieren, indem er die Sankti-
onsvorschriften aufhebt. Das könnte en passant 
die Debatte über den gesellschaftlichen Umgang 
mit Armut, Klassismus und die Rationalität der 
Maßnahmen gegen Armut voranbringen. Lan-

ge Zeit war Armut in Deutschland kein Thema, 
das in öffentlichen Debatten viel Raum einge-
nommen hätte. Die verbreitete Auffassung war, 
dass es in Deutschland keine Armut gebe, weil 
es das Bundessozialhilfegesetz gab. Das änderte 
sich erst mit der „Hartz-IV“-Reform. Nach der 
Phase, in die die oben zitierten Ausfälle von Cle-
ment und Müntefering fielen, wurde die Diskus-
sion nach und nach differenzierter. Alters- und 
Kinderarmut sind heute Gegenstand aktueller 
politischer Auseinandersetzungen. Die Sozial-
wissenschaften haben viel dazu beigetragen, dass 
über die verheerenden Wirkungen von Armut 
sehr viel mehr bekannt ist als noch vor 15 Jah-
ren. Die Widersprüchlichkeit der Begründung 
des Urteils vom 05.11.2019 bewirkt eine große 
Deutungsoffenheit, die ins Positive gewendet 
als Aufforderung an die Gesellschaft verstanden 
werden kann.	 ó
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Strategischer Wissenschaftsskeptizismus
Ein neues Thema für sozialdemokratische Wissenschafts- und Bildungspolitik

von Alexander Reutlinger�

Die Wissenschaft steht unter Beschuss. Sie 
ist zunehmend Angriffen und schädlichen 
Einflüssen ausgesetzt, die durch politische und 
wirtschaftliche Interessen motiviert sind. Allge-
mein kann man von einem strategischen Wis-
senschaftsskeptizismus sprechen. Dieser liegt 
vor, wenn die Ergebnisse wissenschaftlicher 
Forschung oder ganze wissenschaftliche Insti-
tutionen öffentlich infrage gestellt werden, um 
die Interessen von politischen Organisationen 
(wie Parteien, Stiftungen oder Think Tanks) 
und die wirtschaftlichen Interessen von Unter-
nehmen zu wahren. Wissenschaftsskeptizismus 
hat ein neuartiges und alarmierendes Ausmaß 
erreicht – in Deutschland, Europa und weltweit. 
Sozialdemokrat*innen sollten dieses wichtige 
wissenschafts- und bildungspolitische Thema, 
das gegenwärtig in der politischen Landschaft 
vernachlässigt wird, aufgreifen und besetzen.

Wodurch zeichnet sich der strategische Wis-
senschaftsskeptizismus aus? Hier ist es hilfreich, 
drei konkrete Spielarten dieses Phänomens ge-
nauer zu betrachten und zu unterscheiden: stra-
tegische Angriffe auf wissenschaftliche Institu-
tionen, strategischer Zweifel und strategische 
Forschung.

Eine erste Spielart besteht in politisch mo-
tivierten, strategischen Angriffen auf wissen-
schaftliche Institutionen. Das derzeit einschlä-
gigste und tragischste Beispiel ist der Angriff 
auf die amerikanisch-ungarische Central Eu-
ropean University (CEU) in Budapest. Seit Mai 
2017 steht die CEU in Budapest unter hohem 
Druck, ja letztlich ist sie in ihrer Existenz be-
droht. Grund für die Misere ist ein 2017 von der 
ungarischen Regierung verabschiedetes neues 
Gesetz (das sog. „Lex CEU“), das die Bedin-
gungen für ausländische Universitäten in Un-
garn neu regelt. Das Gesetz sieht unter anderem 

�	 Alexander Reutlinger, Dr. phil. habil., arbeitet als Akademischer Rat an der 
Ludwig-Maximilians-Universität München. Er forscht und lehrt im Bereich 
Wissenschaftsphilosophie.

vor, dass die CEU einen Campus in den Vereini-
gten Staaten neu gründen müsste, weil, so wird 
im Gesetzestext argumentiert, es sich um eine 
amerikanisch-ungarische Institution handelt. 
Es fällt auf, dass die CEU als einzige Universität 
in Ungarn die Auflagen dieses neuen Gesetzes 
nicht erfüllt – als nichtstaatliche, amerikanisch-
ungarische Einrichtung und als vermeintliche 
„Brutstätte“ einer liberalen Opposition. Bislang 
wurden alle entgegenkommenden Versuche der 
CEU, mit dem neuen Gesetz konform zu gehen 
und darüber einen Dialog anzustoßen, vonsei-
ten der ungarischen Regierung blockiert oder 
ignoriert. Dadurch wird die CEU zu einem 
kostspieligen Umzug nach Wien gezwungen. 
Ob die CEU diesen Ende 2019 teilweise bereits 
durchgeführten Umzug am Ende heil übersteht, 
ist nicht ausgemacht. Dieser Vorgang ist ein zu-
mindest in der EU beispielloser strategischer 
Angriff auf eine Universität und deren akade-
mische Freiheit. 

Ähnlich gelagert sind die im Sommer 2018 
bekanntgegebene, offen politisch begründete 
Abschaffung des Studienfaches Gender Stu-
dies an der staatlichen, ungarischen Univer-
sität ELTE und die 2019 einsetzende, sowohl 
finanzielle als auch administrativ-ministeriale 
Gängelung der Akademie der Wissenschaften 
in Budapest. 

Auch in Deutschland versuchen Rechtspopu-
listen gezielt, in den akademischen Raum bzw. 
die Universitäten vorzudringen. Sie versuchen 
zum einen, den Intellektuellen der neuen Rech-
ten in einem akademischen und universitären 
Rahmen Gehör zu verschaffen – als Gegenge-
wicht zu einer vermeintlichen „links-liberalen 
Meinungsdiktatur“ und dem „Genderwahn“ an 
den Universitäten. Zum anderen versuchen sie, 
Wissenschaftler*innen zu ‚aktivieren‘, die mit 
der Ideologie der neuen Rechten sympathisie-
ren. Diese Entwicklungen stellen ein ernstes 
Problem für die kritischen Geistes-, Geschichts- 
und Sozialwissenschaften dar.
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Eine zweite, weitverbreitete Spielart – stra-
tegischer Zweifel – tritt auf, wenn eine Grup-
pe von Personen bestimmte, wissenschaftlich 
etablierte Forschungsergebnisse öffentlich in 
Zweifel zieht, weil diese Ergebnisse den poli-
tischen oder wirtschaftlichen Interessen der 
Gruppe entgegenstehen. Eine skeptische oder 
kritische Haltung mag an sich durchaus zu guter 
Wissenschaft dazu gehören. Aber im Falle des 
strategischen Wissenschaftsskeptizismus geht 
es weniger darum, durch kritisches Nachfra-
gen einen fruchtbaren Beitrag zur Wissenschaft 
zu leisten. Es geht vielmehr ausschließlich um 
Public Relations, d.h. um die Verteidigung be-
stimmter wirtschaftlicher und politischer Par-
tikularinteressen in der Öffentlichkeit. Das der-
zeit prominenteste und folgenreichste Beispiel: 
Rechtspopulisten in den USA und zunehmend 
auch in der Bundesrepublik und der EU ziehen 
empirisch gut bestätigte Forschungsergebnisse 
der Klimawissenschaften gezielt öffentlich in 
Zweifel. Zum Beispiel wird angezweifelt, dass 
es menschengemachte Klimaerwärmung über-
haupt gibt. Strategischer Zweifel wird zum Teil 
von der Erdöl-, Kohle- und Automobilindustrie 
finanziert und von Think Tanks ideologisch 
unterstützt (wie z.B. dem AfD-nahen Europä-
ischen Institut für Klima und Energie im deut-
schen Kontext). Diese „skeptischen“ Strategien 
zielen darauf ab, Klimaschutzmaßnahmen zu 
verhindern, die den Interessen der Industrie 
und der politischen Agenda von Rechtspopu-
listen zuwiderlaufen würden. 

Die dritte Spielart – strategische Forschung 
– entsteht, wenn Unternehmen und andere 
Organisationen strategisch ausgerichtete For-
schung bezahlen. Strategische Forschung dient 
(genauso wie der strategische Zweifel) der 
Wahrung der Partikularinteressen von wirt-
schaftlichen und politischen Organisationen in 
der Öffentlichkeit. Konkret bedeutet dies, dass 
Organisationen wissenschaftliche Forschung 
in Zweifel ziehen, indem sie selbst Forschung in 
Auftrag geben. Die Ergebnisse solcher Auftrags-
forschung nehmen häufig die Gestalt von „Ge-
genstudien“ zu Forschungsprojekten an, die aus 
öffentlicher Hand finanziert werden (z.B. durch 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft oder den 
European Research Council). Ein typisches Bei-
spiel: ein Pharmaunternehmen finanziert eine 

wissenschaftliche Studie zu einem neuen Medi-
kament, welches dasselbe Unternehmen auf den 
Markt bringen möchte. Die Ergebnisse solcher 
Auftragsforschung werden dann als „Gegenstu-
die“ zu aus öffentlicher Hand finanzierter Medi-
kamentenforschung präsentiert. Solche indus-
triefinanzierten Studien sind äußerst anfällig für 
systematische Fehler: zum Beispiel werden Ver-
suchsaufbau, statistische Methoden oder auch 
erhobene Daten so ausgewählt, dass ein für den 
Auftraggeber wirtschaftlich erwünschtes Er-
gebnis der Studie wahrscheinlicher wird. Feh-
ler dieser Art fallen in der Regel zugunsten der 
wirtschaftlichen Interessen des Auftraggebers 
und zu Ungunsten der Konsument*innen aus. 
Letztere müssen etwa mit Nebenwirkungen und 
anderen gesundheitsgefährdenden Folgen der 
entwickelten Produkte leben, die im Rahmen 
der fehlerhaften Studien nicht entdeckt oder 
bei der Veröffentlichung verschwiegen wurden. 
Derselbe Punkt lässt sich auch in Bezug auf in-
dustriefinanzierte Forschung zu Glyphosat und 
Dieselmotoren anbringen. 

In Deutschland und Europa gehört strate-
gischer Wissenschaftsskeptizismus auf die po-
litische Tagesordnung, denn strategischer Wis-
senschaftsskeptizismus richtet in Wissenschaft 
und Gesellschaft erheblichen Schaden an. 

Wissenschaftsskeptizismus schadet der 
Wissenschaft selbst. Für gute Wissenschaft 
ist es notwendig, dass eine hinreichende Un-
abhängigkeit der Forschung von wirtschaft-
lichen und politischen Interessen garantiert 
wird, um die Richtigkeit und Zuverlässigkeit 
von Forschungsergebnissen zu sichern. Wis-
senschaftsskeptizismus führt jedoch zu un-
zuverlässigen Forschungsergebnissen. Diese 
wirken sich negativ auf die Glaubwürdigkeit 
der Wissenschaft in der Öffentlichkeit aus 
– sowohl für die Wissenschaft als Institution 
und als auch für Wissenschaftler*innen als 
Expert*innen. Die Frage, ob wirksame Mittel 
gegen wissenschaftsskeptische Angriffe und 
Einflüsse gefunden werden, betrifft nicht nur 
die Glaubwürdigkeit sondern auch die beruf-
liche Zukunft einer Vielzahl von Menschen, 
die in wissenschaftlichen Forschungs- und 
Lehreinrichtungen arbeiten.
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Strategischer Wissenschaftsskeptizismus 
schadet auch ganzen Gesellschaften, weil dessen 
praktische Folgen außerhalb der Wissenschaft 
für viele Menschen zu spüren sind. Diese Fol-
gen umfassen beispielsweise: in Ungarn wird 
eine junge Generation ihrer Ausbildungschan-
cen und Forschungskarrieren im eigenen Land 
beraubt (bei strategischen Angriffen auf wis-
senschaftliche Institutionen), dürrebedingte 
Versorgungsengpässe treten auf, weil Maßnah-
men für Klimaschutz unterlassen wurden (bei 
strategischem Zweifel), Patient*innen leiden 
unter schweren Nebenwirkungen von fehler-
haft entwickelten Medikamenten (bei strate-
gischer Forschung). 

Ein kritischer Blick auf strategischen Wis-
senschaftsskeptizismus soll nicht nahelegen, 
dass beispielsweise politische Interessen kei-
nerlei Rolle in der Wissenschaft spielen dürfen. 
Grundsätzlich können politische Institutionen 
und öffentliche Wissenschaftsorganisationen 
(wie die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
oder der European Research Council) zum 
Beispiel Forschungs- und Förderschwerpunkte 
setzen – etwa Klima oder auch Demokratie 
als wichtige Themen oder Schwerpunkte aus-
zeichnen und Anreize setzen, dass zu diesen 
Themen geforscht wird. Die Legitimität solcher 
Schwerpunktsetzungen speist sich u.a. aus einer 
Garantie der Ergebnisoffenheit und Gemein-
wohlorientierung der geförderten Forschung. 
Im Fall von strategischem Wissenschaftsskepti-
zismus ist die entsprechende Forschung jedoch 
in der Regel nicht hinreichend ergebnisoffen 
(sondern wird so ausgeführt, dass ein Ergebnis 
herauskommt, das den Interessen der Geldge-
ber entspricht) und typischerweise nicht am 
Gemeinwohl orientiert (sondern vorwiegend 
an Partikularinteressen von Unternehmen) ist.

Die SPD sollte daher den Themenkomplex 
„Wissenschaftsskeptizismus“ aufgreifen, um zu 
einer neuen Profilbildung der SPD beizutragen. 
Mindestens vier gute Gründe sprechen für die-
se Anregung: 

1.	 Das Thema Wissenschaftsfeindlichkeit 
knüpft direkt an weitere Großthemen an: 
Digitalisierung, Verbraucherschutz und Kli-
maschutz. Diesen Themen ist eine ursozial-

demokratische Herausforderung gemein: 
Politisch darauf hinzuwirken, dass neue 
wissenschaftlich-technische Entwicklungen 
zu besseren Lebensbedingungen für alle in 
unserer Gesellschaft führen und dass Kräf-
te, die genau dies zu verhindern versuchen, 
politisch zu bekämpfen sind.

2.	 Mit diesem Thema hat die SPD die Gelegen-
heit, ein brandaktuelle Inhalte in der Wissen-
schafts- und Forschungspolitik zu besetzen, 
das eine große Gruppe von Wähler*innen 
ansprechen dürfte (z.B. Personen, die in 
wissenschaftlichen Forschungs- und Lehr-
einrichtungen und der Technologiebranche 
arbeiten, sowie Lehrer*innen, Auszubilden-
de und Studierende). 

3.	 Das Thema Wissenschaftsskeptizismus ist 
ein zumindest in Deutschland neuer und 
ernstzunehmender Aspekt im politischen 
Kampf gegen Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus (dies trifft vor allem 
auf die ersten beiden Spielarten zu). Auch 
hier könnte die SPD eigene, neue Akzente 
in Abgrenzung zu den Grünen und der 
Linken setzen.

4.	 Die SPD könnte sich hier ebenfalls klar ge-
gen die CDU/CSU positionieren, innerhalb 
und außerhalb einer Groko. Denn man 
kann den Eindruck gewinnen, dass für die 
Union eine unabhängige Wissenschaft kei-
ne besondere Priorität zu haben scheint 
oder zumindest in dieser Frage keine Ei-
nigkeit bei den Unionsparteien besteht. Um 
nur ein vielsagendes Beispiel herauszugrei-
fen: mit Kritik an Viktor Orbán hält sich die 
CSU auffallend zurück. Die CSU-Abgeord-
neten im Europäischen Parlament haben 
2018 mehrheitlich gegen die Einleitung 
eines Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Ungarn gestimmt, wohlgemerkt anders als 
die Abgeordneten der CDU. Auch wenn 
Manfred Weber seinen Ton gegenüber Or-
bán im März 2019 verschärft hat, bleibt der 
Verdacht, dass nicht Hilfe für die CEU und 
andere Universitäten sondern Wahlkampf-
taktik bei der Europawahl die eigentliche 
Motivation für diese Intervention waren. 
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Sozialdemokrat*innen sollten daher die 
politische Diskussion zu zwei entscheidenden 
Großfragen anstoßen:

•	 Anhand welcher Kriterien kann man strate-
gischen Wissenschaftsskeptizismus erken-
nen und dann als solchen benennen und 
kritisieren? 

•	 Welche Strukturen muss die Politik schaffen, 
um dem strategischen Wissenschaftsskepti-
zismus etwas entgegenzuhalten? 

Die Beantwortung dieser beiden Fragen er-
fordert einen intensiven Austausch zwischen 
progressiven politischen Akteur*innen, aus-
gewiesenen Expert*innen aus verschiedenen 
Wissenschaften und einflussreichen Wissen-
schaftsorganisationen (wie z.B. der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, dem Deutschen 
Hochschulverband, der Leibniz Gemeinschaft, 
der Max-Planck-Gesellschaft, dem Wissen-
schaftsrat, dem European Research Council 
und vielen mehr). 

Welche konkreten Maßnahmen könnten 
Sozialdemokrat*innen diskutieren? Eine kleine 
Auswahl umfasst die folgenden: 

•	 mehr Offenlegungspflichten bei wis-
senschaftlichen Veröffentlichungen und .
bei Beratungstätigkeiten durch Wissen-
schaftler*innen in Politik und Wirtschaft 
einführen (insbesondere betreffend der Fi-
nanzierungsquellen), 

•	 mehr langfristig ausgeschüttete, öffentliche 
Gelder für Forschung (einschließlich ent-
fristeter Forschungsstellen für junge Wissen-
schaftler*innen) an Universitäten bereitstel-
len, um den Problemen industriefinanzierter, 
strategischer Forschung vorzubeugen, 

•	 mehr konkrete Vorschläge einbringen, wie 
man Einschränkungen der akademischen 
Freiheiten auf europäischer Ebene effektiv 
entgegenwirken kann, um Situationen wie ge-
genwärtig in Ungarn künftig zu verhindern,

•	 mehr Förderschwerpunkte zur interdiszip-
linären Erforschung von Wissenschaftsskep-

tizismus und – allgemeiner – der Rolle von 
Wissenschaft und Wissenschaftskommuni-
kation in liberalen und sozialen Demokra-
tien schaffen, 

•	 mehr frei zugängliche und kostenlose Wis-
senschaftsvermittlung und politische Bil-
dung in Schulen, Hochschulen, Weiterbil-
dungseinrichtungen, Volkshochschulen, 
parteinahen Stiftungen etc. fördern.

Die Diskussion dieser Fragen und Themen 
steht erst am Anfang. Sozialdemokrat*innen 
haben jetzt die Gelegenheit, Antworten aktiv 
mitzugestalten, ja in dieser Angelegenheit mit 
guten Ideen voranzugehen. 

Sozialdemokrat*innen sollten dabei auch 
grundsätzlicher werden und kritisch fragen, 
wie eine derzeit stark wettbewerbsorientierte 
und durch prekäre Anstellungsverhältnisse 
geprägte Forschungslandschaft verändert 
werden müsste, um dem Problem des stra-
tegischen Wissenschaftsskeptizismus zu be-
gegnen. Sozialdemokrat*innen könnten die 
Auseinandersetzung mit dem Thema Wissen-
schaftsskeptizismus auch als willkommene 
Gelegenheit nutzen, um ihren ‚klassischen‘ 
wissenschafts- und bildungspolitischen Posi-
tionen neue Überzeugungskraft zu verleihen 
– wie z.B. Chancengleichheit und Bildungsge-
rechtigkeit im Studium und bei akademischen 
Karrieren, gut abgesicherte Arbeitsbedin-
gungen an den Universitäten und die aktive 
und gerechte Gestaltung einer digitalisierten 
Forschung und Lehre. 	 ó
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rezension: neosozialismus. Solidarität, Demokratie 
und ökologie vs. Kapitalismus

Der.Verlust.des.Utopischen.mache.die.Schwä-
che.der.Linken.aus.

Dörres.Kernthesen:.Die.bisherigen.Sozialis-
men.hatten.kein.Korrektiv.gegen.die.Akkumu-
lation.von.Macht..Eine.neosozialistische.Option.
sei.nötig,.weil.die.„Zangenkrise“.einen.Trans-
formationsprozess.in.Gang.gesetzt.habe,.deren.
Richtung.man.beeinfl.ussen.müsse..Und.zwar.
in.Richtung.eines.qualitativen.Wachstums,.in.
Richtung.auf.mehr.Gleichheit.und.Demokratie.
in.allen.Lebensbereichen,.vor.allem.in.der.Wirt-
schaft...Den.Begriff..der.„Postwachstumsgesell-
schaft.“.hält.Dörre.für.„denkbar.ungeeignet“,.
denn.wachstumskritisch.seien.heute.alle,.von.
links.bis.rechts..Es.gehe.um.Umverteilung,.nicht.
nur.von.Vermögen,.sondern.auch.von.Arbeit..
Hier.deutet.sich.schon.an,.dass.er.mit.der.Kritik.
etwa.von.Ulrich.Brand.und.Markus.Wissen.an.
der.„imperialen.Lebensweise“.nichts.anfangen.
kann,.die.ja.auch.Verzicht.auf.Seiten.der.impe-
rialen.„Gewinner“.impliziert,.zu.denen.auch.
viele. abhängig. Beschäftigte. gehören.. Dörre.
propagiert.eine.radikale.Wirtschaft.sdemokra-
tie..Das.Subjekt.einer.solchen.Demokratisie-
rung.könne.sich.nur.konstituieren,.wenn.die.
Klassenfrage.mit.den.aktuellen.Konfl.iktachsen.
–.Nation,.Geschlecht,.Nachhaltigkeit.verknüpft..
werde..Kurz:.der.Widerspruch.zwischen.Fragen.

von Karl-Heinz Heinemann1

Als.wir.eine.Veranstaltung.mit.Klaus.Dörre.
zu.seinen.Th. esen.zum.Neosozialismus.lieber.
unter.den.Titel.„Ökosozialismus“.stellen.woll-
ten,.fürchteten.Mitveranstalterinnen,.dass.wir.
damit. grüner. Begriffsverwirrung. Vorschub.
leisten..Ehrlich.gesagt,.ich.bin.skeptisch,.wenn.
eingeführte.Begriff.e.–.wie.Liberalismus,.Kolo-
nialismus.oder.Sozialismus.–.mit.den.Vorsil-
ben.„Neo“.oder.„Post“.versehen.werden..Ist.die.
Post.wirklich.schon.vorbei?.Was.verbirgt.sich.
wirklich.Neues.hinter.dem.Neo.–.oder.sollen.
mit.den.Vorsilben.nur.harte.Begriff.e.weich-
gespült.werden?.Nach.Dörres.Vortrag.gingen.
die.Debatten.um.den.Begriff..weiter:.Warum.
das.S-Wort.wieder.hervorholen,.da.wir.doch.
recht. eigentlich.kein.überzeugendes.Vorbild.
dieses.Namens.vorweisen.können,.meint.eine.
engagierte. junge.Studentin..Warum.redet.er.
um.die.Machtfrage.herum,.warum.glorifi.ziert.
er.die.mittelständischen.Betriebe,.erregen.sich.
in.Jahrzehnten.gestählte.Kämpferinnen.für.den.
–.Sozialismus..Das.sei.ja.wirklich.eine.tolle.Ein-
sicht,.dass.man.sich.auch.als.Sozialist.wieder.
abwählen.lassen.könnte,.meint.sarkastisch.ein.
linker.Sozialdemokrat..

Dörre.hat.mit.seinen.erstmals.2018.veröf-
fentlichten.Th. esen.zum.Neosozialismus.über-
fällige. Diskussionen. angestoßen:. Über. die.
Notwendigkeit.realer.Utopien.ebenso.wie.über.
die.Auseinandersetzung.mit.stattgehabten.Re-
alsozialismen,.über.den.Zangengriff..von.öko-
nomischer.und.ökologischer.Krise.und.über.
Transformationsstrategien..Diskussionen.also,.
die.in.linksakademischen.Kreisen.schon.lange.
geführt.werden,.hat.Dörre.zusammengeführt.
und. in.einer.größere,.zumindest. links-alter-
native.Öff.entlichkeit.gebracht..Dabei. ist.sein.
Ausgangspunkt.die.Frage,.warum.die.Rechte.in.
Gestalt.der.AfD.gerade.in.den.klassischen.Ziel-
gruppen.der.Linken.so.stark.werden.konnte..

1. Karl-Heinz.Heinemann. ist.Bildungsjournalist.und.Vorsitzender.der.Rosa-
Luxemburg-Stift.ung.NRW.
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der Identitätspolitik und der Umverteilungspo-
litik zugunsten der arbeitenden Klassen müsse 
aufgehoben werden.

Der von Dörre und seiner Kollegin Christi-
ne Schickert herausgegebene Band ist aus einer 
Konferenz des Jenaer Forschungskollegs über 
„Postwachstumsgesellschaften“ entstanden. 
Dörres Thesen – zu den Defiziten des Staatssozi-
alismus und der Möglichkeit, sie zu vermeiden, 
zur Notwendigkeit einer großen Perspektive 
– heiße sie nun sozialistisch oder demokratisch 
– zur kapitalistisch unlösbaren „Zangenkrise“ 
zwischen Verwertungszwang und ökologischer 
Katastrophe – werden teils kritisch aufgenom-
men, teils zurückgewiesen oder weitergeführt. 

Hubertus Buchstein kritisiert Dörres Vor-
schlag. Mit dem Aufwerfen der Systemfrage 
mache man sich leichtfertig auf die Suche nach 
einfachen Antworten auf komplexe Fragen, ja, 
man provoziere eine unangenehme Nähe zu 
rechten „Systemkritikern“. Brigitte Aulenbacher 
listet die aktuellen Debatten um Sozialismus 
und Transformationsstrategien auf, vor allem 
Honneth, Polanyi und Erik Olin Wright und 
kommt zu dem Schluss, dass, wenn überhaupt, 
dann nicht nur eine Vision einer herrschafts-
freien, demokratischen Gesellschaft – Sozialis-
mus oder nicht – zielführend sein könne.

Raul Zelik analysiert kenntnis- und fakten-
reich, warum das chavistische Projekt eines 
„Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ in Vene-
zuela diesem Anspruch nicht gerecht werden 
konnte, weil er in der Umsetzung – wie der 
Staatssozialismus vorher – die Macht nicht 
wirklich kollektiviert und „Freiheit, Gleichheit, 
Schwesterlichkeit“ auch auf das Feld der Öko-
nomie ausgeweitet hatte.  

Erik Olin Wright, dem dieser Band postum 
gewidmet ist, gilt fast allen im Band vertretenen 
als Vordenker einer reformistischen Transfor-
mationsstrategie. Zu ihr scheint es – bei allen 
Nuancen – pro und contra Grundeinkommen, 
wieviel Markt, wie viel Staat? Welche Rolle spie-
len alternative Eigentumsformen für eine Re-
formstrategie – keine Alternative zu geben. 

Ulrich Brand und Mitherausgeberin Chris-
tine Schickert problematisieren den Begriff der 
Transformation, unter dem sich ja unterschied-
liche Perspektiven verbergen können. Ist eine 
ökologische Modernisierung des Kapitalismus 
möglich? Die ökologische Krise sei heute in 
aller Munde, doch wie steht es mit der Finanz-
krise und der Krise des politischen Systems? 
Warum lehnt Dörre eine Degrowth-Perspektive 
ab und favorisiert ein Ein-Prozent-Wachstum, 
dessen Notwendigkeit er postuliert, aber nicht 
begründet, fragen sie. Sie mahnen an, dass zu 
den von Dörre benannten Kernprojekten ei-
ner Transformationsstrategie die Veränderung 
der eigenen Lebensweise und der persönlichen 
Beziehungen hinzukommen müsse. In seinem 
Kölner Vortrag übernahm Dörre dieses Postu-
lat. Aber auch in seinen Thesen merkt er schon 
an: Nichts gegen eine Neudefinition des „guten 
Lebens“, aber veganes essen allein werde nur ein 
neues kapitalistisches Geschäftsfeld eröffnen. 
Der Beitrag von Brand und Schickert endet ein 
wenig resignativ: Heute gebe es keine Mehrheit 
für ein ökosozialistisches Projekt, nicht nur die 
Rechte, auch viele Linke klammerten sich noch 
an die „imperiale Lebensweise“.

Hans-Jürgen Urban greift noch einmal 
Dörres Aufarbeitung gescheiterter Sozialismus-
Versuche auf. Er knüpft an Wolfgang Abendroth 
an: Sozialismus ist nichts anderes als die allseitige 
Verwirklichung des Gedankens der Demokratie, 
auch in der Wirtschaft. Ansätze sieht er in ge-
werkschaftlichen Forderungen, die Eingriffe in 
die kapitalistische Eigentumsordnung implizie-
ren. Doch: Transformation hin oder her, letztlich 
geht es immer um die Machtfrage, und da wird 
etwa die Wrightsche Strategie, den Kapitalismus 
zu unterlaufen, an ihre Grenzen stoßen.

Abschließend geht Dörre auf die Kritiken 
und Vorschläge ein, benennt die Lücken, etwa 
fehlende Ausführungen zur Entspannungspo-
litik, zur Rolle des Nationalstaats und der In-
ternationalisierung, geht auf die Dialektik von 
Reformen ein, die sich immer auch als system-
stabilisierende Maßnahmen erweisen können. 

Man kann Dörres Fazit nur zustimmen: Am 
Ende stehen mehr Fragen als Versprechen auf 
Antworten. Wie steht es mit dem Subjekt einer 
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bewusst.gestalteten.Transformation?.Identitäts-
politik.oder.Kampf.der.Arbeiterklasse.um.ihre.
sozialen.Rechte?.Und.wer.oder.was.ist.heute.die.
Arbeiterklasse?.

Aber.so.viel.ist.klar:.Die.Linke.braucht.eine.
größere. Perspektive.. Eine. Utopie?. Das. fin-
det.mancher.nicht.gut,.weil.der.Sozialismus.ja.
–.nach.Engels.zur.Wissenschaft..werden.sollte..
Eine.große.Erzählung?.Das.klingt.doch.sehr.be-
liebig..Es.ist.schwer,.eine.große.Perspektive.aus-

zumachen.in.einer.Zeit,.in.der.die.Linke.welt-
weit.nicht.gerade.auf.dem.Vormarsch.ist..Nicht.
nur.der.Begriff..des.Neosozialismus.gehört.auf.
den.Prüfstand,.auch.der.des.Ökosozialismus,.
und.der.„Containerbegriff “.Transformation,.
hinter.dem.sich.oft..die.alte.Dialektik.von.Re-
form.und.Revolution.verbirgt..Das.Verdienst.
des.Bandes.besteht.zweifellos.darin,.diese.not-
wendig.politischen.Debatten.um.Begriff.e.aus.
links-akademischen.Zirkeln.in.eine.breitere.po-
litische.Öff.entlichkeit.zu.holen.. ó

rezension: orte sozialistischer Identitätsbildung
von Robert von Olberg1

Der.Blick.zurück.in.die.lange.Geschichte.der.
Sozialdemokratie. gibt. immer. wieder. Anlass.
zum. Staunen.. Dazu. gehört. zum. Beispiel. die.
Vielzahl. verschiedener. sozialdemokratischer.
Presseorgane,.die.Ende.des.19..Jahrhunderts.von.
der.Partei.und.in.ihrem.Umfeld.herausgegeben.
wurden..Geblieben.ist.davon.heute.kaum.mehr.
als.der.„Vorwärts“..Wer.zu.André.Biederbecks.
Untersuchung.des.Arbeitermilieus.in.Dortmund.
zwischen.1890.und.1914.greift.,.wird.bei.einer.
anderen.Zahl.staunen:.Rund.170.Orte.des.sozi-
alistischen.Vereinslebens.macht.der.Historiker.
allein.im.Raum.Dortmund.aus..Wer.heute.einen.
Sitzungs-.oder.Veranstaltungsraum.für.die.Par-
teiarbeit.braucht,.muss.häufi.g.lange.suchen,.bis.
eine.passende.Örtlichkeit.gefunden.ist.

Doch.nicht.dieser.alltagspraktische.Aspekt.
aus.der.Parteiarbeit.allein.ist.es,.der.den.Blick.
in.das.Buch.lohnenswert.macht..Es.ist.auch.ein.
Beitrag.zu.einer.angesichts.der.anhaltenden.
Krise.der.Sozialdemokratie.aktuell.lebhaft..dis-
kutierten.Frage,.nämlich.der.nach.der.Identität.
und.der.Identitätsbildung.eines.sozialistischen.
Arbeitermilieus,.das.sich.um.die.Jahrhundert-
wende.noch.klar.defi.nieren.und.greifen.ließ,.
dessen.Existenz.heute.aber.immer.stärker.hin-
terfragt.wird.

Biederbeck.untersucht.in.seiner.Dissertati-
onsschrift..Räume.und.ihre.Bedeutung.für.die.

1. Robert.von.Olberg.ist.Politikwissenschaft.ler.und.Vorsitzender.der.SPD.Münster.

Identitätsbildung.des.sozialistischen.Arbeiter-
milieus..Dabei.geht.er.von.der.theoretischen.
Annahme.von.Maurice.Halbwachs.aus,.wo-
nach. Identitäts-. und. Gruppenbildung. und.
auch.Erinnerung.ohne.einen.Bezug.zu.einem.
konkreten.Ort.nicht.möglich.sind,.weil.sich.
Gruppen.im.wahrsten.Sinne.des.Wortes.nun.
mal.verorten.wollen..Dieser.Aspekt.ist.für.das.
sozialistische.Arbeitermilieu.bislang.nicht.er-
forscht..Biederbecks.Arbeit.schließt.somit.an-
hand.seiner.exemplarischen.Analyse.für.das.
Dortmunder. Arbeitermilieu. zwischen. 1890.
und.1914.eine.Forschungslücke..

Geprägt.wurde.das.Dortmunder.Arbeiter-
milieu.seinerzeit.durch.einen.sehr.hohen.Anteil.
an.Industriearbeitern,.der.größten.Einwohner-
gruppe.der.Stadt,. einen.Anstieg.ungelernter.

André Biederbeck 

Das Dortmunder Arbeitermilieu 
1890-1914
Zur.Bedeutung.von.
Räumen.und.Orten.für.
die.Konstituierung.einer.
sozialistischen.Identität.

Böhlau.Verlag,.
Köln.2018,.
426.Seiten,.60.€
ISBN:.978-3-412-51110-4
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Kräfte und wirtschaftliche Konzentrationspro-
zesse. Hinzu kam eine Vielzahl verschiedener 
Nationalitäten durch die grenzüberschreiten-
de Mobilität der Arbeitskräfte. Eine regionale 
Konzentration des Milieus lässt sich für den 
Nordteil des Stadtgebiets feststellen. Hier kann 
sogar von sozialräumlicher Segregation gepaart 
mit sehr beengten Wohnverhältnissen gespro-
chen werden. Seit den 1890er Jahren lässt sich 
ein dichtes sozialistisches Netzwerk bestehend 
aus der Parteiorganisation der SPD und den 
Gewerkschaften als Massenorganisationen, 
Sport- und Kulturvereinen sowie eigenen sozi-
alistischen Tageszeitungen feststellen.

Biederbeck verwendet nicht nur die Raum-
soziologie, sondern greift auch auf Rainer Lep-
sius Theorie sozialmoralischer Milieus und 
ihrer Bedeutung für die Herausbildung des 
Parteiensystems zurück. Diese geht über das 
Klassenmodell von Marx und Weber hinaus. 
Ein gefestigtes sozialistisches Milieu macht Bie-
derbeck für den Untersuchungsraum ab 1890 
aus. Die zentrale These mit Bezug auf die Be-
deutung von Räumen und Orten für diese Iden-
titätsbildung lautet: Erst in Stätten des Vereins-
lebens konnte sozialistische Identitätsbildung 
überhaupt stattfinden. Wie sagte schon Kauts-
ky: „Ohne Wirtshaus gibt es für den deutschen 
Proletarier nicht bloß kein geselliges, sondern 
auch kein politisches Leben.“

Zurück zur Zahl 170: Natürlich kann der 
Autor nicht alle diese Orte im Detail untersu-
chen. Daher ist zunächst zu unterscheiden, was 
als Raum und was als Ort verstanden werden 
soll. Ein Raum, so die Annahme, ist immer ein 
soziales Produkt. Ein Ort lässt sich immer kon-
kret territorial fassen. Daher widmet der Autor 
auch den Maifeiern als Raum der sozialisti-
schen Identitätsbildung ein eigenes Kapitel. Bei 
der Auswahl der genauer zu untersuchenden 
Orte hilft das Modell der Knotenpunkte. Dar-
unter werden solche Orte verstanden, die durch 
wiederkehrende Handlungsroutinen und sym-
bolische Markierungen polyfunktional für die 
Erinnerung und sozialistische Identitätsbildung 
geworden sind. 22 solcher Knotenpunkte unter-
sucht der Autor im Anschluss näher. Auf rund 
200 Seiten breitet er nach systematischen Krite-
rien wie bspw. dem äußeren Erscheinungsbild 

und der jeweiligen Geschichte und anhand von 
Fotos, Raumplänen, Annoncen und ähnlichem 
auch reichlich bebildert die Analyse dieser be-
deutenden Knotenpunkte aus. Zeitgenössische 
Presseartikel, Selbstzeugnisse, Karten, aber auch 
polizeiliche Akten oder Material aus dem Bau-
ordnungsamt dienen ihm hierzu als Quellen.

Ergänzt wird diese Detailbetrachtung um 
eine Analyse der sozialistischen Maifeiern im 
Untersuchungszeitraum. Ihnen ist die Beson-
derheit zu eigen, dass sie in der Regel in allge-
meinörtlichen Lokalen, ja teilweise sogar an 
bürgerlichen Freizeitorten stattfanden. Dahin-
ter steckte die doppelte Absicht, einerseits als 
gleichberechtigter Teil der Stadtgesellschaft 
wahrgenommen zu werden, und andererseits 
die eigene Stärke und Geschlossenheit zu de-
monstrieren. Diese durchaus bewusste Provo-
kation führte bisweilen zum polizeilichen Ein-
schreiten.

André Biderbecks Buch ist eine durch und 
durch wissenschaftliche Auseinandersetzung 
mit der gewählten Thematik. Dies zeigt sich 
allein in der beeindruckenden Fülle der ausge-
werteten Quellen, einem ausufernden Apparat 
an Fußnoten und Literaturverweisen und dem 
streng systematischen Aufbau der Arbeit. Für 
geschichtswissenschaftliche Laien wünscht 
man sich angesichts des interessanten Themas 
und seiner Relevanz für die Geschichte des so-
zialistischen Arbeitermilieus eine stark zusam-
mengefasste Leseversion, die die bedeutenden 
Knotenpunkte des sozialistischen Vereinslebens 
in den Mittelpunkt stellt, und bestenfalls sogar 
als eine Art Stadtführer zur Hand genommen 
werden kann. 	 ó
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DL21 Forum demokratische Linke
Die Linke in der SPD.

DL 21 Aktuell

Kurswechsel nach links ak-
tiv mitgestalten
von Hilde Mattheis�

Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans 
haben sich in der Stichwahl für den Parteivorsitz 
gegen Klara Geywitz und Olaf Scholz durchge-
setzt. 53,06 Prozent der Mitglieder stimmten für 
das Duo Esken/Walter-Borjans. Geywitz/Scholz 
erhielten 45,33 Prozent. Auf dem SPD-Parteitag 
wurden am 06.12.2019 beide dann mit einem 
guten Ergebnis von den Delegierten bestätigt. 
Wir von der DL21 gratulieren Norbert und Sas-
kia herzlich zur Wahl zum Bundesvorsitz. Wir 
freuen uns, dass die Parteibasis nun einen ersten 
Schritt in Richtung einer Neupositionierung der 
SPD gemacht hat. Dierk Hirschel und ich hatten 
unsere Kandidatur vor der Stichwahl zugunsten 
eines linken Teams zurückgezogen. Also bleiben 
auch unsere Themen.

Personell wurde das Präsidium beinahe kom-
plett neu aufgestellt. Mit Kevin Kühnert und Ser-
pil Midyatli sind zwei wichtige Vertreter*innen 
der SPD-Linken zu stellvertretenden Vorsitzen-
den gewählt worden. Eine Kampfkandidatur mit 
Hubertus Heil wurde dadurch vermieden, dass 
die Stellvertreter*innen – entgegen vorheriger 
Planungen – von drei auf fünf erweitert wurden. 
Im erweiterten Parteivorstand finden sich auch 
Vertreter*innen der Parteilinken wieder, darun-
ter Leni Breymaier, Johanna Uekermann und 
der ehemalige Präsident des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-
Böckler-Stiftung, Gustav Horn. Dies ist insge-
samt ein spannendes Team, um die inhaltlichen 
Weichenstellungen nun voranzutreiben.

Personen folgen Inhalten. Daher ist die in-
haltliche Neuausrichtung der SPD vom Bundes-
parteitag so wichtig. Mit dem Sozialstaatspapier 
ist endlich die Überwindung von Hartz IV Teil 

�	 Hilde Mattheis, MdB, ist Vorsitzende der DL21

des SPD-Programms. Auch wenn klarere For-
mulierungen bspw. bei der Abschaffung aller 
Sanktionen wünschenswert gewesen wären, so 
stellt der Beschluss doch endlich ein Fundament 
für einen vorsorgenden Sozialstaat im 21. Jahr-
hundert dar. Darauf dürfen wir uns aber nicht 
ausruhen. Der SPD fehlen weiterhin klare Fest-
legungen zur Rentenpolitik für die Zeit nach 
2025. Mit der Grundrente gehen wir einen wich-
tigen Schritt zur Abmilderung von Altersarmut. 
Unser Ziel sollte aber nicht nur eine armutsfes-
te, sondern auch eine lebensstandardsichernde 
Rente mit einem Rentenniveau über 50 Prozent 
sein. Daran müssen wir weiter arbeiten.

Mit wichtigen Beschlüssen zur Wiederein-
führung der Vermögenssteuer, Infragestellung 
der Schuldenbremse, Stärkung von Tarifverträ-
gen, Tarifbindung und der Tarifpartnerschaft, 
einer sozialdemokratischen Kindergrundsiche-
rung zur Bekämpfung von Kinderarmut und 
einem Programm für den sozialen Wohnungs-
bau und die Deckelung von Mieten können wir 
unser Profil einer linken Volkspartei schärfen.

Ein wichtiger Baustein dafür ist auch der Be-
schluss zur sozialdemokratischen Außen- und 
Sicherheitspolitik, die Friedenssicherung und -
schaffung ins Zentrum rückt. Die Bekenntnisse 
für eine atomwaffenfreie Welt inklusive dem 
Beitritt zum Atomwaffensperrvertrag, die Äch-
tung vollautonomer Waffensysteme und deut-
lichere Restriktionen bei Waffenexporten sowie 
das Bekenntnis, dass wir pauschale Erhöhungen 
von Rüstungsausgaben ablehnen, sind in diesem 
Beschluss nach intensiven Beratungen auf dem 
Parteitag nun enthalten. Wir hätten auch hier 
deutlicher werden können, haben aber nichtsdes-
totrotz unser Profil mit diesem Beschluss geschärft.

Die Frage: „Wie weiter mit der großen Koali-
tion?“ wurde vom Parteitag nicht abschließend 
geklärt. Wir haben den neuen Parteivorsitzenden 
den Auftrag gegeben, nun mit der Union Ge-
spräche zu führen über mehrere für uns wichtige 
Anliegen: mehr Investitionen, Nachverhandlung 
des Klimapakets und Erhöhung des Mindest-
lohns. Die Genossinnen und Genossen haben 
das Vertrauen, dass die Parteispitze nun in er-
gebnisoffene Gespräche geht. Die Frage, ob diese 
Koalition in der Lage ist, Antworten auf wichtige 
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gesellschaftliche Fragen und Herausforderungen 
zu liefern, werden wir dann bewerten müssen. 
Wir als DL21 haben für einen Ausstieg aus dieser 
Koalition mit der Union plädiert.

Wir bleiben aktiv und werden uns weiter 
einbringen. Unser Anspruch ist die ständige 

Gratulation 

Wir gratulieren herzlich Oliver Kaczmarek, 
spw-Mitherausgeber und Sarah Ryglewski, 
spw- Redaktionsmitglied (beide MdB) zu ihrer 
Wahl in den SPD-Parteivorstand.

Studie: „Trend zu permanenter digitaler 
Bewertung“
Wenn Beschäftigte ähnlich wie Käufe im On-
line-Shopping gerankt werden – neue Studie 
untersucht Software bei Zalando

Die Digitalisierung bietet Arbeitgebern nie 
gekannte Möglichkeiten der Kontrolle. Ein 
Beispiel für eine Technik mit hohem Druck-
potenzial ist laut einer neuen Untersuchung 
Zonar – eine Software, die der Online-Ver-
sandhändler Zalando seit dreieinhalb Jahren 
nutzt, um Mitarbeiter zu bewerten. Wie genau 
diese Technologie funktioniert und wie sie sich 
auf die Beschäftigten auswirkt, haben Prof. Dr 
Philipp Staab und Sascha-Christopher Gesch-
ke von der Humboldt-Universität zu Berlin in 

Entwicklung neuer zeitgemäßer und zukunfts-
fähiger Inhalte und deren Durchsetzung in der 
SPD. Den längst überfälligen Kurswechsel nach 
Links, den wir uns von nun an erhoffen, wollen 
wir aktiv und konstruktiv mitgestalten. Lasst 
uns dafür zusammenstehen und zusammen-
handeln.	 ó

einer von der Hans-Böckler-Stiftung geförder-
ten Studie untersucht. Ihr Befund: Zonar stehe 
für ein „sehr umfassendes, quasi panoptisches 
System der Leistungskontrolle“. Das Betriebs-
klima leide, der Stress nehme zu, konstatieren 
die Wissenschaftler auf Basis von Interviews 
mit Beschäftigten. Es bestünden Zweifel, ob der 
Datenschutz eingehalten wird. Zudem scheine 
der Einsatz dieser Software nicht einmal aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht besonders sinn-
voll zu sein.

Der vollständige Artikel kann online auf der 
Homepage von der Hans Böckler  Stiftung unter 
www.boeckler.de abgerufen werden.
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